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Thema der Woche 


Gut gekämpft 

Die Bundestagswahl ist gelaufen: Die Wahl¬ 
ergebnisse der DKP sind wie erwartet, aber 
es gibt erfreuliche Zahlen von Direktkandi¬ 
datinnen und -kandidaten. Es zeigt sich, da 
wo kontinuierlich politisch gearbeitet wird, 
gibt es eine - wenn auch noch - geringe 
Anerkennung. Es wurde gekämpft und da¬ 
bei gelernt und viele Parteigruppen haben 
sich selbst neuen Schwung gegeben. Neue 
Formen und Wege wurden ausprobiert und 
die Aktiven schauen nach vorne und sind op¬ 
timistisch. 

Seiten 4 und 9 


Weiter so mit Mutti 

Der gemütliche Rechtsruck geht verdammt schnell vonstatten 



Aus Merkels Backbuch: „Wer will gute Kekse backen, der muss haben sieben Sachen“: 

Sozialabbau forcieren - Streikrechte einschränken - Aufrüstung hochfahren - Privatisierung durchsetzen - Rassismus fördern - Krieg schüren - Flüchtlinge abschieben 


A ngela Merkel hat es noch ein¬ 
mal geschafft. Sie selbst fin¬ 
de das Ergebnis gar nicht so 
schlecht, wenn man bedenke, wie lan¬ 
ge sie schon regiere, meinte sie kurz 
nach der Wahl vor Parteigängern. Da 
hat sie recht, vor allem wenn man be¬ 
denkt, was sie die letzten zwölf Jahre 
so getrieben hat. 

Aber Merkel steht bei vielen im¬ 
mer noch für Stabilität. Das Bild der 
Mutti, die sich um ihre Kinderchen 
redlich bemüht. Die Medien bedien¬ 
ten und bedienen dieses Bild einer be¬ 
dachten Kümmerin und Vermittlerin 
zwischen deutschen und internationa¬ 
len Interessen, zwischen Energiema¬ 
fia und Umweltschutz, zwischen den 
Kläffern und Wadenbeißern aus CSU 
und SPD. 

Aber dieses Bild ist falsch. Kanz¬ 
lerin Merkel steht hinter Schäubles 
schwarzem Bundeshaushalt, dem 
erklärten Verfassungsfeind de Mai¬ 
ziere und Sigmar Gabriel, dem Ex- 
Wirtschaftsminister und Busenfreund 
der Auto- und Energiemafia. Sie alle 
sind verantwortlich für die grassie¬ 
rende Armut, die so vielen Familien 


in Deutschland von der Kinder wiege 
bis zum Rentenalter das Leben ver¬ 
saut. 

Wenn Angela Merkel sich jetzt 
von CDU/CSU, FDP und Grünen zur 
Kanzlerin wählen lassen sollte, wird 
der Rechtsruck in Deutschland wei¬ 
tergehen. Sollte der Eindruck ent¬ 
stehen, dass dieser nicht sonderlich 
schnell vonstatten geht, mag dies an 
der Ausgangsgeschwindigkeit liegen. 
Er hatte schon unter Schwarz-Rot ei¬ 
nen ordentlichen Zahn drauf. 

In der Konstellation Schwarz- 
Gelb-Grün ist damit zu rechnen, dass 
die Angriffe gegen Gewerkschaften - 
im FDP-Jargon Anfang der 2000er 
Jahre „Deutschlands größte Brem¬ 
ser“ - und das „Tarifkartell“ heftiger 
werden. Beim Tarifeinheitsgesetz der 
Großen Koalition wird die neue Re¬ 
gierung es kaum belassen, dafür wird 
ein FDP-Wirtschaftsminister schon 
sorgen. 

Und ein grüner Außenminister 
würde in der Tradition Joschka Fi¬ 
schers wieder für aggressive Außen¬ 
politik stehen - im Namen der Men¬ 
schenrechte natürlich. 


Schwarz-Gelb-Grün wäre auch für 
die Kommunen ein fortgesetzter, be¬ 
schleunigter Gang durchs Tal der Trä¬ 
nen. Öffentliche Daseinsvorsorge, egal 
ob Kita oder Friedhof, ist für FDP und 
Grüne ganz selbstverständlich etwas, 
was vom Geldbeutel der Eltern bzw. 
Angehörigen abhängt. Oftmals ent¬ 
scheiden (Kommunal-)Politiker gar 
nicht mehr darüber, wo und in wel¬ 
cher Form unsere Kinder lernen oder 
wie und wo unsere Alten bis zu ihrem 
Tod verwahrt werden. Das alles hängt 
davon ab, wie viel Geld die Betroffe¬ 
nen zur Verfügung haben. Viele kom¬ 
munale Krankenhäuser sind schon 
geschlossen oder privatisiert worden. 
Kommunale Bäder werden geschlos¬ 
sen, damit Kinder von ihren Eltern ins 
100 Kilometer entfernte und sauteu¬ 
re Spaßbad verfrachtet werden, wo sie 
dann im knietiefen und pisswarmen 
Nass plantschen dürfen, weil sie nicht 
richtig schwimmen können. 

Private Investoren dürfen von 
Schwarz-Gelb-Grün erwarten, dass 
den Kommunen weitere Daumen¬ 
schrauben angelegt werden, damit 
sie ihre letzten kommunalen Betrie¬ 


be privatisieren oder zumindest ÖP- 
„Partnerschaften“ mit privaten Inves¬ 
toren eingehen. 

Und all diese kommenden An¬ 
griffe auf uns, auf die gesamte Klasse 
der Billiglöhner, Facharbeiterinnen 
und Scheinselbstständigen, werden 
uns von Mutti Merkel als vernünfti¬ 
ge, demokratische, alternativlose und 
notwendige Reförmchen verkauft 
werden. Das ganze unter der Dro¬ 
hung, dass mit der AfD alles noch viel 
schlimmer wäre. 

Aber uns kann es fast egal sein, ob 
sich Rassisten und Verfassungsfein¬ 
de in sechs oder sieben Fraktionen 
im Bundestag tummeln - die mögli¬ 
che Spaltung der AfD-Fraktion wird 
das Problem nicht lösen und der Ver¬ 
such der CSU, ihre „rechte Flanke“ zu 
schließen, es nur verschärfen. Klar ist 
jetzt schon, dass eine Linksfraktion im 
Bundestag nicht ausreicht, um all dem 
etwas Wirksames entgegenzusetzen. 
Die neue Regierung wird für das Ge¬ 
genteil dessen stehen, für das die DKP 
im Bundestagswahlkampf geworben 
hat: Frieden - Arbeit - Solidarität. Die 
Entscheidung der 11 750 Menschen, 


die dieses Mal DKP gewählt haben, 
war eine sehr bewusste. Wer nicht be¬ 
reits an der Seite der DKP den „Weg 
des Widerstands“ geht, wie es die 
SDAJ formuliert hat, sei hiermit auf¬ 
gerufen, dies zu tun. 

Zu diesem weiten Weg gehört die 
Stärkung der Gewerkschaften und 
die Verteidigung des Streikrechts. Die 
Kolleginnen und Kollegen von ver.di 
führen ihren Kampf für mehr Perso¬ 
nal in den Krankenhäusern über die 
Bundestagswahl hinaus fort (siehe In¬ 
terview Seite 3). Dieser Kampf rich¬ 
tet sich dagegen, Gesundheit als Ware 
zu verkaufen und führt verschiedene 
Teile der Klasse zusammen. Diesen 
Kampf zu unterstützen und zu einem 
Erfolg zu führen, ist wichtiger als je¬ 
des Mandat im Bundestag. Und ir¬ 
gendwann wird der gewerkschaftliche 
Kampf um bessere Arbeitsbedingun¬ 
gen und höhere Löhne auch seinen 
Ausdruck in Wahlergebnissen finden. 
Dann geht es der AfD und den Agen- 
da-2010-Parteien an den Kragen. 

Lars Mörking 

(Kommentar Seite 9) 











2 Freitag, 29. September 2017 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Es geht um viele Arbeitsplätze 

ThyssenKrupp und Tata treiben Monopolisierung in der Stahlindustrie voran 


Duisburger gegen DOC 

Mit knapper Mehrheit haben 
die Duisburger am vergangenen 
Sonntag das geplante „Designer 
Outlet-Center (DOC)“ abgelehnt. 
51,09 Prozent stimmten gegen das 
Großprojekt auf dem Gelände des 
Love-Parade-Unglücks. Danach 
muss der Grundsatzbeschluss des 
Stadtrats zur Realisierung des 
DOC aufgehoben und die Ein¬ 
leitung von Bauleitplanverfahren 
unterlassen werden. An der Ab¬ 
stimmung beteiligten sich knapp 
60 Prozent der rund 365 000 Wahl¬ 
berechtigten. 

Der am Sonntag wiederge¬ 
wählte Oberbürgermeister Sören 
Link, SPD, teilte mit, er werde die 
Entscheidung selbstverständlich 
respektieren. Der Möbelunter¬ 
nehmer Kurt Krieger und der Out- 
let-Betreiber Neinver wollten auf 
dem früheren Güterbahnhof das 
größte deutsche Outlet-Center mit 
180 Läden und 30 000 Quadratme¬ 
tern Verkaufsfläche errichten. 

ThyssenKrupp holt 
sicn 1,4 Mrd. Euro 

ThyssenKrupp hat sofort nach 
der Einigung auf eine Fusion der 
Stahlsparte mit Tata knapp 56,6 
Millionen neuer Aktien an der 
Börse verkauft und damit 1,4 Mrd. 
Euro eingenommen. Das gab das 
Unternehmen am späten Montag¬ 
abend bekannt. Das Geld solle für 
Investitionen und/oder Zukäufe 
im Industriegütergeschäft genutzt 
werden, hieß es - also ausdrück¬ 
lich nicht im Stahlgeschäft. 

Siemens: Distanz 
zu E-Autos 

Der Münchener Elektro- und 
Mischkonzern Siemens könnte 
sich in einigen Jahren aus dem 
Bau von Elektromotoren für Au¬ 
tos verabschieden. Das schließt 
das „Handelsblatt“ aus einer Ver¬ 
einbarung mit dem französischen 
Autozulieferer Valeo. Mit Valeo 
hatte Siemens 2016 ein Gemein¬ 
schaftsunternehmen gegründet, 
das Elektromotoren für die vielen 
künftigen E-Autos bauen sollte. 

Jetzt wurde vereinbart, dass Va¬ 
leo das Recht habe, ab Dezember 
2021 das Unternehmen ganz zu 
übernehmen, womit Siemens aus- 
scheiden würde. Elektromotoren 
gelten in der Autoindustrie als An¬ 
trieb der Zukunft. Nach Handels¬ 
blatt-Angaben hat Valeo Siemens 
seit dem Start im Dezember 2016 
bereits Aufträge in Höhe von mehr 
als 3 Mrd. Euro eingesammelt, un¬ 
ter anderem von chinesischen Au¬ 
tobauern. 

Ölpreis steigt 

Der Preis für Rohöl ist nach dem 
Referendum im kurdischen Teil 
des Irak kräftig gestiegen. Haupt¬ 
grund war die Drohung der Tür¬ 
kei, Öllieferungen aus dem kur¬ 
dischen Irak zu unterbinden. Der 
Preis für die Rohölsorte Brent 
stieg am vergangenen Dienstag 
auf bis zu 59,49 Dollar je Fass (159 
Liter) und damit auf den höchs¬ 
ten Stand seit mehr als zwei Jah¬ 
ren. 

Saudi-Arabien begibt 
Großanleihe 

Saudi-Arabien plant die Emissi¬ 
on einer neuen Großanleihe. Be¬ 
auftragt mit der Platzierung der 
Emission wurden die Spitzenban¬ 
ken des Globus, unter anderen 
Goldman Sachs, JPMorgan Chase 
und HSBC. Bereits im April hat¬ 
te das monarchistische Regime 
am internationalen Kapitalmarkt 
9 Mrd. Dollar durch den Verkauf 
5- und 10-jähriger „islamischer“ 
Anleihen eingesammelt, um das 
wachsende Defizit im Staatshaus¬ 
halt zu schließen, das im laufenden 
Jahr auf 53 Mrd. Dollar geschätzt 
wird, entsprechend 7,7 Prozent der 
Wirtschaftsleistung. 


T ausende Arbeitsplätze bei Thys¬ 
senKrupp Steel sind in Gefahr. 
7 500 Kolleginnnen und Kollegen 
demonstrierten am Freitagmorgen in 
Bochum. „Die Arbeitnehmervertreter 
haben sowohl gestern auf der Kund¬ 
gebung als auch heute im Aufsichtsrat 
ihre Forderung nach Transparenz und 
Sicherheit deutlich zum Ausdruck ge¬ 
bracht“ sagte der nordrhein-westfäli- 
sche IG-Metall-Chef Knut Giesler. Der 
Kampf für den Erhalt ihrer Arbeits¬ 
plätze, der Montanmitbestimmung, 
gegen die Verlagerung des Firmen¬ 
sitzes in die Niederlande dürfte nicht 
einfach werden. Die Stahlarbeiterinnen 
und -arbeiter brauchen Solidarität und 
Unterstützung. 

Die Vorstände von ThyssenKrupp 
und des indischen Mischkonzerns Tata 
hatten am Mittwoch letzter Woche eine 
Grundsatzerklärung (Memorandum of 
Understanding) „zur Gründung eines 
gemeinsamen Joint Ventures der euro¬ 
päischen Stahlaktivitäten“ unterzeich¬ 
net. Der „Synergie-Effekt“, 600 Mio. 
Euro/Jahr, sprich die höhere Profitra¬ 
te, soll durch die Vernichtung von bis 
zu 4 000 Arbeitsplätzen erreicht wer¬ 
den. Noch ist unklar, wo genau dieser 
Kahlschlag erfolgen soll, dass die Ar¬ 
beitsplätze bei ThyssenKrupp Steel da¬ 
bei ungeschoren bleiben sollen scheint, 
wenn man sich die „Logik“ der bishe¬ 
rigen Monopolisierungs- und Zentrali- 
sationsprozesse betrachtet, aber relativ 
unwahrscheinlich. 

Das „Joint Venture“ würde die nach 
Produktionsmenge Nummer 10 der 
globalen Stahlmonopole, Tata Steel 
Group, mit der Nummer 15, Thyssen¬ 
Krupp Steel, vereinen, (worldsteel.org, 
2016). Tata produziert 24,49 Millio¬ 
nen Tonnen Stahl (Mega-Tonnen, Mt), 
ThyssenKrupp 17,24 Mt. Der Blick auf 
die Tonnenleistung verschleiert et¬ 
was, dass hier sehr unterschiedliche 
„Partner“ einen Deal abschließen wol¬ 
len. Der Tata-Konzern setzt mit etwa 
660 000 Beschäftigten 103,5 Mrd. US- 
Dollar (86,2 Mrd. Euro) um, Thyssen¬ 
Krupp bringt es mit 156 000 Beschäf¬ 
tigten und 39,2 Mrd. Euro nicht einmal 
auf die Hälfte des Umsatzes. Wer hier 
Koch und wer Kellner werden wird, 
dürfte ziemlich klar sein. 

Arithmetisch käme der neue Gi¬ 
gant auf 41,73 Mt und wäre somit 


Mit großer medialer Aufmerksamkeit 
verfolgte die Öffentlichkeit die Groß¬ 
demonstration und Kundgebung der 
IG Metall und der Kolleginnen und 
Kollegen von gut 7 000 Teilnehmern 
aus dem ThyssenKrupp-Konzern. Die 
Belegschafts- und Gewerkschaftsver¬ 
treter hatten aufgerufen, sich klar für 
die am vergangenen Samstag stattfin¬ 
dende Aufsichtsratssitzung bei Thys¬ 
senKrupp zu positionieren: Mit einem 
Bekenntnis zur Zukunft der Stahlpro¬ 
duktion und gegen die vom Vorstand 
beabsichtigte Fusion mit der Stahl¬ 
tochter des indischen Großkonzerns 
Tata. Ein klares Nein zu den Fusions¬ 
plänen mit Tata! Richtig! Denn die 
von allen Rednern auf dieser Kund¬ 
gebung benannten Befürchtungen 
können Realität werden: Mindestens 
7 000 Arbeitsplätze im Konzern ste¬ 
hen allein beim Stahl nach einer Fusi¬ 
on auf dem Spiel. 

Dabei ist die Stahlnachfrage unver¬ 
mindert groß. Mit Stahl hat Thyssen¬ 
Krupp im vergangenen Jahr 7,6 Mrd. 
Euro Umsatz gemacht. Die Stahlprei¬ 
se sind stabil mit leicher Tendenz auf¬ 
wärts. Zu wenig für die Kapitaleig¬ 
ner. Tausende Stahlarbeiterfamilien 
sind dem Kapital einfach egal. Die¬ 
se Familien stehen damit vor großen 
Problemen. Städte wie Bochum und 
Duisburg wären die wohl am meis¬ 
ten betroffenen. Nach Rheinhausen 
und Hattingen Ende der 80er wäre 


global knapp die Nummer Fünf. Der 
Branchenprimus ArcorMittal spielt 
mit 95,45 Mt ohnehin in einer eigenen 
Liga. Aber selbst die Nummer Zwei, 
China Baowu Group (vorm. Baosteel 
und Wuhan Group), hegen mit 63,81 
Mt noch deutlich vor dem von der 
Wirtschaftspresse als „neue europäi¬ 
sche Nummer Zwei“ gefeierten neuen 
Konzern. Inwieweit eine „europäische 
Nummer Zwei“, mit Sitz in den Nieder¬ 
landen, in der durch Großfusionen ge¬ 
kennzeichneten Stahlbranche, für die 
Kolleginnen und Kollegen eine positi¬ 
ve Perspektive darstellen soll, ist eine 
andere Frage. 


ThyssenKrupp repräsentiert in 
etwa die neoliberale Variante der Ver¬ 
einigten Stahlwerke. Das 1926 in einer 
Absatzkrise gegründete „vertikale“ 
Monopol, welches die deutsche Koh¬ 
le-, Koks- und Gas- und Stahlproduk¬ 
tion integrieren sollte, galt zeitweise 
als eines der größten deutschen Un¬ 
ternehmen und hatte maßgebenden 
Einfluss auf die Machtübertragung an 
die Hitlerpartei. Führende Manager 
wie Fritz Thyssen, Albert Vogler, Emil 
Kirdorf und Ernst Poensgen waren, 
wie andere deutsche Schwerindustri¬ 
elle, schon früh an der millionenschwe¬ 
ren Förderung der nationalistischen 
und faschistischen Organisationen in 
der Weimarer Republik beteiligt. Die 


Bochum die nächste Stadt, in der, wie 
Herbert Grönemeyer in seinem be¬ 
kannten Lied „Bochum“, textet, „Der 
Pulsschlag aus Stahl“ nicht mehr zu 
hören sein wird. Deshalb standen die 
Oberbürgermeister der Ruhrgebiets¬ 
städte Dortmund, Bochum, Essen und 
Duisburg mit auf der Protestbühne. Ih¬ 
nen war klar, dass mit einer solchen 
Entscheidung neue Riesenlöcher in 
die Haushaltskassen der Städte ge¬ 
rissen werden. Über steuerliche Ein- 
nahmeausfälle bis zum Anwachsen 
der sozialen Bedürftigkeit tausender 
Familien in diesen Städten. Die Wi¬ 
dersprüchlichkeit stand aber mit ih¬ 
nen direkt auf der Bühne. Karl Josef 
Laumann, Arbeitsminister der neuen 
CDU/FDP-Landesregierung, polter¬ 
te, dass ThyssenKrupp zu NRW, also 
zumindest die Hauptverwaltung des 
„neuen“ Stahlkonzerns, nach NRW 
und nicht nach Amsterdam gehöre. 
In direkter Antwort darauf wurde er 
aufgefordert, dies in der Landesregie¬ 
rung auch so zu vertreten. Denn FDP- 
Wirtschaftsminister Pinkwart und der 
Rest der Landesregierung haben sicht¬ 
bar kein wirkliches Interesse an die¬ 
ser Frage. Sie bezeichnen die Fusion 
als Chance für ThyssenKrupp. 

Letztlich hat Laumann nicht Stel¬ 
lung für den Erhalt aller zur Disposi¬ 
tion stehenden Arbeitsplätze bezogen. 
Auch die herangeeilte „Wahlkämpfe¬ 
rin“ Andrea Nahles redete sich rhe- 


nach Kriegsende 1945 „entflochtene“ 
Stahlindustrie wurde schon früh, und 
mit Nachdruck ab den 1990er Jahren, 
durch Thyssen- und Krupp-Manager 
re-monopolisiert. 

Für Tata Steel gilt eine ähnlich ag¬ 
gressive Aufkaufpolitik. In Europa 
machte der Konzern vor allem 2007 
durch die Übernahme von British Steel 
und Koniglijke Hoogovens (Corus) für 
8,7 Mrd. Euro Schlagzeilen. Eine Stahl¬ 
firma aus den Kolonien kaufte British 
Steel, die altehrwürdige, von Labour 
monopolisierte und von Thatcher pri¬ 
vatisierte ehemalige ökonomische Ba¬ 
sis des Weltreiches. 


1998 demontierten chinesische In¬ 
genieure im Dortmund-Hörder Hoch¬ 
ofenwerk „Ofen 3“. „Ofen 3“ (an dem 
der Autor manche Schicht geschoben 
hat) galt mit einer Tagesleistung von 
40001 Rohstahl als der modernste der 
drei Hörder Hochöfen. Die Chinesen 
zerlegten den Ofen plus der zugehöri¬ 
gen Anlagen komplett, packten ihn in 
Container, verschifften ihn nach China 
und bauten ihn in der Region Hubei 
wieder auf. Nicht wenige Kollegen frag¬ 
ten sich damals, wenn man in China mit 
„Ofen 3“ gutes Geld verdienen konnte, 
warum sollte das nicht auch in Hörde 
gehen? Zumal auch die 1,2 Mrd. DM 
teure, damals weltweit modernste Ko¬ 
kerei, „Kaiserstuhl III“, nach nur acht 


torisch heiser. Die heiße Luft hat die 
Kollegen vor der Bühne zwar getroffen. 
Diese wird aber schon bald nach der 
Wahl nicht mehr wärmen. Die Vorsit¬ 
zende der DKP Ruhr-Westfalen, Ma¬ 
rion Köster, sagte dagegen: „Die DKP 
steht solidarisch an der Seite der Stahl¬ 
kocher. Es ist nicht hinnehmbar, dass 
die Ausgliederung der Stahlsparte, der 
Verlust Tausender Arbeitsplätze und 
der Bankrott zahlreicher Arbeiterfami¬ 
lien besiegelt werden sollen. Die DKP 
wird den Kampf der Stahlarbeiter vor¬ 
behaltlos und nach Kräften unterstüt¬ 
zen.“ Sie fordert die Anwendung des 
Artikels 27 (1) der Landesverfassung 
NRW und,die Stahlproduktion in Ge¬ 
meineigentum zu überführen. Die alte 
Forderung nach Vergesellschaftung der 
Stahlindustrie muss in den Gewerk¬ 
schaften endlich wieder auf die Tages¬ 
ordnung gesetzt werden. 

Die mangelnde Bereitschaft der 
IG Metall, sich auf die Kampfkraft der 
Belegschaften zu stützen, wird daran 
deutlich, dass es keine Orientierung auf 
Streikaktionen der Stahlarbeiter gibt. 
Auch fehlte völlig der Schulterschluss 
mit den Stahlarbeitern aus Großbritan¬ 
nien und Belgien, bei denen auch tau¬ 
sende Arbeitsplätze bei einer Fusion 
vernichtet werden. IGM, Gesamt- und 
Konzernbetriebsrat gehen davon aus, 
dass der Kahlschlag - Vorstände nen¬ 
nen es gerne „Umstrukturierungen und 
Optimierung“ - deutlich mehr Arbeits- 


Betriebsjahren stillgelegt und ebenfalls 
nach China verschifft wurde. 

In der Stahlindustrie zeigen sich ex¬ 
emplarisch die Wirkungen des Neoli- 
beralismus. Bestand noch in den zwei 
Weltkriegen ein prioritäres Interes¬ 
se an der nationalen Montan-, Elek¬ 
tro- und Chemieindustrie, so hat der 
entgrenzte Kapitalismus und der Nie¬ 
dergang der Großen Alternative struk¬ 
turell für einen Prozess der Deindus¬ 
trialisierung, zwar in unterschiedlicher 
Ausprägung, aber in fast allen entwi¬ 
ckelten kapitalistischen Staaten ge¬ 
sorgt. Für das global agierende Finanz¬ 
kapital ist es gleichgültig, in welchem 
Land der Profit geschaffen wird. Was 
zählt, ist seine Höhe. Da sind Hunger¬ 
löhne, unterdrückte oder verbotene 
Gewerkschaften und nicht vorhande¬ 
ne Umweltstandards eben ein mächti¬ 
ger Investitionsanreiz. 

In den letzten 20 Jahren hat sich 
die globale Stahlproduktion von 751 
Mt (1996) auf 1 629 Mt (2016) mehr 
als verdoppelt. Nachfrage ist reichlich 
vorhanden. Die chinesische Produk¬ 
tion hat sich im selben Zeitraum von 
101 Mt auf 808 Mt exakt verachtfacht. 
Die deutsche Produktion ist dagegen 
mit heute 42 Mt bei leicht fallendem 
Niveau eher bescheiden geblieben. 
Selbst die 162 Mt der EU 28, ein knap¬ 
pes Zehntel der Weltproduktion, ist al¬ 
lenfalls im Bereich der Qualitätsstähle 
bedeutend. 

Der relative Niedergang der deut¬ 
schen Stahlindustrie wie auch der in 
Großbritannien und den USA ist die 
Kehrseite der Globalisierung genann¬ 
ten Entgrenzung des Finanzkapitals, 
des Wegfalls der Kapitalverkehrskon¬ 
trollen und der aggressiven Exportori¬ 
entierung. Wer das Faustrecht des öko¬ 
nomisch Stärkeren fordert, darf sich 
nicht wundern, wenn er selbst von ei¬ 
nem Stärkeren niedergeschlagen wird. 
Die deutsche Stahlindustrie ist ein Op¬ 
fer auf dem Altar des „Freien Mark¬ 
tes“. Der Preis für die „Erfolge“ der 
deutschen Exportindustrie. Der „Freie 
Markt“ hat die VR China nicht nur im 
Stahlbereich zum dominierenden Glo¬ 
bal Player gemacht. In anderen Wirt¬ 
schaftssektoren kann man allerdings 
keine so spektakulären rostigen Rui¬ 
nen bewundern. 

Klaus Wagener 


plätze vernichten und es spätestens 
2020 zum weiteren drastischen Arbeits¬ 
platzabbau in der Stahlsparte - auch im 
fusionierten Konzern - kommen wird. 
Die Betriebsräte und IGM sehen zu¬ 
dem andere, auf den möglicherweise 
verbleibenden „Restkonzern“ wirken¬ 
de Nachteile für die Belegschaften bei 
ThyssenKrupp. Die Montanmitbestim¬ 
mung wird aus dem Leben des Kon¬ 
zerns verschwinden. Die Kampfkraft 
und das Druckpotenzial der „Stahler“ 
wird bei zukünftigen Verhandlungen 
um die Zukunft des Konzerns fehlen. 
Die Krupp-Stiftung hat sich schon als 
willfähriges Organ der Shareholder-Va- 
lue-Kräfte der Kapitaleigner erwiesen. 
Ein anderer Großaktionär, Cevian aus 
Schweden, unterstützt die Fusionsplä¬ 
ne und wird laut „Bild-Zeitung“ dar¬ 
auf achten, „dass die Synergien auch so 
kommen wie versprochen“. Und in der 
„FAZ“ war letzte Woche zu lesen, dass 
„einige Aktionäre“ bereits fordern, den 
Verkauf der Sparte Aufzüge/Rolltrep¬ 
pen anzugehen, weil das Geschäft so 
gut läuft. 

Der ThyssenKrupp-Aufsichtsrat 
hat am Samstag, einen Tag nach der 
Demonstration in Bochum, entschie¬ 
den, eine gemeinsame Arbeitsgruppe 
aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmer¬ 
vertretern zur Fusion mit Tata einzu¬ 
setzen. Zu deren Aufgabe war aus der 
Mitteilung nichts Näheres zu erfahren. 

Peter Köster 


Harter Kampf nötig 

Stahlarbeiter demonstrieren und hören Politikern zu 



Nachfrage nach Stahl ist reichlich vorhanden. 
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Ponyhof wäre schöner 

Sächsische Azubis haben keinen leichten Stand 


Nicht ohne die Töchter 

Streik am Uniklinikum in Düsseldorf mit mehreren Hundert 
Beschäftigten - und den Kolleginnen der Tochterunternehmen 



Martin Koerbel-Landwehr 


UZ-Interview mit 
Martin Koerbel- 
Landwehr, Personal¬ 
ratsvorsitzender am 
Uniklinikum Düs¬ 
seldorf (UKD) 

UZ: Ihr habt in der 
letzten Woche am 
Uniklinikum Düssel¬ 
dorf 24 Stunden für 
einen Tarifvertrag Ent¬ 
lastung gestreikt. Wie 
sind die Arbeitsbedin¬ 
gungen bei euch und 
was wollt ihr durch 
Abschluss eines Tarif¬ 
vertrags zum Thema 
Entlastung ändern? 

Koerbel-Landwehr: Die 

Belastung der Beschäf¬ 
tigten ist irre. In Fol¬ 
ge der Einführung von 
Fallpauschalen (DRGs) 
wurde die Verweildauer der Patientinnen 
in den Krankenhäusern enorm verkürzt. 
Sie werden nach wenigen Tagen bereits 
verlegt oder entlassen, um neue Patien¬ 
tinnen aufzunehmen. Man spricht nicht 
umsonst von „blutiger Entlassung“. Der 
Schweregrad der behandelten Fälle hat 
ebenfalls zugenommen. Alleine im letz¬ 
ten Jahr gab es eine DRG-Erlössteige- 
rung von über 5 Prozent. 

Daneben hat auch die Zahl der Pa¬ 
tientinnen in den Ambulanzen und der 
ambulanten Behandlungen, z.B. ambu¬ 
lantes Operieren oder ambulante Che¬ 
motherapie, enorm zugenommen. Die 
Zahl der Beschäftigten hat aber - mit 
Ausnahme bei den Ärztinnen - nicht 
zugenommen. Auf einer Station wer¬ 
den in der Regel in allen Schichten 
rund um die Uhr 32 bis 36 schwerst- 
kranke Patientinnen nur durch zwei 
Pflegekräfte betreut. Fällt eine Kolle¬ 
gin aus, werden Beschäftigte aus dem 
Frei geholt. Gelingt dies nicht, erfolgen 
Umsetzungen aus anderen Bereichen. 
Dabei ist es der Krankenhausleitung 
egal, dass diese sich nicht auskennen. 
In der Nacht muss dann auch schon mal 
alleine gearbeitet werden. 

Dies hat natürlich Folgen für Pa¬ 
tientinnen. Auf den Intensivstationen 
sind es statt der erforderlichen Betreu¬ 
ung von zwei Patientinnen bis zu vier 
Patientinnen, in Pausenzeiten (sofern 
diese überhaupt genommen werden) 
noch mehr. Überstunden, Überschrei¬ 
tung der täglichen Höchstarbeitszeit 
oder Nichteinhaltung der Ruhezeit 
zwischen den Schichten kommen auch 
nach Aussage des Arbeitgebers gegen¬ 
über der Aufsichtsbehörde regelmäßig 
vor. Gute Pflege ist da ein Fremdwort. 

Im Patiententransport führt die 
mangelhafte Besetzung zu Wartezei¬ 
ten der Patientinnen von bis zu zwei 
Stunden. Erst dann können sie zu Un¬ 
tersuchungen gebracht oder aus dem 
OP-Bereich abgeholt werden. In der 
Küche führt fehlendes Personal dazu, 
dass die Hygiene zu kurz kommt und 
notwendige Diät- und Ernährungsbe¬ 
ratung nicht stattfinden kann. Dies sind 
nur einzelne Beispiele für die miserable 
Situation im Klinikum. 

Es fehlen etwa 600 Beschäftigte 
in allen Arbeitsbereichen. Damit ist 
klar was wir wollen: Klare Regeln zur 
Mindestbesetzung in den verschiede¬ 
nen Bereichen und einen Ausgleich 
für Belastungen, die trotzdem auftre- 
ten. Nicht durch mehr Geld, sondern 
z.B. durch zusätzliche Erholungszeiten. 

UZ: Wie war die Beteiligung der Kol¬ 
leginnen und Kollegen? Euer Streik 
hat laut „Rheinischer Post“ sogar dazu 
geführt, dass Operationen verschoben 
werden mussten. Kliniksprecher Stefan 
Dreising soll denn auch gleich von ei¬ 
nem „Streik, ausgetragen auf dem Rü¬ 
cken der Patienten“gesprochen haben. 

Koerbel-Landwehr: Der Notdienst ist 
inzwischen die Regelversorgung. Alle 


sehen diese enorme Belastung, aber es 
ist für Klinikbeschäftigte ein riesiger 
Schritt, sich an einem Streik zu betei¬ 
ligen. Daher haben viele ver.di-Kolle- 
glnnen in den letzten Wochen durch 
vielfältige Informationen und Aktio¬ 
nen auf das Problem aufmerksam ge¬ 
macht und zum Handeln aufgefordert. 
Der Arbeitgeber hat aber immer nur 
beschwichtigt und keine Maßnahmen 
zur Entlastung ergriffen. Daher blieb 
nur noch der Streik als letztes Mittel. 

Mehrere hundert Kolleginnen ha¬ 
ben sich bei uns am Streik beteiligt. Es 
wären gerne viel mehr gewesen. Aber 
da wir die Versorgung der Patientin¬ 
nen nicht gefährden wollten, konnten 
von den meisten Stationen keine Kol¬ 
leginnen teilnehmen. Mit weniger als 
zwei ausgebildeten Pflegekräften ist die 
Versorgung nicht zu leisten. Daher ha¬ 
ben in erster Linie Kolleginnen aus den 
OPs, der Anästhesie, den Ambulanzen, 
der Radiologie, den Versorgungsbetrie¬ 
ben, der Technik, der Betriebs-Kita und 
der Verwaltung gestreikt. Dies hat na¬ 
türlich Auswirkungen auf den Betrieb 
gehabt, sonst macht ein Streik keinen 
Sinn. Etwa 30 Prozent der geplanten 
OPs konnten nicht durchgeführt wer¬ 
den. Patiententransporte wurden auf 
ein Minimum reduziert, geplante Un¬ 
tersuchungen verschoben und als Es¬ 
sen gab es nur einen Eintopf. Die OPs 
werden nachgeholt, der Streik führt 
aber zu einer ökonomischen Belastung 
des Arbeitgebers. Und genau das woll¬ 
ten und müssen wir erreichen. 

UZ: Hat der Arbeitgeber sich zu euren 
Forderungen geäußert? Viele Kranken¬ 
häuser beklagen den Fachkräfte- bzw. 
Personalmangel ja selbst... 

Koerbel-Landwehr: Bisher gibt es kein 
Entgegenkommen. In der Vergangen¬ 
heit ist die Forderung nach der Redu¬ 
zierung der Belastung, z.B. durch die 
Schließung von Stationen und Vertei¬ 
lung des Personals auf andere, belas¬ 
tete Bereiche, abgelehnt worden. Ein¬ 
stellungen zusätzlichen Personals fin¬ 
den nur auf der Führungsebene statt. 
Im Handwerker-Bereich oder in den 
Versorgungsbetrieben werden nicht 
einmal die ausgeschiedenen Kollegin¬ 
nen ersetzt. 

Die Gewinnung neuer Pflegekräfte 
ist nicht das Problem. In diesem Jahr 
gab es schon mehr als 150 Einstellun¬ 
gen. Alle erhalten einen unbefristeten 
Arbeitsvertrag. Das Problem ist, dass 
die Kolleginnen trotzdem nicht blei¬ 
ben. Bereits nach wenigen Monaten 
verlassen sie das Klinikum wieder, da 
sie unter den unerträglichen Bedingun¬ 
gen nicht arbeiten wollen. So haben auf 
einer Station in den letzten drei Jah¬ 
ren jeweils im Herbst bis zu sechs neue 
Pflegekräfte angefangen, nach sechs 
Monaten war nur noch eine Kollegin 
übrig. 

Andere reduzieren ihre Arbeitszeit, 
um die Belastung zu senken oder sich 


eine andere Perspektive zu eröffnen, 
z.B. durch ein Studium. Alleine im letz¬ 
ten Jahr gab es über 1 200 Teilzeitanträ¬ 
ge. Auch die eigenen Auszubildenden 
bleiben trotz unbefristeter Übernahme 
häufig nicht. 

UZ: An eurer Seite haben Kollegin¬ 
nen und Kollegen gestreikt, die bei 
den Tochtergesellschaften des Unikli- 
nikums - UKM (Universitätsklini¬ 
kum Düsseldorf Medical Services) 
und GKD (Gesellschaft für klinische 
Dienstleistungen) - beschäftigt sind. In 
welchen Bereichen arbeiten die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen der Tochtergesell¬ 
schaften und wie sind die Arbeitsbedin¬ 
gungen dort? 

Koerbel-Landwehr: Die Tochterge¬ 
sellschaften wurden gegründet, um 
bei den Löhnen zu sparen. Es trifft in 
erster Linie Kolleginnen in den Berei¬ 
chen Reinigung, Transportdienst, Wä¬ 
scherei, Sicherheitsdienst und Pforten, 
Patientenservice oder in der Zentral¬ 
sterilisation. Aber auch Handwerker, 
DV-Kräfte und Architekten werden 
dort beschäftigt. Es gibt bisher keinen 
ver.di-Tarifvertrag, nur für die Reini¬ 
gungskräfte gilt der Mindestlohn der 
IG BAU. 

Die anderen verdienen nach 
„Marktlage“, d.h. in der Wäscherei und 
Zentralsterilisation sind es etwa mo¬ 
natlich 400 bis 700 Euro weniger als bei 
den dort tätigen UKD-Beschäftigten. 
Betriebliche Altersversorgung oder 
Weihnachtsgeld sind ein Fremdwort. 
Befristete Verträge und Zwangsteilzeit 
sind bei Neueinstellungen die Regel. 
Wer nicht spurt oder krank wird ver¬ 
liert seinen Arbeitsplatz, erhält keine 
Verlängerung. Inzwischen haben aber 
mehr als die Hälfte der Beschäftigten 
unbefristete Verträge, da sachgrundlo- 
se Befristungen nicht unendlich mög¬ 
lich sind. Man braucht gerade in spe¬ 
zialisierten Bereichen eingearbeitete 
Kräfte. 

UZ: Wenn die Bedingungen und Ar¬ 
beitsbereiche zwischen Klinikum und 
Tochtergesellschaften so unterschiedlich 
sind, wie habt ihr es dann geschafft, dass 
gemeinsam gestreikt wurde? 

Koerbel-Landwehr: Auch bei UKM 
und GKD sind die Belastung und 
der Arbeitsdruck riesig. Um nur ein 
Beispiel zu nennen: Krankenwagen 
können nach dem Transport von in¬ 
fektiösen Patientinnen nicht einmal 
desinfiziert werden. Inzwischen ha¬ 
ben sich viele Kolleginnen in ver. 
di organisiert. Es hat bereits sechs 
Warnstreiktage in den Töchtern ge¬ 
geben, um dort auch den TV-L (Ta¬ 
rifvertrag für den Öffentlichen Dienst 
der Länder, Anm. UZ) zu vereinba¬ 
ren. Aber der Vorstand des UKD hat 
bisher alle Verhandlungen verhindert, 
da er sein Sparmodell erhalten will. 
Damit war klar, dass man nur etwas 
erreicht, wenn man gemeinsam ak¬ 
tiv wird. Auch die Beschäftigten des 
UKD wollen die ungleiche Behand¬ 
lung nicht weiter hinnehmen. Sie er¬ 
leben täglich, dass von allen die glei¬ 
che schwierige Arbeit verlangt wird, 
aber Beschäftigte ungleich entlohnt 
und behandelt werden. 

UZ: Wie geht es nun weiter? Der Ar¬ 
beitskampf an der Berliner Charite hat 
ja gezeigt: Es braucht einen langen Atem 
und eine hohe Konfliktbereitschaft, um 
so einen Kampf durchzuhalten. 

Koerbel-Landwehr: Auch uns ist klar, 
dass mit einem Streiktag noch kein 
Durchbruch erzielt wird. Wir werden 
deshalb weiter im Betrieb mobilisie¬ 
ren. Dabei sind weitere Streiktage nicht 
ausgeschlossen. Dann werden wir aber 
den ökonomischen Druck erhöhen und 
eventuell auch einzelne Stationen nach 
einer Ankündigung ganz bestreiken 
müssen. Interview: Lars Mörking 


„Grau, mein Freund, ist alle Theorie, und 
grün des Lebens gold’ner Baum“, sagte 
der Dichter. Allerdings dürfte Goethe 
als „geheimer Legationsrat“ in Weimar 
mit dem Leben arbeitender Menschen 
im Kapitalismus nicht vertraut gewesen 
sein. Sie ernten keine goldenen Früch¬ 
te, und hier wäre passender: Bunt, mein 
Freund, ist all eure Statistik, doch grau 
des Lebens trister Alltag. 

An farbigen Diagrammen mangelt 
es dem „Ausbildungsreport 2017“ der 
DGB-Jugend Sachsen nicht. Sucht man 
Auskunft, wie es Auszubildenden in 
Sachsen geht, findet man darin Anhalts¬ 
punkte. „Repräsentativ“ sind in diesem 
Fall 1128 von 47 828 Auszubildenden, die 
das Amt für Statistik Sachsen für 2016 
ausweist, die mittels Fragebogen Aus¬ 
kunft gegeben haben. 

Grau genug sind die darin beschrie¬ 
benen Verhältnisse allemal, um sich ein 
Bild zu machen: „Die Angaben zeigen, 
dass die tatsächlich gezahlten Vergütun¬ 
gen von den tariflich geregelten Durch¬ 
schnittswerten erheblich abweichen. Die 
Befragten verdienen im Durchschnitt der 
ersten drei Ausbildungsjahre nur 685 
Euro pro Monat und damit deutlich we¬ 
niger als der tariflich geregelte Gesamt¬ 
durchschnitt (717 Euro) “Erhebliche Un¬ 
terschiede gibt es zwischen Berufsgrup¬ 
pen. Ein angehender Friseur verdient 
in Ostdeutschland durchschnittlich 269 
Euro im Monat. 

Arbeiten dürfen Auszubildende da¬ 
gegen wie Erwachsene: „Der Großteil 
arbeitet wöchentlich bis zu 40 Stunden 
(85,6 Prozent). 14,4 Prozent gaben an, 
wöchentlich mehr als 40 Stunden zu ar¬ 
beiten. Selbst regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeiten von mehr als 45 Stunden 
gehören für 5,4 Prozent zum Alltag.“ 
„Ein Viertel leistet regelmäßig Über¬ 
stunden.“ „Erschreckend ist ebenfalls, 
dass es Auszubildende gibt, die regelmä¬ 
ßig mehr als 10 Überstunden pro Woche 
leisten (4,9 Prozent). 

Frühkapitalistisch mutet die Situ¬ 
ation Jugendlicher unter 18 Jahren an: 
„Trotz weitreichender gesetzlicher Re¬ 
gelungen arbeiten noch immer 13,4 Pro¬ 
zent durchschnittlich mehr als 40 Stun¬ 
den in der Woche. Gut ein Fünftel der 
minderjährigen Auszubildenden (21,9 
Prozent) machen regelmäßig Überstun¬ 
den, von denen nur 52,5 Prozent dafür 


Am Montag sollte eigentlich Klarheit ge¬ 
schaffen werden: Was geschieht mit den 
über 8 000 Mitarbeitern der insolventen 
Fluggesellschaft Air Berlin? Doch die 
Verhandlungen mit der Lufthansa und 
dem britischen Billigflieger Easyjet, de¬ 
nen die größten Chancen für die Über¬ 
nahme von Teilen der Air Berlin nach¬ 
gesagt werden, sollen zunächst bis zum 
12. Oktober weitergehen. Das Manage¬ 
ment versprach am Montag die „best¬ 
möglichste“ Lösung. Muss aber die Air 
Berlin vor dem 12. Oktober den Flugbe¬ 
trieb ganz einstehen und regulär Insol¬ 
venz anmelden, gehen auch die von den 
Konkurrenten so heiß begehrten Start- 
und Landeberechtigungen („Slots“) ver¬ 
loren. Insgesamt soll der Verkauf der in¬ 
solventen Air Berlin bis zu 350 Millionen 
Euro einbringen. 

Die Airlines lehnen bislang direkte 
Übernahmen von Beschäftigten ab. Das 
Management der Air Berlin erklärte am 
Montag, bis zu 80 Prozent der Beleg¬ 
schaft könnten durch die neuen Eigen¬ 
tümer übernommen werden - müssten 
sich allerdings neu bewerben. Dagegen 
wehren sich die Gewerkschaft ver. di und 
die Pilotenvereinigung Cockpit. Ver.di 
fordert einen Betriebsübergang, der den 
Beschäftigten den lückenlosen Bestands¬ 
schutz ihrer Arbeits- und Entlohnungs¬ 
bedingungen gewähren soll. 

Ver.di will mit den potentiellen Käu¬ 
fern bis zum 12. Oktober über die Ar¬ 
beitsplätze in der Kabine, in der Ver¬ 
waltung und in der Technik verhandeln. 
Besonders wichtig sei es, dass der Be¬ 
trieb bis dahin fortgeführt werden kön- 


einen Ausgleich bekommen. Die 5-Tage- 
Woche scheint nicht die Regel zu sein. 
Immerhin 8 Prozent gaben an, entgegen 
den gesetzlichen Vorgaben an mehr als 5 
Tagen pro Woche im Betrieb zu arbeiten. 

Das spiegelt sich wieder: „Für die 
Auszubildenden entstehen aus unter¬ 
schiedlichen Gründen psychische wie 
körperliche Belastungen. (...) Auch das 
Verrichten eines Nebenjobs aufgrund ei¬ 
ner zu geringen Ausbildungsvergütung, 
an Schulnoten gekoppelte Übernahme¬ 
ansprüche nach der Ausbildung sowie 
die ganz allgemein gestiegenen Anforde¬ 
rungen wirken sich negativ auf die Aus¬ 
bildungszufriedenheit aus.“ „So gibt fast 
ein Viertel aus Sachsen (23,2 Prozent) an, 
Probleme zu haben, sich in der Freizeit 
zu erholen.“ „Mehr als jeder vierte (26,7 
Prozent) löst seinen Ausbildungsvertrag 
vor dem Ende der vorgesehenen Aus¬ 
bildungsdauer auf. Eine zentrale Rohe 
spielen dabei Probleme mit Ausbildern.“ 
Nicht besser besteht ist es um Über¬ 
nahmen und Interessenvertretung: 59 
Prozent der Befragten „wussten zum 
Zeitpunkt der Befragung nicht, ob sie im 
Anschluss an ihre Ausbildung vom Be¬ 
trieb übernommen werden. Für 8,5 Pro¬ 
zent ist bereits klar, dass es für sie kei¬ 
ne Zukunft im Ausbildungsbetrieb gibt.“ 
„42 Prozent gaben an, dass es in ihrem 
Betrieb eine Interessenvertretung gibt. 
Über ein Viertel (25,8 Prozent) muss mit 
seinen Problemen allein fertig werden. 
Hinzu kommt fast ein Drittel (31,4 Pro¬ 
zent), kann keine Aussage darüber tref¬ 
fen, ob in seinem Betrieb überhaupt eine 
Interessenvertretung existiert.“ 

Über die konkreten Probleme junger 
Menschen sagen diese nackten Zahlen 
allerdings nur wenig. Auch die Studie 
macht deutlich, dass die Bedingungen 
nach Berufsgruppen und Regionen va¬ 
riieren. Vergessen solle man auch nicht, 
dass ihre Inhalte auf den subjektiven 
Aussagen einer geringen Zahl Auszu¬ 
bildender in Sachsen beruhen. Was ein 
Jugendlicher als zufriedenstellend wahr¬ 
nimmt, hängt auch davon ab, welche Al¬ 
ternativen ihm bekannt sind. „Lehrjah¬ 
re sind keine Herrenjahre“ dürften die 
meisten heute nicht mehr hören. Die 
Botschaft aber ist geblieben. „Das Le¬ 
ben ist kein Ponyhof“, sagt man heute, um 
sich abzufinden. Fragt sich nur, ob das so 
bleiben muss. Roman Stelzig 


ne. Die Annahme der Bieter, bei einem 
Kauf von Teilen der Air Berlin handele 
es sich nicht um einen Betriebsübergang 
im Sinne des Gesetzes, sei aus Sicht von 
ver.di rechtlich nicht haltbar. Zudem er¬ 
klärte Volker Nüsse, bei ver.di zuständig 
für Air Berlin, am Montagnachmittag: 
„Sicher ist schon jetzt, dass wir für die 
Beschäftigten, die kein Arbeitsverhält- 
nis bei einem der neuen Eigentümer er¬ 
halten, auf Einstellung klagen werden.“ 

Nötig wäre in dieser Situation das 
gemeinsame Handeln mit der Flugbe¬ 
gleiter-Organisation Ufo, für die das 
allerdings aktuell kein Problem zu sein 
scheint, und vor allem der Vereinigung 
Cockpit, denn Teilaktionen wie die mas¬ 
senhaften Krankmeldungen von Pilo¬ 
ten - Anfang September fielen deshalb 
bei der Air Berlin über 200 Flüge aus - 
werden dem gemeinsamen Interesse des 
Erhalts der Arbeitsplätze nicht nutzen. 

Die Vereinigung Cockpit forderte 
am Montag wie ver.di von den Bietern, 
dass sie die Air-Berlin-Beschäftigten 
direkt übernehmen. Ingolf Schumacher, 
Vorsitzender Tarifpolitik der Vereini¬ 
gung Cockpit, berichtet: Die Lufthan¬ 
sa-Group habe mitgeteilt, dass jeder 
einzelne Pilot ein individuelles Assess¬ 
ment durchlaufen soll, um eventuell ei¬ 
nen der Arbeitsplätze zu ca. 30 Prozent 
abgesenkten Bedingungen zu erhalten. 
Schumacher schätzt ein, die Lufthansa 
versuche, „alles zu unternehmen, damit 
die gesetzlichen Folgen eines Betriebs¬ 
übergangs, der Arbeitnehmern wichtige 
Schutzrechte gewährt“, umgangen wer¬ 
de. Nina Hager 


Beschäftigte schutzlos 

Air-Berlin-Käufer lehnen Übernahme ab 
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Nüchtern und optimistisch 

Zum Ausgang der Bundestagswahl für die DKP 


D ie politische Orientierung, was 
die DKP mit ihrer Beteiligung 
an der Bundestagswahl 2017 er¬ 
reichen wollte, gab Patrik Köbele auf 
dem LLL-Treffen in Berlin Anfang Ja¬ 
nuar. Er sagte: „Wir müssen und wol¬ 
len rund 30000 Unterschriften für die 
Absicherung unserer Kandidatur sam¬ 
meln - wir werden dafür an die 100 000 
Gespräche führen müssen. Stellt euch 
vor, 10 000 Menschen sehen sich unser 
Sofortprogramm an und stoßen auf den 
Widerspruch, dass es 1,14 Millionen 
Millionäre in unserm Land gibt, gleich¬ 
zeitig Massenarmut und Ersaufen im 
Mittelmeer. Stellt euch vor diese, 10000 
fragen, warum die Kriegsministerin 
130 Milliarden Euro zusätzlich will, für 
Panzer und die weitere offensive Um¬ 
gestaltung der Bundeswehr. Stellt euch 
vor 1 000 Menschen nehmen das An¬ 
gebot wahr, die UZ kostenlos probezu¬ 
lesen, stellt euch vor, ein paar hundert 
denken über das nach, was sie in un¬ 
serer Zeitung lesen.“ Und weiter: „Die 
Bundestagswahl ist ein Gradmesser 
für die Partei, sich genau zu überlegen, 
auf welche Art und Weise, mit welchen 
Schwerpunkten und welchen Formen 
der Ansprache die Partei Erfolg hat - 
wie sie Gefühle und Stimmungen in der 


Klasse und in der Bevölkerung aufgrei¬ 
fen kann, die nicht über einen klaren 
Klassenstandpunkt verfügt.“ 

Das Sofortprogramm der DKP war 
und ist auch weiterhin ein Material, das 
nicht nur für die politische Agitation, 
sondern als Ausgangspunkt für weiter¬ 
gehende und differenzierte Aussagen 
und Analysen genutzt werden kann. 
Mit den Kernsätzen 

100% Antikriegspartei, sie kämpft 
zu 100% antiimperialistisch und antifa¬ 
schistisch und sie ist zu 100% die Partei 
des Antikapitalismus 

hat die DKP ihre Linie weit über 
diesen Wahlkampf hinaus beschrieben. 

Angetreten ist die Partei nach vie¬ 
len, auch strittigen Debatten und Ab¬ 
stimmungen in den Bezirken, schließ¬ 
lich in neun Bundesländern. Damit 
war die Partei für rund 75 Prozent aller 
Wahlberechtigten in der Republik auf 
den Stimmzetteln sichtbar ( rund 61,5 
Millionen Wahlberechtigte insgesamt, 
in diesen neun Bundesländern waren 
rund 47,3 Millionen Wahlberechtigte 
verzeichnet). 

Anstrengungen gab es vielfach, 
um Direktkandidatinnen und -kandi- 
daten auf den Wahlscheinen aufführen 
zu können, jeweils 200 weitere Unter¬ 


stützerunterschriften aus dem jeweili¬ 
gen Wahlkreis waren dafür nötig, ge¬ 
schafft haben es 16 Genossinnen und 
Genossen, für weitere 23 hat es nicht 
gereicht, weil die vorgeschriebenen 
Unterstützerunterschriften nicht er¬ 
reicht wurden. 

Einige bemerkenswerte Zah¬ 
len zum Wahlkampf der DKP selbst: 
12 000 Wahlplakate wurden insgesamt 
im Bundesgebiet gehängt, Hunder¬ 
te von Infoständen wurden von den 
Parteigruppen aufgebaut und für die 
Diskussion mit den Menschen genutzt, 
eine Sonderausgabe der Zeitung als 
„UZ extra“ in einer Auflage von über 
70 000 wurde verteilt, beim Festival 
der Jugend der SDAJ in Köln hat die 
Partei offensiv um Stimmen geworben, 
die Zahl der UZ-Probeabos ist erfreu- 


Gert Dorka wurde von der DKP als 
Direktkandidat für den Wahlkreis 
125 (Bottrop-Recklinghausen) auf¬ 
gestellt. Er ist seit Jahren als Rats¬ 
herr politisch aktiv. 

UZ: Hallo Gert, herzlichen Glück¬ 
wunsch Dir und den Parteigruppen, die 
Deine Direktkandidatur unterstützt ha¬ 
ben. Du hast ein erfreuliches Ergebnis 
eingefahren, immerhin 686 Erststimmen 
und 338 Zweitstimmen für die Partei. 
Wie erklärst Du Dir das? 

Antwort: In Bottrop und Gladbeck 
sind wir seit Jahrzehnten fest in der 
Kommunalpolitik verankert und dort 
auch in den Stadträten für die DKP 
vertreten. Hierdurch gelang es uns 
auch Einzelpersonen in der Öffent¬ 
lichkeit zu profilieren. Wichtig ist, 
dass die Bürger die Partei mit kon¬ 
kreten Personen identifizieren kön¬ 
nen. Ein langfristiges und zähes po- 


lich gestiegen. In der ARD-Dokumen- 
tation „Kleine Parteien“ hatte Olaf 
Harms die Möglichkeit, im Frage-Ant- 
wort-Modus die Positionen der DKP 
vorzustellen, dies gelang auch Peter 
Lommes in der ZDF-Drehscheibe, ein 
90 Sekunden langer Wahlspot wurde 
vier mal bundesweit ausgestrahlt, 14 
Wahlspot-Ausstrahlungen im Radio 
waren zu hören, knapp 30 000 Klicks 
für das Wahlvideo der Partei auf Face- 
book oder Youtube wurden registriert, 
an sechs Umfragen hat die Partei teil¬ 
genommen, es gab tolle Wahlprüfsteine 
von OKV e.V., Korso e.V. und IPPNW 
e.V., der bundesweit genutzte Wahl-O- 
Mat hatte für das Redaktionsteam die 
Aufgabe bereit, 83 gestellte Fragen zu 
beantworten, davon wurden, wie für die 
anderen Parteien auch, 38 Fragen und 


litisches Engagement ist hierfür er¬ 
forderlich. 

UZ: Welche politischen Themen hast 
Du bzw. die Parteigruppen vor Ort be¬ 
sonders heraus gestellt? 

Antwort: Den Abzug der Bundeswehr 
von allen Auslandseinsätzen, die Ein¬ 
führung der Millionärssteuer und die 
Wohnungsfrage. 

UZ: Was waren Eure wichtigsten Akti¬ 
onsformen? 

Antwort: Nach wie vor das persönliche 
Gespräch am Infostand und - zuneh¬ 
mend - die Verbreitung unserer Kandi¬ 
datur und unserer politischen Aussagen 
über die sozialen Medien. 

UZ: Wie hast Du, aber auch die anderen 
Aktiven die Stimmung erlebt zur Kan¬ 
didatur oder auch generell im Wahl¬ 
kampf? 


Antworten eingestellt. Über 13 Millio¬ 
nen mal wurde diese Orientierungshil¬ 
fe für Wählerinnen und Wähler genutzt, 
Auswertungen nach Parteien sind da¬ 
bei nicht möglich, aber bei manchem 
Nutzer mögen auch die Antworten der 
DKP hängengeblieben sein. 

Die Auswertung des Wahlkampfes 
und der Wahlergebnisse wird in allen 
Parteigliederungen und -ebenen in den 
nächsten Wochen stattfinden, ein Fazit 
lässt sich festhalten: 

Die Präsenz der Partei durch die 
Aktivitäten von vielen Mitgliedern 
und Freunden, die Fülle von Gesprä¬ 
chen und Diskussionen haben bei man¬ 
chen Genossinnen und Genossen und 
auch Parteigruppen Kräfte geweckt 
und die Bereitschaft zum politischen 
Engagement gefördert. Herbert Becker 


Antwort: Es war ungemein wichtig, 
sowohl für die Stimmung bei den Par¬ 
teimitgliedern als auch für die Partei 
allgemein, dass wir an der Wahl teilge¬ 
nommen haben. Durch die Aufstellung 
eines Direktkandidaten sind wir auch 
von den bürgerlichen Medien, sowohl 
Fernsehen wie örtlicher Presse wahr¬ 
genommen worden und zu Diskussi¬ 
onsveranstaltungen eingeladen wor¬ 
den. 

UZ: Nun reicht es ja nicht zum Einzug 
in den Bundestag, wie wollt ihr eure Er¬ 
fahrungen aus dem Wahlkampf weiter 
nutzen? 

Antwort: Wir werden einen langen An¬ 
lauf nehmen, um im Jahr 2020 unsere 
Ratsmandate in Bottrop und Gladbeck 
zu verteidigen und hoffentlich weiter 
auszubauen. Entscheidend ist, dass wir 
kontinuierlich dran bleiben. 

Die Fragen stellte Herbert Becker 


Das Gesamtergebnis in den Wahlkreisen mit Direktkandidaturen 
nach dem vorläufigen amtlichen Endergebnis: 

Erststimmen: 7 514 Zweitstimmen: 11713 

Direktkandidaturen 

Wahlkreis 39 (Osnabrück) Achim Bigus 958 Erststimmen (0.6 %) 

Wahlkreis 41 (Hannover I) Frank Braun 137 Erststimmen (0,1 %) 

Wahlkreis 42 (Hannover II) Sabine Huppert 234 Erststimmen (0,2 %) 

Wahlkreis 57 (Uckermark-Barnim) Andreas Zieger 441 Erststimmen (0,3 %) 

Wahlkreis 58 (Oberhavelland) Brigitte Müller 402 Erststimmen (0,2 %) 

Wahlkreis 59 (Märkisch-Oderland) Werner Grünwald 1149 Erststimmen (0,7 %) 

Wahlkreis 60 (Brandenburg-Potsdam) Werner Becker 556 Erststimmen (0,4 %) 

Wahlkreis 61 (Potsdam) Mario Berrios 551 Erststimmen (0,3 %) 

Wahlkreis 62 (Dahme-Spreewald) Manfred Ebel 692 Erststimmen (0,4 %) 

Wahlkreis 63 (Frankfurt-Oder) Karl Voigt 365 Erststimmen (0,3 %) 

Wahlkreis 64 (Cottbus) Gisela Vierrath 501 Erststimmen (0,4 %) 

Wahlkreis 119 (Essen II) Peter Köster 223 Erststimmen (0,2 %) 

Wahlkreis 120 (Essen III) Diana Kummer 197 Erststimmen (0,1 %) 

Wahlkreis 125 (Bottrop-Recklinghausen) Gert Dorka 686 Erststimmen (0,5 %) 

Wahlkreis 129 (Münster) Manfred Stolper 173 Erststimmen (0,1 %) 

Wahlkreis 173 (Giessen) Henning Mächerle 239 Erststimmen (0,1 %) 


Kontinuierlich dran bleiben 

Einschätzungen eines Wahlkämpfers 


Die Ungleichheit wächst 

Das gewerkschaftsnahe IMK appelliert an die Politik und fordert wirksame Maßnahmen 


A/D bei 12,6%? < 
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Wir gehen weiter den 

Weg des Widerstandes! 


Knapp eine Woche vor der Bundes¬ 
tagswahl veröffentlichte das gewerk¬ 
schaftsnahe Institut für Makroökono¬ 
mie und Konjunkturforschung (IMK) 
der Hans-Böckler-Stiftung den Re¬ 
port „Was tun gegen die Ungleich¬ 
heit? Wirtschaftspolitische Vorschlä¬ 
ge für eine reduzierte Ungleichheit“ 
(IMK-Report, Bd. 129). Mit Blick auf 
den laufenden Wahlkampf leider ein 
bisschen spät. 

Die Forscher stellen in ihrer Stu¬ 
die zunächst auch nur fest, was viele 
Menschen im Land seit Jahren erle¬ 
ben und was den Unmut vieler - nicht 
nur - über die im Lande regierenden 
Parteien vertiefte. Und dem konnte 
auch die SPD mit ihrer Wahlkam¬ 
pagne für mehr soziale Gerechtig¬ 
keit nicht begegnen, da sie selbst für 
diese Situation mitverantwortlich ist: 
Die soziale Kluft zwischen Arm und 
Reich hat sich in Deutschland, einem 
der reichsten Länder der Welt, wei¬ 
ter geöffnet. Diesen Zustand empfin¬ 
den viele Menschen als zutiefst un¬ 
gerecht. Die „Süddeutsche Zeitung“ 
bilanzierte Ende August: „Trotz guter 
Konjunktur bleibt fast jeder sechste 
Bürger von Armut gefährdet, mel¬ 
det das Statistische Bundesamt. 40 
Prozent der Beschäftigten im Lan¬ 
de verdienen real zum Teil deutlich 
weniger als vor 20 Jahren, meldet das 
Wirtschaftsministerium. Und wer ist 
im Angesicht dieser Nöte der größ¬ 
te Empfänger von Subventionen in 
der Bundesrepublik, und das mit 
Abstand? Firmenerben. Ihnen wer¬ 
den nächstes Jahr sechs Milliarden 
Euro Steuern erlassen“. Im IMK- 


Report wird das nicht nur bestätigt, 
sondern auch darauf verwiesen, dass 
beispielsweise der Niedriglohnsektor 
in der BRD „mittlerweile durchaus 
vergleichbar mit jenem in den USA 
oder in Großbritannien“ ist. „In 
Deutschland hat sich die Erwerbs¬ 
armut merklich ausgeweitet.“ Dage¬ 
gen ist der Anteil der Hocheinkom¬ 
mensbezieher deutlich gewachsen, 
die „Mittelschicht“ geschrumpft. 

Zum Zwecke der Untersuchung 
teilten die IMK-Forscher die Bevölke¬ 
rung in drei Einkommensgruppen ein: 
Wer weniger als 70 Prozent des mitt¬ 
leren Einkommens zur Verfügung hat, 
gehört finanziell zur unteren Schicht, 
wer mindestens 150 Prozent ausgeben 
kann, zur oberen, der Rest zur „Mit¬ 
te“. Dabei ist es wie immer bei Statis¬ 
tiken: Sie sagen nichts über Einzel¬ 
schicksale aus und zudem wäre eine 
noch weitaus differenziertere Analyse 
nötig. Laut Zahlen, die im Juni 2017 
bekannt wurden, haben nämlich al¬ 
lein 17 400 Steuerpflichtige Einkünfte 
von mindestens einer Million Euro im 
Jahr. Und es gibt mittlerweile über 1,2 
Millionen in Deutschland, die über ein 
Millionenvermögen oder noch weit¬ 
aus mehr verfügen. Darauf geht die 
Studie jedoch nicht direkt ein. 

Doch die Ergebnisse sprechen 
trotzdem für sich. „Den Berechnun¬ 
gen zufolge“, so IMK-Direktor Pro¬ 
fessor Horn bei der Vorstellung des 
Reports, stieg „das durchschnittliche 
verfügbare Einkommen der oberen 
Gruppe von 1991 bis 2014 real um 
gut 17 Prozent ..., das der Mitte um 
10 Prozent. 


Was tun gegen die Ungleichheit, 
fragen die Forscher und appellieren 
an die Politik. Gutverdiener müss¬ 
ten stärker „an der Finanzierung des 
Gemeinwesens“ beteiligt werden. Sie 
schlagen Änderungen des Steuersys¬ 
tems vor, unter anderem eine effek¬ 
tivere Besteuerung der Unterneh¬ 
mensgewinne. Dies auch „durch das 
Schließen von Schlupflöchern“. Sie 
fordern „private Steuerflucht konse¬ 


quent zu verfolgen, den Spitzensteu¬ 
ersatz anzuheben, die überzogene Pri¬ 
vilegierung von Unternehmenserben 
bei der Erbschaftssteuer abzuschaffen 
und die Vermögensteuer zu reaktivie¬ 
ren.“ Um auszuschließen, dass höhere 
Steuern Unternehmen in Schwierig¬ 
keiten bringen, halten es die Wissen¬ 
schaftler für sinnvoll, dass der Staat in 
solchen Fällen mit den geschuldeten 
Summen als stiller Teilhaber einstei¬ 


gen kann. Die entsprechenden Antei¬ 
le würde ein Staatsfonds verwalten. 
Ein wichtiger Schritt wäre zudem die 
Umwandlung der Grundsteuer in eine 
Bodenwertsteuer, so das IMK. Zudem 
schlagen die Forscher einen neuen 
Anlauf bei der Einführung einer Fi¬ 
nanztransaktionssteuer vor. 

Zur Stärkung der mittleren und 
unteren Einkommensschichten for¬ 
dern die IMK-Forscher u.a. mehr 
Kindergeld statt Ehegattensplitting, 
Steuersenkungen, die Entlastung fi¬ 
nanzschwacher Kommunen, Investi¬ 
tionen in die Infrastruktur, Investitio¬ 
nen zum Beispiel für die Verbesserung 
der frühkindlichen Erziehung und an 
Schulen, die Stärkung des Tarifsys¬ 
tems und die Ausweitung der „Allge¬ 
meinverbindlichkeit“ abgeschlossener 
Tarifverträge. 

Aber auch ein bedingungsloses 
Grundeinkommen würde nach Ana¬ 
lyse des IMK der Mittelschicht helfen. 
Vor allem muss Armut bekämpft wer¬ 
den: durch eine schnellere Steigerung 
des Mindestlohns, durch die Eindäm¬ 
mung prekärer Beschäftigung und 
eine Stärkung der gesetzlichen Ren¬ 
te, durch eine deutliche Anhebung des 
Harts-IV-Regelsatzes. 

Die Forscher verweisen auf die 
Brisanz des Problems. Doch ihr Ap¬ 
pell an die herrschende Politik wirkt 
hilflos. Im Report heißt es nämlich ab¬ 
schließend: „Wenn es also eine künf¬ 
tige Bundesregierung für politisch ge¬ 
boten hält, sich Verteilungsfragen zu 
widmen, so gibt es zahlreiche Mög¬ 
lichkeiten, dies in durchgreifender 
Weise zu tun ...“ Nina Hager 




m unsere zeit 


Politik 


Freitag, 29. September 2017 


Stumpfes Schwert 

Bundesregierung verweigert genaue Auskünfte im Parlament 


D as aktuelle Vorgehen der Bun¬ 
desregierung aus CDU/CSU und 
SPD in Sachen Aufarbeitung 
des G20-Gipfels erinnert an das Bild¬ 
nis der drei weisen Affen von Nikkö: 
Nichts hören, nichts sehen und nichts 
sagen. Vor allem aber: Keine Verant¬ 
wortung übernehmen. So versucht die 
Regierungskoalition in ihrer Antwort 
auf eine parlamentarische Anfrage 
der Linksfraktion im Bundestag, wenn 
überhaupt, ausweichend zu antworten 
und die politische Verantwortlichkeit 
für die vollends aus dem Ruder ge¬ 
laufenen Polizeieinsätze rund um den 
Gipfel, der Anfang Juli in Hamburg 
stattfand, auf die Hansestadt bzw. aus¬ 
gerechnet die Demonstranten abzuwäl¬ 
zen. Schon seit Wochen kommt es im 
Nachgang an den Gipfel nicht nur zu 
einer massiven Stimmungsmache und 
Hetze gegen die politische Linke. Viel¬ 
mehr versuchen etablierte Politik, Poli¬ 
zei und Justiz auch die Aufklärung der 
rechtswidrigen und teils äußerst bruta¬ 
len Polizeieinsätze zu behindern. 

Während Hamburgs Erster Bür¬ 
germeister Olaf Scholz (SPD) schon 
kurz nach dem Gipfel wahrheitswid¬ 
rig behauptete, dass es keine Poli¬ 
zeigewalt gegeben habe, beschönigt 
nunmehr auch die Bundesregierung 
die erschreckend gewalttätige Vorge¬ 
hensweise der eingesetzten Beamten. 
„Die Bundesregierung wendet sich 
ausdrücklich gegen die von den Frage¬ 
stellern implizierte Kritik an den Poli¬ 
zeien von Bund und Ländern“, erklärt 
die Regierung gleich zu Beginn ihrer 
Antwort an die Linksfraktion und be¬ 
treibt damit eine Täter-Opfer-Umkehr 
vom Feinsten. Zudem stellt die Regie¬ 
rung klar, dass sie keineswegs auch nur 
willens ist, die Fragen der demokrati¬ 
schen Sozialisten vollumfänglich zu be¬ 
antworten: „Das verfassungsrechtlich 
verbürgte Frage- und das Informati¬ 
onsrecht des Deutschen Bundestages 
gegenüber der Bundesregierung wird 
durch gleichfalls Verfassungsrecht ge¬ 
nießende schutzwürdige Interessen, 
wie das Staatswohl, begrenzt“. Eine Of¬ 
fenlegung der erfragten Informationen 
berge die Gefahr, dass damit eine Of¬ 
fenlegung von Einzelheiten zu Arbeits¬ 
weisen und Methoden des Bundesam¬ 
tes für Verfassungsschutz (BfV) ver¬ 
bunden wäre, die die Arbeitsfähigkeit 
und Aufgabenerfüllung des BfV ge¬ 


fährden würde. Auch eine 
„Hinterlegung der ange¬ 
fragten Informationen in 
der Geheimschutzstelle 
des Deutschen Bundes¬ 
tages würde der erhebli¬ 
chen Brisanz im Hinblick 
auf die Aufgabenerfüllung 
des BfV nicht Rechnung 
tragen“, heißt es in der 
Antwort der Bundesre¬ 
gierung weiter. 

Die Frage, wie viele 
verdeckte Ermittler, Zi¬ 
vilbeamte und sonstige 
Staatsdiener in Hamburg 
im Einsatz waren, dürfte 
somit in naher Zukunft 
nicht aufgeklärt werden. 

Ähnlich verhält es sich in 
diesem Zusammenhang 
mit der Frage, wie viele 
Agents Provocateurs im 
Einsatz waren und ob sie 
sich auch an strafbaren 
Handlungen beteiligt ha¬ 
ben? 

Das parlamentarische 
Fragerecht der Bundes¬ 
tagsabgeordneten wird 
durch diese Handlungs¬ 
weise der Bundesregie¬ 
rung ad absurdum ge¬ 
führt. So kann die Regie¬ 
rung mit einem Verweis 
auf eine angeblich beste¬ 
hende Gefahr für die bun¬ 
desdeutsche Sicherheits¬ 
architektur auch künftig 
Antworten auf umstrit¬ 
tene Polizeieinsätze oder 
ähnliche Vorgänge ver¬ 
weigern, was gängigen 
demokratischen Gepflo¬ 
genheiten deutlich zuwi¬ 
der läuft. 

Auch zu einer Bewer¬ 
tung der vielerorts do¬ 
kumentierten Gewalttätigkeiten der 
eingesetzten Beamten wollte sich die 
Bundesregierung in diesem Fall nicht 
durchringen. Sie geht vielmehr „grund¬ 
sätzlich davon aus, dass Polizistinnen 
und Polizisten in Deutschland die ih¬ 
nen zum Schutz der Allgemeinheit 
kraft Gesetzes übertragenen Aufgaben 
rechtmäßig und professionell erfüllen“ 
und verbannt damit die vielen Berich¬ 
te und Videosequenzen über die Ge- 



Riesig,aber rostig 


waltexzesse der Staatsdiener ins Reich 
der Phantasie angeblicher Demokra¬ 
tiegegner. 

Umso lockerer nimmt die Regie¬ 
rung hingegen schwere Grundrecht¬ 
seingriffe wie Einreiseverbote, die 
sich gegen potentielle Demonstranten 
richteten. So verweigerte die Bundes¬ 
polizei im Rahmen der vorübergehend 
wiedereingeführten Binnengrenzkon¬ 
trollen fast 100 angeblich gewaltbe¬ 


reiten Personen die Ein¬ 
reise nach Deutschland. 
Ersichtlich wird aus der 
Antwort der Bundesre¬ 
gierung, dass es rund um 
den Gipfel zu einer inter¬ 
nationalen Kooperation 
der Polizeibehörden und 
der Geheimdienste kam 
und auch Unterstützungs¬ 
leistungen der Bundes¬ 
wehr und ausländischer 
Polizeien auf deutschem 
Staatsgebiet stattfanden. 
Zu alledem will sich die 
Bundesregierung auf¬ 
grund einer möglichen 
Gefährdung der Sicher¬ 
heit ebenfalls nicht de¬ 
tailliert äußern. 

Die DKP hatte die 
schweren Verstöße der 
Herrschenden gegen die 
bestehenden Reste der 
noch existenten Grund- 
und Freiheitsrechte be¬ 
reits im Vorfeld des Gip¬ 
fels massiv kritisiert. Da¬ 
ran hält die Partei auch 
weiterhin fest und unter¬ 
stützt den für den 7. Okto¬ 
ber in Düsseldorf geplan¬ 
ten Kongress unter dem 
Motto „Demonstrations¬ 
recht verteidigen! Wider¬ 
stand gegen den Abbau 
unserer demokratischen 
Grundrechte“. Zu der Ta¬ 
gung werden mit Alexan¬ 
der Bosch, dem Sprecher 
für den Themenkomplex 
„Polizei und Menschen¬ 
rechte“ bei Amnesty In¬ 
ternational Deutschland, 
Gabriele Heineke vom 
Republikanischen An- 
wältinnen - und Anwäl¬ 
teverein, der innenpoli¬ 
tischen Sprecherin der Linksfraktion, 
Ulla Jelpke, sowie verschiedenen Ge¬ 
werkschaftsfunktionären, hochkarätige 
Referenten erwartet. 

Eine Erklärung, die unter dem glei¬ 
chen Motto wie die Konferenz steht 
und die bereits von mehreren Hundert 
Persönlichkeiten unterzeichnet wurde, 
kann direkt auf der Internetseite der 
Organisatoren unterstützt werden. 

Markus Bernhardt 


Kieler Förde 

Revolutionäre Matrosen und der Krieg heute 


Ausufernde 

Überwachung 

Kooperation von Jobcentern und Verfasssungsschutz 


Zehn Schiffe sammeln sich auf der 
Kieler Förde, mit dabei auch Tradi¬ 
tionssegler. Am Kai stehen 70 Men¬ 
schen und besteigen die Schiffe, fast 
könnte man meinen, ein Wassersport¬ 
event oder eine der Hafenrundfahr¬ 
ten stehe an. Nur die Roten Fahnen 
an den Booten, die Transparente 
und die Ansprachen am Kai machen 
deutlich, hier geht’s um was anderes. 
Heute erinnert der „Arbeitskreis No¬ 
vemberrevolution“, unterstützt unter 
anderem vom DGB Kiel Region als 
auch von der DKP Kiel und weite¬ 
ren Organisationen, an die Hinrich¬ 
tung von Max Reichpietsch und Al- 
bin Köbis. 

Sie waren als Rädelsführer der 
Revolution am 5 September 1917 
hingerichtet worden. Sie und ihre 
Kameraden hatten Nein zum Krieg 
gesagt und hatten damit den Prozess 
ins Rollen gebracht, der diesen Krieg 
beendete und die Monarchie stürzte. 
Alleine schon wegen dieser Verdiens¬ 
te ist es sinnvoll, an die beiden zu er¬ 
innern, leider gibt es darüber hinaus 
aber noch weitere Anlässe. 

Auf dem Weg über die Kieler För¬ 
de sehen wir einige dieser Anlässe. 
Die beiden Rüstungswerften Thyssen 
Krupp Marine System oder German 
Navel Yards, die wieder für den welt¬ 
weiten Krieg produzieren, den Ostuf¬ 
erhafen, über den Kriegsgerät bis an 


die russische Grenze verschifft wird 
oder den Scheer-Hafen, benannt nach 
Admiral Scheer, der Albin Köbis und 
Max Reichpietsch hinrichten ließ. 

Aus diesen und weiteren Gründen 
will die Friedensfahrt auf der Kieler 
Förde nicht nur erinnern, sie will auch 
zeigen, heute geht von Kiel wieder 
Krieg aus. Wie wir diesen Krieg stop¬ 
pen können und was wir dabei von 
der Novemberrevolution lernen kön¬ 
nen, darum drehten sich einige Vor¬ 
träge, die zu Beginn und Ende der 
Fahrt am Kai gehalten wurden. 

Als DKP Kiel beteiligten wir uns 
mit zwei Vorträgen einerseits zur Kie¬ 
ler Protestbewegung in der Arbeiter¬ 
schaft 1917, anderseits mit einem Vor¬ 
trag zum Einfluss der Oktoberevolu¬ 
tion auf die Novemberrevolution in 
Deutschland. Mit der Erinnerung an 
die Novemberrevolution können wir 
zeigen, es war und es ist möglich, dem 
deutschen Imperialismus in den Arm 
zu fallen, seine Kriege zu stoppen und 
seine Herrschaft in Frage zu stellen. 
Wichtig ist dabei auch, auf die Er¬ 
rungenschaften dieser Revolution zu 
verweisen, dementsprechend tauch¬ 
ten am Morgen bereits einige Trans¬ 
parente in der Kieler Innenstadt auf, 
die z.B. auf das erreichte Frauenwahl- 
recht, den 8 Stundentag und Weiteres 
verwiesen. 

Florian Hainrich 


Ulla Jelpke, innenpolitische Spreche¬ 
rin der Linksfraktion im Bundestag, hat 
erneut vor einer zunehmenden Über¬ 
wachung der Bürgerinnen und Bür¬ 
ger gewarnt. Dies betreffe vor allem 
ein erschreckend hohes Ausmaß von 
Postüberwachung. „Zwar kann oder 
will die Bundesregierung keine Anga¬ 
ben dazu machen, wie viele Poststücke 
jährlich überwacht oder gar geöffnet 
werden. Doch schon die hohe Zahl 
von rund 1500 in die Postüberwachung 
eingebundenen Mitarbeitern allein bei 
der Deutschen Post lässt ein erschre¬ 
ckendes hohes Ausmaß der Überwa¬ 
chung befürchten“, erklärt Jelpke zur 
Antwort der Bundesregierung auf die 
von ihr eingebrachte parlamentarische 
Anfrage mit dem Titel „Überwachung 
des Postverkehrs“. 

„Dass der Verfassungsschutz bei 
der Postüberwachung den Polizeibe¬ 
hörden technische Amtshilfe leisten 
darf, lässt auf eine weitere Unterlau¬ 
fung des grundgesetzlichen Trennungs¬ 
gebots zwischen Polizei und Geheim¬ 
diensten befürchten“, warnte sie au¬ 
ßerdem. 

Zugleich verwies die Bundestags¬ 
abgeordnete auf Kooperationen von 
Jobcentern mit Verfassungsschutzäm¬ 
tern. Auch wenn die Bundesregierung 


eine Kooperation von Verfassungs¬ 
schutz und Jobcenter bestreitet, liege 
zumindest in Saarbrücken genau dies 
vor, erklärte sie. „Denn es ist lediglich 
von bürokratischem Interesse, ob Job¬ 
center-Mitarbeiter angewiesen wer¬ 
den, Informationen über vermeintlich 
extremistische Kunden direkt an den 
Geheimdienst weitergeben oder noch 
eine Stelle dazwischen geschaltet wird, 
die solche Meldungen weiterleitet. 
Dass ein Behördenmitarbeiter einen 
konkreten Verdacht auf terroristische 
Planungen eines seiner Kunden melden 
könne, sei eine Selbstverständlichkeit. 
Dafür sei dann aber die Polizei, und 
nicht der Inlandsgeheimdienst, zustän¬ 
dig.“ Doch hier gehe es schon um ver¬ 
meintliche Auffälligkeiten weit unter 
einer solchen Gefährdungsebene. Da¬ 
mit bleibe es letztlich der subjektiven 
Wahrnehmung und eigenen politischen 
Überzeugung eines Behördenmitarbei¬ 
ters überlassen, was er melde, warnte 
Jelpke. „Ich erwarte von der Bundes¬ 
agentur, dass sie einer solchen Willkür 
einen Riegel vorschiebt. Denn auch sei¬ 
nen Mitarbeitern tut ein Jobcenter kei¬ 
nen Gefallen durch eine solche Zusam¬ 
menarbeit mit einem Geheimdienst“, 
stellte die Innenpolitikerin klar. 

Markus Bernhardt 


Kinderarmut 

Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
ist dem Bündnis Kindergrundsiche¬ 
rung beigetreten. „Im Verband gab es 
einen sehr langen und sehr gründli¬ 
chen Diskussionsprozess, der letztlich 
dazu geführt hat, dass einstimmig und 
mit großer Überzeugung der Beitritt 
zum Bündnis Kindergrundsicherung 
beschlossen wurde“, sagte Ulrich 
Schneider, Hauptgeschäftsführer 
des Paritätischen Gesamtverbands. 
Das Modell des Bündnisses sieht die 
Einführung einer Kindergrundsiche¬ 
rung in Höhe von 573 Euro für jedes 
Kind vor, die mit steigendem Fami¬ 
lieneinkommen sinkt. Sie orientiert 
sich daran, was Kinder tatsächlich für 
ein gutes Aufwachsen benötigen und 
soll damit Kinderarmut nachhaltig 
verhindern. 

„Das vom Bündnis vertretene 
Modell stellt den Familienlastenaus¬ 
gleich vom Kopf auf die Füße. Der 
Staat würde nicht länger Spitzenver¬ 
diener bevorteilen, sondern künftig 
die Familien besser fördern, die we¬ 
nig haben und entsprechend mehr 
benötigen. Würde das Konzept um¬ 
gesetzt, bekämen einkommensarme 
Familien endlich mehr Kindergeld als 
Spitzenverdiener“, so Schneider. Eine 
riesige Ungerechtigkeit in der bishe¬ 
rigen Familienförderung würde da¬ 
mit beendet. Nach aktuellen Zahlen 
lebt mittlerweile jedes fünfte Kind 
in Deutschland in Armut. „Die hohe 
Zahl der Kinder in Armut spiegelt 
das Versagen der Politik in der Ar¬ 
mutsbekämpfung wider. Angesichts 
der Tatsache, dass das Wort Kinder¬ 
armut im letzten Koalitionsvertrag 
nicht einmal vorkam, kann diese 
Entwicklung kaum überraschen. Der 
Koalitionsvertrag der nächsten Re¬ 
gierung muss zwingend einen Mas¬ 
terplan zur Armutsbekämpfung ent¬ 
halten“, fordert Schneider. 

AfD-Erfolg - Proteste 

In mehreren bundesdeutschen Städ¬ 
ten haben Nazigegner am Sonntag 
gegen den Einzug der AfD in den 
Bundestag demonstriert. Die rechte 
Partei war am vergangenen Sonn¬ 
tag erstmals mit satten 12,6 Prozent 
in den Bundestag gewählt worden. 
In Berlin versammelten sich mehr 
als 1.000 Menschen, um in der 
Nähe des Alexanderplatzes gegen 
die dortige Wahlparty der Rechten 
zu demonstrieren, die im „Traffic 
Club“ stattfand. Auch in Düsseldorf, 
Köln, Essen, Leipzig, Frankfurt am 
Main und Hamburg nahmen jeweils 
mehrere Hundert Menschen an An¬ 
ti-AfD-Protesten teil. 

XXL-Parlament 

Mit 709 Abgeordneten wird der 
Bundestag so groß wie nie zuvor. 
Laut Medienberichten könnte das 
Parlament pro Jahr 50 bis 75 Mil¬ 
lionen Euro zusätzlich kosten. Der 
Bund der Steuerzahler fordert 
eine schnelle Reform. Der nach 
der Wahl mit 709 Sitzen deutlich 
vergrößerte Bundestag wird die 
Steuerzahler in den kommenden 
vier Jahren mehr als 200 Millionen 
Euro kosten. Der Bund der Steuer¬ 
zahler, der als Vergleich die Regel¬ 
größe (598 Abgeordnete) und nicht 
die aktuelle Größe des Parlaments 
heranzog, kommt sogar auf zusätzli¬ 
che Kosten von 300 Millionen Euro. 
Laut der Berichte belaufen sich al¬ 
lein die Kosten für Diäten und 
Mitarbeiterpauschalen der zusätz¬ 
lichen 79 Abgeordneten auf rund 
33 Millionen Euro im Jahr. Weite¬ 
re erhebliche zusätzliche Ausgaben 
kommen durch die Versorgung von 
Abgeordneten, die wegen des Wahl¬ 
ergebnisses überraschend aus dem 
Bundestag ausscheiden: CDU, CSU 
und SPD verlieren durch den Ein¬ 
zug von AfD und FDP 105 Manda¬ 
te. Und Ex-Abgeordnete haben An¬ 
spruch auf ein Übergangsgeld. Für 
jedes Jahr der Parlamentszugehö¬ 
rigkeit wird ein Monat Übergangs¬ 
geld in Höhe der jeweils aktuellen 
Abgeordnetenentschädigung ge¬ 
zahlt, nach einer Wahlperiode also 
für vier Monate, macht gerne mal 
36000 Euro pro Mann oder Frau 
aus oder auch 3,5 bis 4 Millionen. 
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Kurz: t ,Machen wir es 
wie die Deutschen“ 

Mit einem Bekenntnis zur „Neuge¬ 
staltung des Landes“ gehen Öster¬ 
reichs Konservative in die Schluss¬ 
phase des Wahlkampfs. „Wir haben 
den Willen zur Veränderung“, sag¬ 
te der ÖVP-Spitzenkandidat und 
derzeitige österreichische Außen¬ 
minister Sebastian Kurz am Sams¬ 
tag vor rund 10 000 Anhängern in 
Wien. Kurz möchte den Staat nach 
deutschem Agenda-2010-Schema 
umbauen. Dazu gehören für Kurz 
massive Steuersenkungen, eine 
Schuldenbremse in der Verfassung 
und eine Richtlinienkompetenz des 
Bundeskanzlers. In Umfragen liegt 
die ÖVP vorn. 

Atomwaffen in 
Griechenland? 

Die Tageszeitung „Rizospastis“ das 
Zentralorgan der Kommunistischen 
Partei Griechenlands (KKE), mel¬ 
dete, dass es seitens der USA Pläne 
gebe, Atomwaffen in Griechenland 
zu stationieren. 

Dimitris Koutsoumbas, Gene¬ 
ralsekretär der KKE, erklärte auf 
einer Pressekonferenz, dass die nu¬ 
klearen Sprengköpfe vom NATO- 
Stützpunkt Incirlik in der Türkei 
zum Militärstützpunkt in Araxos 
in Westgriechenland verlegt wer¬ 
den sollen. Dazu notwendige War- 
tungs- und Reparaturarbeiten so¬ 
wie Modernisierungsmaßnahmen 
seien auf dem Stützpunkt schon in 
vollem Gang. „Die griechische Re¬ 
gierung spielt mit dem Feuer. Das 
militärische Personal und die Waf¬ 
fensysteme [aus Incirlik] gehen zur 
Basis in Souda [auf Kreta], aber die 
Atomsprengköpfe werden zur Ba¬ 
sis in Araxos verlegt“, erklärte Kout¬ 
soumbas. 

Seitdem der Kommandeur des 
NATO-Stützpunkts Incirlik, Bekir 
Ercan Van, in Folge des Putschver¬ 
suchs festgenommen wurde, wird 
über eine Verlegung nachgedacht. 
Von Incirlik starten Einsätze der 
Türkei und ihrer NATO-Partner 
nach Syrien. Deutschland ist mit 
1200 Soldaten und mit Panavia- 
Tornado-Aufklärungsjägern sowie 
einem Tankflugzeug des Typs Airbus 
A310 MRTT in Incirlik vertreten. 

Die Syriza/ANEL-Regierung 
in Athen schweigt zu den Vorwür¬ 
fen. Von 1962 bis 2001 beherbergte 
Griechenland schon einmal ameri¬ 
kanische Nuklearsprengköpfe, die 
von 1978 bis 2001 auf der Araxos 
Air Base stationiert waren. Nach 
jahrzehntelangen Protesten der 
griechischen Bevölkerung wurden 
die Atomwaffen schließlich 2001 
abgezogen. Die KKE meldet, dass 
auf Initiative der Gewerkschaft 
Bau und unter Teilnahme von Dut¬ 
zenden Basisgewerkschaften und 
Massenorganisationen Beratungen 
stattfinden, wie die Stationierung 
der Atomwaffen auf griechischem 
Boden verhindert werden kann. 

Neue US-Einreise- 
beschränkungen 

US-Präsident Donald Trump hat 
neue Einreisebeschränkungen für 
Bürger von acht Staaten verkün¬ 
det. Die betroffenen Staaten sind 
der Tschad, der Iran, Libyen, Nord¬ 
korea, Syrien, Venezuela und der Je¬ 
men. Sudan findet sich nicht mehr 
auf der Liste. 

Darüber hinaus wurden auch 
Restriktionen für Somalia ver¬ 
fügt, da „besondere Umstände 
Beschränkungen zum Schutz der 
USA-Bevölkerung“ erforderten. 
Die neuen Regelungen sollen am 
18. Oktober in Kraft treten. 

Spenden für Kuba 

In der vergangenen Woche wur¬ 
de in dem Artikel „Wiederaufbau 
funktioniert“ versehentlich der 
Eindruck erweckt, nur die Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba und 
die DKP würden für die Hurrikan¬ 
hilfe sammeln. Richtig ist, dass alle 
Kuba-Solidaritätsorganisationen, so 
auch das Netzwerk Cuba als deren 
Dachverband, Spenden sammeln. 
Wir bitten um Entschuldigung. 


Die Sanktionen verpuffen 

Wachsende Kriegsgefahr auf der koreanischen Halbinsel 


D ie Lage auf der koreanischen 
Halbinsel spitzt sich seit der Ver¬ 
hängung der Sanktionen gegen 
Nordkorea durch den UN-Sicherheits- 
rat erneut zu. Seine bisher härteste Re¬ 
solution verbietet den Verkauf nordko¬ 
reanischer Textilexporte, schränkt die 
Einstellung nordkoreanischer Gastar¬ 
beiter ein und begrenzt Ölimporte. US- 
Präsident Trump Unterzeichnete am 
21. September einen neuen Maßnah¬ 
menkatalog, wonach die Handelspart¬ 
ner Pjöngjangs abgestraft werden sollen. 

Die jüngste UN-Resolution ist die 
neunte im Zusammenhang mit Nord¬ 
koreas Atom- und Raketentests seit 
dem Jahr 2006. Gebracht haben die 
Sanktionen bislang nichts. Die neuen 
Sanktionen werden Nordkorea zweifel¬ 
los schmerzen, aber nicht in die Knie 
zwingen. 

Die Nordkoreaner bereiten sich seit 
17 Jahren auf den sogenannten End¬ 
kampf gegen den US-Imperialismus 
vor. Das wirtschaftliche und gesell¬ 
schaftliche System Nordkoreas ist den 
Sanktionen bereits angepasst. Im Ap¬ 
ril wies die Regierung in Pjöngjang die 
Behörden an, die Ölreserven auf eine 
Million Tonnen zu erhöhen. Das ent¬ 
spricht etwa dem Doppelten der jähr¬ 


lich aus China importierten Menge an 
Rohöl. Nach Angaben von Nordkorea- 
Experten soll das Land eine Ölreser¬ 
ve für mindestens ein Jahr zur Verfü¬ 
gung haben. Außerdem versuchen die 
Nordkoreaner, Öl durch einheimische 
Ressourcen wie Kohle zu substituie¬ 
ren. Besonders auffällig ist, dass Nord¬ 
koreas Bruttoinlandsprodukt im Jahr 
2016 trotz der harten Sanktionen und 
Blockade um 3,9 Prozent wuchs, das 
schnellste Tempo in 17 Jahren. 

Trump scheint auf die Blockade 
durch China zu setzen. Aber der wirt¬ 
schaftliche Einfluss der Volksrepublik 
auf das isolierte Land in Norden wird 
stark übertrieben. An die 90 Prozent 
des nordkoreanischen Außenhandels 
beruht zwar auf dem Handel mit China. 
Der südkoreanischen Handelsbehörde 
zufolge hängen jedoch nur 5 Prozent 
der Wirtschaft der KDVR vom Außen¬ 
handel ab. Je weniger Außenhandel ein 
Land betreibt, desto weniger anfällig ist 
es für Druck. 

Außerdem will Peking Nordkorea 
nicht in den Kollaps treiben. Es will 
keinen Zusammenbruch in Pjöngjang, 
keinen Bürgerkrieg auf der koreani¬ 
schen Halbinsel und kein wiederver¬ 
einigtes Korea unter dem Schutz der 


USA. Ohne das Bollwerk Nordkorea 
stünden bald US-Truppen an der chi¬ 
nesischen Grenze. 

Nordkoreas „Oberster Führer“ 
Kim Jong-Un machte in seiner Erklä¬ 
rung von 22. September deutlich, er sei 
überzeugt, den richtigen Pfad gewählt 
zu haben und werde diesen Weg bis zum 
Ende verfolgen. Nach seiner Rede ver¬ 
sammelten sich mehr als 100 000 Men¬ 
schen aus allen Gesellschaftsschichten 
in Pjöngjang, um die Erklärung ihrer 
Führung zu unterstützen. Wie Wladi¬ 
mir Putin formulierte, würde die nord¬ 
koreanische Bevölkerung lieber Gras 
fressen, als das Atomwaffenprogramm 
aufzugeben. 

Dass Nordkorea wegen der Sank¬ 
tionen oder der Blockade sein Atom- 
und Raketenprogramm aufgibt, ist 
Wunschdenken. Pjöngjang weiß, wel¬ 
ches Schicksal andere Staaten erlitten 
haben, die nicht über ein derartiges Ab¬ 
schreckungspotential verfügten. 

Wenn die härtesten Sanktionen 
Nordkorea nicht in die Knie zwingen 
können, werden Trump nur zwei Op¬ 
tionen übrigbleiben, das Land entwe¬ 
der zu bombardieren oder es als Atom¬ 
macht anzuerkennen und sich an den 
Verhandlungstisch setzen. Ob die USA, 


deren Ziel der komplette, überprüfba¬ 
re und unumkehrbare Abbau des nord¬ 
koreanischen Nuklearprogramms ist, 
Pjöngjang als Atommacht akzeptie¬ 
ren könnten, ist fraglich. Ohne äußeren 
und inneren Druck in Form von Mas¬ 
senprotesten gegen die Kriegsdrohung 
Trumps in den USA oder eine starke 
Antikriegsbewegung in Südkorea ist es 
kaum möglich, den täglich näher kom¬ 
menden Krieg zu verhindern. 

Nach einer Umfrage der „Washing¬ 
ton Post“ lehnen zwei Drittel der US- 
Amerikaner trotz der Sorge um Nord¬ 
koreas Atomprogramm einen Präven¬ 
tivschlag ab. Die Proteste gegen die 
Stationierung des Raketenabwehrsys- 
temsTHAAD finden immer breitere 
Zustimmung in der südkoreanischen 
Bevölkerung, vor allem seitdem die von 
China verhängten Strafmaßnahmen we¬ 
gen THAAD kleine Unternehmen und 
Selbstständige in der Tourismusbran¬ 
che in den Bankrott getrieben haben. 
Je größer die Kriegsgefahr wird, desto 
stärker erhebt sich auch die Stimme des 
Protests gegen Krieg. Auf Basis dieser 
wachsenden Antikriegsstimmung eine 
starke internationale Antikriegsbewe¬ 
gung aufzubauen ist dringende Aufgabe 
der progressiven Kräfte. Choi Hohyun 



Die Sanktionen gegen Nordkorea werden vor allem die Bevölkerung treffen. 


Lucas Zeise zu Trumps aggressiver Rhetorik 


„Völlig vernichten“ 


Das war in einer Vollversammlung der 
Vereinten Nationen neu: Die Drohung, 
ein Land „völlig zu vernichten“. Donald 
Trump sprach sie in der vorigen Woche 
gegen Nordkorea aus. Die Delegierten, 
Außenminister und Regierungschefs 
des ganzen Globus mussten mit anhö¬ 
ren, wie der Vertreter des gastgebenden 
Landes einem anderen mit Krieg und 
Völkermord drohte. In dieser Brutali¬ 
tät hat es das in der UNO seit den 70er 
Jahren des vorigen Jahrhunderts nicht 
mehr gegeben. Allerdings ist Korea, 
ganz besonders der Norden, von den 
USA schon einmal fast völlig zerstört 
worden. Damals zu allem Übel auch 
noch unter der Tarnflagge der UNO 
selbst. 

Die Rhetorik Donald Trumps ist 
besonders widerwärtig, die Praxis von 
Krieg und Zerstörung aber hat sich 
nicht geändert. Trumps Vorgänger Ba¬ 
rack Obama hat den Krieg und die Zer¬ 
störung der Staaten im Nahen Osten in¬ 
tensiviert. Er hat es zur US-Praxis ge¬ 
macht, ohne erklärten Krieg Menschen 
von Drohnen umbringen zu lassen. Ob- 
amas Außenpolitik war nicht weniger 


aggressiv gegenüber den nicht botmä¬ 
ßigen Staaten der Welt. Aber sie ging 
mit einer anderen Strategie einher. Der 
Unterschied zu Bush, dem Vorgänger, 
und zu Trump, dem Nachfolger, bestand 
darin, dass er den verbündeten Imperi¬ 
alisten erklärtermaßen und bereitwillig 
den Vortritt bei Krieg und Zerstörung 
ließ. Frankreich, Italien und Britan¬ 
nien durften und sollten den Regime 
Change in Libyen beginnen, um das 
Land und seine Ölquellen wieder in den 
Griff der Ölkonzerne zu bekommen. Es 
bedurfte dann noch der militärischen 
Hilfe aus den USA, um diesen Krieg 
zu gewinnen und das nordafrikanische 
Land zu einem „failed state“ (kaputten 
Staat) zu machen. Unter Obama schien 
in der US-Regierung die vermutlich 
realistische Einschätzung zu bestehen, 
dass die Weltvorherrschaft der USA 
ohne eine stärkere Mobilisierung der 
NATO-Staaten, Japans und der ande¬ 
ren Verbündeten nicht auf Dauer auf¬ 
rechtzuerhalten sein würde. Deshalb 
wurden diese auch energisch aufgefor¬ 
dert, in noch stärkerem Ausmaß Krie¬ 
ge und Rüstung zu forcieren. Letztere 


Politik setzt Trump unvermindert fort. 
In den diplomatischen und politischen 
Beziehungen wird unter Trump aller¬ 
dings nicht mehr der höfliche Schein 
der Gleichberechtigung gewahrt. 

Donald Trump mag als Präsident 
von den herrschenden Kreisen in den 
USA so nicht geplant worden sein, die 
Aggressivität seiner Außenpolitik ent¬ 
spricht aber ganz sicher der des poli¬ 
tischen Mainstream. Kritisiert wird 
Trump außenpolitisch vorwiegend von 
rechts. Seine aggressivsten Aktionen 
fanden dagegen Beifall. Senat und Re¬ 
präsentantenhaus beschließen höhere 
Aufrüstungsbudgets als vom Weißen 
Haus gefordert und härtere Sanktio¬ 
nen gegen Russland, Syrien und ande¬ 
re „Schurkenstaaten“. 

Trumps vor der UNO-Vollver¬ 
sammlung gemachte Drohung, aus 
dem Atomabkommen mit dem Iran 
auszusteigen, hat unter den Verbün¬ 
deten besonders Deutschland aufge¬ 
schreckt. Gerade eben erst kommen 
die Geschäfte mit dem Iran wieder in 
Gang. Sie liefen einst blendend - vor 
den von Washington befohlenen Sank¬ 


tionen. Noch ärgerlicher für die deut¬ 
sche Kapitalistenklasse sind die vom 
US-Parlament beschlossenen Sanktio¬ 
nen gegen Unternehmen, die Geschäfte 
mit Russland machen. An keiner Stelle 
werden die Interessen großer deutscher 
Kapitalgruppen so stark von der Füh¬ 
rungsmacht beeinträchtigt wie bei der 
Sanktionspolitik gegen Iran und Russ¬ 
land. Die in den Medien betriebene öf¬ 
fentliche Kritik an Washington dürfte 
deshalb in den nächsten Monaten noch 
stärker werden. 

So widerlich Trumps aggressive 
Rhetorik auch sein mag: Sie trägt, ähn¬ 
lich wie in den Zeiten des Irakkrieges 
des G.W. Bush, erheblich zur Aufklä¬ 
rung darüber bei, dass von dem NA¬ 
TO-Verbündeten USA nicht Sicher¬ 
heit, sondern Krieg, Zerstörung und 
Weltkriegsgefahr ausgehen. Für die 
Friedensbewegung bestehen in dieser 
Gemengelage bessere Chancen, gegen 
konkrete Kriegsziele der USA (und ih¬ 
res engen Verbündeten Deutschland) 
und forcierte Aufrüstung massenwirk¬ 
same Kampagnen zu führen. Die Chan¬ 
cen sollten aber auch genutzt werden. 
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„Unser Ziel ist eine Katalanische Republik“ 

UZ-lnterview mit Pol Acözar, dem Chefredakteur von „Realität“, dem Organ der „Kommunisten Kataloniens“ 



„Comunistes de Catalunya“ ist im 
April 2017 von Mitgliedern der auf¬ 
gelösten „Partei der katalanischen 
Kommunist/inn/en“ neu gegründet 
worden. 

UZ: Wird es am Sonntag ein Referen¬ 
dum geben? Zehn Millionen Stimm¬ 
zettel wurden konfisziert, vierzehn An¬ 
gestellte der Regionalregierung festge¬ 
nommen ... 

Pol Acözar: Wird es ... Die große Mehr¬ 
heit wird dem Aufruf des souveränen 
Regionalparlaments folgen. Die Frage 
ist, ob das störungsfrei geht. Wenn der 
Staat die Wahlzettel konfisziert, werden 
sie zu Hause neu gedruckt. Wenn man 
die Urnen mitnimmt, werfen wir die 
Zettel in Pappkartons. Wenn man die 
Funktionäre festnimmt, gibt es Freiwil¬ 
lige, die sie ersetzen. Wenn die Polizei 
auf den Straßen ist, um die Wahl zu ver¬ 
hindern, wird es massenhafte friedliche 
Proteste geben. Die Volksbewegung ist 
die Mehrheit und hat tiefe demokrati¬ 
sche Überzeugungen. 

Die Regierung Spaniens ist das Ge¬ 
genteil. Um das Referendum zu verhin¬ 
dern, instrumentalisiert sie alle Staats¬ 
macht: Justiz, Polizei, Geheimdienste 
und Medien. Das kann sie, weil Spa¬ 
nien Institutionen hat, die demokrati¬ 
sche Defizite aufweisen, und eine Elite, 
die immer noch sehr mit dem faschis¬ 
tischen Franco-Regime verbunden ist. 
Der Übergangsprozess von der Dikta¬ 
tur zur Demokratie war 1978 nur eine 
Schminkübung, die Macht blieb in den 
selben Händen. Es gibt keinerlei Zwei¬ 
fel, dass die Repression anwächst. 

UZ: Unabhängig von der Argumentati¬ 
on der Zentralregierung hinsichtlich ei¬ 
ner angeblichen Verfassungswidrigkeit 
ist es ein politisches Recht des katalani¬ 
schen Volks, über sein Schicksal selbst 
entscheiden zu können. Was ist dabei die 
Position der Kommunisten Kataloniens? 

Pol Acözar: Die großen spanischen Par¬ 
teien, PP und PSOE (die konservative 
Volkspartei und die Sozialdemokraten, 
A. d.Ü.), sprechen von der 78er Verfas¬ 
sung, als sei sie heilig und nicht verän¬ 
derbar. Dennoch haben genau diese 
Parteien sie mehrfach verändert, immer 
gegen die Interessen der Volksschichten 


und ohne Rücksprache mit der Bürger¬ 
schaft. Es ist keine Frage der Legalität, 
sondern der Legitimität. Für den gro¬ 
ßen Teil des katalanischen Volks ist die 
spanische Verfassung Ergebnis eines 
historischen Moments, der überwunden 
werden muss. Wenn die Gesetze nicht 
den Notwendigkeiten dienen, müssen 
sie verändert werden. Das spanische 
System ist allerdings derart wenig re¬ 
präsentativ und demokratisch, dass das 
praktisch unmöglich ist. 

Das Recht Kataloniens auf Selbst¬ 
bestimmung ist nicht infrage zu stellen, 
denn Katalonien ist eine Nation mit 
Sprache, Geschichte, Kultur und einer 
Identität, die es vom Rest der Völker 
Spaniens unterscheidet. Es gibt eigene 
Institutionen, eines der ältesten Parla¬ 
mente Europas, eine eigenständige Re¬ 
gierungsinstitution, die „Generalität“, 
und sogar einen Obersten Gerichtshof 
mit einem einzigartigen Zivilrecht. All 
das ist aber nicht das Wichtigste. Wich¬ 
tig ist der während mehr als einem Jahr¬ 
hundert ausgedrückte Wille der Mehr¬ 
heit des katalanischen Volks, eine Re¬ 
publik zu werden und die nationalen 
Ressourcen ohne ständige Intervention 
des Zentralstaats verwalten zu können. 

Die Volkssouveränitätsbewegung 
hat klare demokratische und fortschritt¬ 
liche Grundlagen. Für die Kommunis¬ 
ten handelt es sich um eine Massenbe¬ 
wegung, eine demokratische Front. Wir 
haben immer das Referendum vertei¬ 
digt und wir glauben, dass die zentral¬ 
staatliche Repression eine für eine Ver¬ 
bindlichkeit der Abstimmung notwen¬ 
dige demokratische Normalität nicht 
zulässt. Deshalb hat unsere Partei eine 
Teilnahme beschlossen, als Mobilisie- 
rungs- und Protestform, aber wir sehen 
dieses nicht als das definitive Referen¬ 
dum an. Wir verlangen, dass das Volk 
sich in Freiheit und ohne Zwang aus- 
drücken kann. 

UZ: Es heißt, es gebe Mehrheiten für 
ein Referendum, aber nicht unbedingt 
für die Unabhängigkeit. Wie hoch ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass die Unabhän¬ 
gigkeitsbewegung siegt? 

Pol Acözar: Die große Mehrheit des 
katalanischen Volks denkt, dass die 
Lösung des Konflikts demokratisch 
sein muss, über ein Referendum. Auch 


„Wählen, um frei zu sein“ 

gibt es einen Mehrheitskonsens für die 
Verteidigung der katalanischen Institu¬ 
tionen und der Souveränität des Parla¬ 
ments. Innerhalb dieses Konsenses gibt 
es einen Block, der als Ziel die Loslö¬ 
sung hat, während ein anderer Block 
anstrebt, sich als Republik frei mit den 
anderen Völkern Spaniens zu verbin¬ 


den. Es ist schwierig zu sagen, welche 
der beiden Positionen die Mehrheit 
darstellt. „Comunistes de Catalunya“ 
steht für die zweite Option. Unser Ziel 
ist eine Katalanische Republik, die frei 
an eine Union von Republiken Spani¬ 
ens föderiert ist. Unsere Strategie ist es, 
einen Verfassungsprozess in Katalonien 


zu unterstützen, um eine solchen Ver¬ 
fassungsprozess im ganzen spanischen 
Staat anzutreiben. Wir wollen die Mon¬ 
archie und die franquistischen Instituti¬ 
onen abschaffen, um eine neue Gesetz¬ 
lichkeit zu schaffen, die aus den Wün¬ 
schen des Volkes kommt. 

Eigentlich ist der Kampf des ka¬ 
talanischen Volks der gleiche wie der 
aller Völker Spaniens. Das Regime 
unterdrückt Katalonien und auch das 
Baskenland, Galizien, Andalusien, 
Extremadura, Kastilien ... Es ist kein 
Kampf der Völker gegeneinander, son¬ 
dern einer der Völker gegen das tyran¬ 
nische Regime. Indem das katalanische 
Volk unterdrückt wird, wird das deut¬ 
lich. Inzwischen ist die Mobilisierung 
für den 1. Oktober nicht mehr allein 
eine für die Unabhängigkeit Kataloni¬ 
ens, sondern eine der demokratischen 
Würde. Eine wichtige Welle der Soli¬ 
darität breitet sich in ganz Spanien aus, 
weil es dort viele Menschen gibt, die 
sich der Gewichtigkeit der Sache be¬ 
wusst sind. 

UZ: Angenommen, Katalonien erreicht 
die Unabhängigkeit - was ist die Zu¬ 
kunft des spanischen Staats und die des 
Kontinents? Immer mehr Spaltungen ... 

Pol Acözar: Das heutige Europa ist ein 
Europa von Staaten und Korporatio¬ 
nen. Wir kämpfen für ein Europa der 
Völker und der Arbeiterklasse. Wir sind 
Kommunisten und wollen eine Gesell¬ 
schaft ohne Klassen und Grenzen. Wir 
sind Internationalisten und verteidigen 
die Zusammenarbeit und Solidarität 
der Nationen. Die Verfassung einer Ka¬ 
talanischen Republik beinhaltet einzig 
die Anerkennung der Souveränität des 
katalanischen Volkes, selbst über sein 
Schicksal entscheiden zu können. Ka¬ 
talonien ist eine fortschrittliche, kosmo¬ 
politische Gesellschaft, die weltoffen ist 
und Avantgarde im Kampf für soziale 
Rechte und dabei zutiefst solidarisch. 
Wir sind überzeugt, dass das so bleiben 
wird. 

Die Zukunft Europas geht entlang 
einer Anerkennung der Souveränität 
und einer Vertiefung der Demokratie. 
Bis jetzt ist Europa von oben gebaut 
worden; der Moment ist gekommen 
den Aufbau von unten aus anzugehen. 

Die Fragen stellte Günter Pohl 


15 Jahre Clinica Rosa Luxemburgo 

Das DKP-Solidaritätsprojekt in Cärdenas feiert Jubiläum 



Vor fünfzehn Jahren, am 18. Sep¬ 
tember 2002, wurde im kubanischen 
Städtchen Cärdenas in der Provinz 
Matanzas die Klinik „Rosa Luxem¬ 
burgo“ für Neuro-Rehabilitation un¬ 
ter Anwesenheit des ersten Sekre¬ 
tärs der KP Kubas in Matanzas, Vic¬ 
tor Gaute Lopez, und des damaligen 
Vorsitzenden der DKP, Heinz Stehr, 
feierlich eröffnet. 

Zuvor hatten die Gesundheitsbe¬ 
hörde von Matanzas und die DKP in 
Gemeinschaftsproduktion ein vom 
Verfall bedrohtes historisches Schul¬ 
gebäude in wenigen Monaten reno¬ 
viert und eine Einrichtung geschaffen, 
die heute aus dem Gesundheitssystem 
der Provinz nicht mehr wegzudenken 
ist. 

Im Herbst 2001 waren die Arbei¬ 
ten von einer kubanischen Baubri¬ 
gade begonnen worden, unterstützt 
durch vier DKP-Solidaritätsbrigaden 
mit jeweils rund 15 deutschen Briga- 
distinnen und Brigadisten. Die Kuba- 
AG der DKP, die zu diesem Zeitpunkt 
mit Spenden und eigenen Baubriga¬ 
den bereits zwei Familienarztpraxen 
in der Stadt Matanzas errichtet hat¬ 
te, sammelte allein für dieses Projekt 
250 000 Euro und verschickte insge¬ 
samt zehn Container nach Matanzas. 
Der Aufbau der Klinik war damit Teil 
einer internationalistischen Praxis, für 
die die DKP in den 1990er Jahren 2,5 
Millionen Euro an Geld- und Sach¬ 


spenden für Gesundheitsprojekte in 
Kuba sammeln konnte. 

Der Bau der Luxemburg-Klinik 
in Cärdenas ist ein Musterbeispiel für 
ein gelungenes deutsch-kubanisches 
Solidaritätsprojekt. Ohne die massi¬ 
ve Unterstützung durch die deutschen 
Kommunistinnen und Kommunisten 
wäre die Renovierung des Gebäudes 
und die medizinische Ausstattung der 
Klinik sicherlich nicht möglich gewe¬ 
sen; zugleich hat sich die Klinik naht¬ 
los in das kubanische Gesundheitssys¬ 
tem eingefügt und es sogar weiterent¬ 
wickelt. 

Maßgeblicher Impulsgeber des 
Projektes war Jorge Pedro Rodriguez 
Fernändez, selber Vater eines Kindes 
mit Entwicklungsstörungen und heu¬ 
te Leiter der „Clinica Rosa Luxem¬ 
burgo“. Unter ihm funktioniert die 
Einrichtung heute wie damals als 
Tagesklinik. Pro Jahr werden um die 
9 000 Patienten behandelt, überwie¬ 
gend Säuglinge und Kleinkinder. Da¬ 
bei können Entwicklungsstörungen 
frühzeitig erkannt und durch eine 
umfassende Reha-Behandlung, bei 
der die Erlangung von Sozialkompe¬ 
tenzen im Mittelpunkt steht, behan¬ 
delt werden. Das Spektrum reicht 
dabei von Krankengymnastik, Ergo¬ 
therapie, Logopädie, Kinderpsycho¬ 
logie über Ballett und Musiktherapie 
bis hin zu Therapien mit Pferden und 
sogar Schlangen. 


Im Verhältnis zu den Verwüstun¬ 
gen, die der Hurrikan „Irma“ auch 
in Kuba angerichtet hat, sind die 
Sturmschäden an den Solidari¬ 
tätsprojekten der DKP in Cärdenas 
und Matanzas gering. Die kleinen 
Patienten der Clinica Rosa Luxem¬ 
burgo können weiter behandelt 
werden. 


Eine weitere gute Nachricht: Die Spen¬ 
densammlung der DKP für den Wie¬ 
deraufbau nach dem Sturm hat bisher 
über 20 000 Euro erbracht. 

Wir bitten um weitere Spenden an: 
DKP-Parteivorstand 
GLS-Bank/BIC: GENODEMiGLS 
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 
Stichwort: Solidarität mit Kuba 


Die Klinik hat mittlerweile eine 
Ausstrahlung auf ganz Kuba entwi¬ 
ckelt, was nicht zuletzt in ihrer wissen¬ 
schaftlichen Aktivität begründet liegt. 
Internationale Kurse für Mediziner 
aus dem Ausland, vor allem aus Me¬ 
xiko und Argentinien, erfreuen sich 
eines regen Besuchs. Den 15. Jahres¬ 
tag ihrer Eröffnung feiert die Klinik 
in diesen Tagen mit einem internatio¬ 
nalen medizinischen Workshop. 

Den Hurrikan „Irma“ hat die Kli¬ 
nik übrigens glimpflich überstanden. 
Es gab unter den Mitarbeitern keine 
Verletzten, auch keine größeren bau¬ 
lichen Schäden, noch nicht einmal 
Fenster wurden in Mitleidenschaft 
gezogen. 

Lediglich etwas Gipsputz sei von 
der Decke gefallen, erklärte Jorge Ro¬ 
driguez gegenüber der UZ. Alles sei 
schnell wieder zu reparieren, so der 
Leiter der Klinik, und: „Der Betrieb 
läuft weiter. Die Kinder brauchen 
uns.“ 

Auch die Solidarität geht weiter. 
Derzeit bereitet die Kölner Elek- 
tro-Firma „Die Stromer“ eine wei¬ 
tere Spende vor: „Ein Container für 
Rosa“, dessen Innenraum zur Werk¬ 
statt ausgebaut ist. Spenden in Form 
von Reha-Geräten wie Bälle, Geh¬ 
hilfen, Barren etc. sind hochwillkom¬ 
men. Die Verschiffung ist für Novem¬ 
ber 2017 geplant. 

Tobias Kriele 
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F ährt man mit dem Auto vom östlichen Stadtrand Berlins Richtung Zentrum, so wird man zwischen Oberbaum¬ 
brücke und Ostbahnhof von der sogenannten „East Side Gallery“ begleitet, dem als Kunstmeile erhaltenen 
Stück der „Berliner Mauer“ Ein Anziehungspunkt für Touristen, die die Bilder betrachten, kommentieren und 
sich wie an allen Touristenattraktionen der Welt mit ihnen als Selfie in die Welt schicken. 

Weniger zufällig und nur zu Fuß gelangt man auf die westliche, der Spree zugewandte Seite. Hier gewährt die 
Mauer seit dem 13. August auf 3 Metern Höhe und 229 Metern Länge einer Installation des deutsch-amerikani¬ 
schen Video-Künstlers Stefan Roloff großzügigen Raum. „Beyond the Wall“, zu Deutsch „Jenseits der Mauer“, auf 
diesen Titel einigten sich Roloff und seine Unterstützer, der damit den 1984 von Westberlin aus gefilmten Alltag 
von „DDR-Grenzern“ darstellen möchte. 

Aufklärung ist nicht im Sinn der Initiatoren. Was sie dem Betrachter bieten, ist eine Gruselmeile. 

Klar ist, dass ehemalige DDR-Dissidenten Roloff dafür umwarben, einen Mann, der besser wissen könnte, wem 
er zu Diensten ist. Denn sein Vater wurde als Angehöriger der Widerstandsgruppe „Rote Kapelle“ von den Nazis 
verfolgt. Es sei keineswegs sein Anliegen, die historische Rolle der DDR aufzuarbeiten, er wolle nur zeigen, was 
Mauern anrichten, dass sie immer Menschen trennen und dafür sorgen, dass sie zu Feinden werden, argumentiert 
er. Seine Filmaufnahmen vom Grenzstreifen und den Grenzsoldaten, das sei ein Blick vom Westen in eine kaf- 
kaeske Welt, in der Leute nur darauf warteten, andere Menschen erschießen zu können. Die aus vielen Gründen 
zumindest zeitweilig historische Notwendigkeit der Existenz dieser Mauer als friedenssichernd blendet er aus. 

Die Installation klärt nichts, sie schürt Ängste. Um die nichtssagenden Aufnahmen von diensttuenden Gren¬ 
zern im beabsichtigten Sinn wirksam werden zu lassen, fügt Roloff in drei Sprachen Zitate von Zeitzeugen hinzu 
in einer Weise, die nicht nur mir Übelkeit bereitet. Diese sind vor allem von jungen Besuchern nicht einzuordnen, 
sie lesen die auf schwarzen Silhouetten angebrachten Aussagen, sitzen minutenlang fassungslos davor. Die Zitate 
verfälschen durch einseitige, aus subjektiver Sicht vorgetragenes Erleben gewollt das Geschichtsbild und krimina¬ 
lisieren das Land, in dem es Grundlage war, die Menschen durch Bildung zu humanistisch Handelnden zu erziehen, 
zu internationaler Solidarität zu motivieren. 

Auf der Ostseite der Mauer-Galerie hat seit Jahren ein Bild besondere Anziehungskraft - der Bruderkuss von 
Honecker und Breschnew. Touristen nutzen diesen Hintergrund heute, um sich unter dem Beifall der „Anstehen¬ 
den“ herzlich zu küssen für ein Erinnerungsfoto. Das zu beobachten bereitet Freude. 

Die Ausstellung ist seit dem 13. August und noch bis zum 9. November an der „West-Side-Gallery“ zu betrach¬ 
ten. Hoffen wir auf die Besinnung, dass an diesem Datum im Jahre 1918 ein anderer Wind durch Berlin wehte. 

Gabriele Senft 


Die große Mauer-Show 



Quelle für die Aussage von Roloff: 
https://www. inforadio. de/pro gramm/schema/sendungen/kultur/201 708/154272. html 
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Patrik Köbele zum Rechtsruck im Bundestag 

Chaos im Kopf 


J etzt kriegt Merkel einen auf den 
Deckel.“ Meine Frau und ich werfen 
im Vorbeispazieren ein: „Aber doch 
nicht von der AfD.“ - „Doch, genau 
von denen!“ Die drei Männer im Esse¬ 
ner Nordpark freuen sich darauf, dass 
bei der Wahl Rechte mit Anti-Merkel- 
Sprüchen ins Parlament einziehen wer¬ 
den. „Die AfD kriecht den Kapitalisten 
in den Arsch, und die sollen was gegen 
Merkel unternehmen?“ frage ich. „Na 
ja, gegen Kapitalisten habe ich auch et¬ 
was? wirft mir der AfD-Wähler hin. 

Er merkt trotzdem nicht, dass rech¬ 
ter Pseudoprotest seinem eigenen Inte¬ 
resse als Teil der Arbeiterklasse wider¬ 
spricht. Wie so viele: Er ist irgendwie 
unzufrieden, sein unklares Bedürfnis 
nach Protest lässt sich von rassistischen 
Hetzern gegen Flüchtlinge lenken. Das 
Bewusstsein der Masse der Arbeiter¬ 
klasse ist voller Widersprüche, die ver¬ 
schiedenen bürgerlichen Kräfte nutzen 
diese Widersprüche. Die herrschende 
Klasse hat die Arbeiterklasse gerne als 


Stimmvieh im Kampf darum, welche 
bürgerliche Partei ein paar Abgeord¬ 
netenbüros mehr bekommt. Chaos im 
Kopf, Rechtsruck im Bundestag. 

So langweilig der Wahlkampf war, 
so gemütlich-weltoffen sich die Kanz¬ 
lerin präsentiert, so empört alle über 
das AfD-Ergebnis tun: Das Wahler¬ 
gebnis steht für einen Rechtsruck. Na¬ 
türlich deshalb, weil 94 Mandate an 
mehr oder weniger aggressive, rassisti¬ 
sche, reaktionäre AfD-Hetzer gingen. 
Aber nicht nur deshalb: Gauland und 
Weidel spielen nur die Antreiber, die 
verbergen sollen, wie weit die Parteien 
der „Mitte“ selbst nach rechts rücken. 
Merkel strickt weiter die Legende, dass 


sie so gut zu den Flüchtlingen sei. Aber 
Merkel und die große Koalition haben 
die Asylgesetze verschärft, Flüchtlinge 
abgeschoben und Deals zur Abschot¬ 
tung geschlossen. Sie, die über die AfD 
klagen, haben kein Problem damit, dass 
deutsche Gerichte irrsinnige Haftstra¬ 
fen gegen Linke verhängen. Egal, wie 
prekär wir arbeiten, wie viele von uns 
unfreiwillig in Teilzeit stecken oder auf 
Hartz IV aufstocken müssen - Merkel 
phantasiert von Vollbeschäftigung und 
davon, wie gut es uns geht. Das Beson¬ 
dere an der Kanzlerin ist, dass sie es 
schafft, ihre reaktionäre Politik als sozi¬ 
al und tolerant darzustellen. Das Chaos 
im Bewusstsein der Arbeiterklasse ist 


die Wand, auf die Merkel sich so pro¬ 
jizieren kann, wie sie sich zeigen will. 

Natürlich begrüßt die DKP, dass 
mit der Linkspartei auch Abgeord¬ 
nete in den Bundestag kommen, die 
konsequent gegen Krieg, Verarmung 
und Spardiktat kämpfen. Aber in ihrer 
Ausrichtung ist die Linkspartei selbst 
voller Widersprüche: Sie will den Kapi¬ 
talismus ein bisschen abschaffen, aber 
auch ein bisschen sozialer machen. Sie 
will die Politik der Bundesregierung be¬ 
kämpfen, aber gleichzeitig in Thüringen 
eine ganz ähnliche Politik mitgestalten. 
Sie will Menschen auf die Straße brin¬ 
gen, aber gleichzeitig parlamentarische 
Lösungen versprechen. 


Wenn wir den Rechtsruck aufhalten 
wollen, müssen wir der Arbeiterklasse 
umfassende Erklärungen und Perspek¬ 
tiven anbieten, mit denen die Menschen 
ihre begründete Wut und ihre alltägli¬ 
che Unzufriedenheit von bürgerlichen 
Vorurteilen befreien können: Die Er¬ 
kenntnis, dass der Kapitalismus eine 
Ausbeuterordnung ist, dass die Bundes¬ 
regierung die Vertretung der Banken 
und Konzerne ist, dass es nur dann eine 
dauerhaft lebenswerte Zukunft geben 
kann, wenn die arbeitenden Menschen 
die Wirtschaft und den Staat in die eige¬ 
nen Hände nehmen. Gegen bürgerliches 
Schönreden, rechte Hetze und wütende 
Orientierungslosigkeit hilft nur eins: Die 
kommunistische Partei in diesem Land 
aufzubauen. Denn nur mit einer starken 
kommunistischen Partei kann die Arbei¬ 
terklasse etwas anderes als Stimmvieh 
für Parteien werden, die fremde Interes¬ 
sen vertreten. Der Wahlkampf der DKP 
war ein kleiner, aber wichtiger Schritt 
auf diesem langen Weg. 



Vielleicht ist das der Schulz-Effekt, von dem alle redenn 400 neue Mitglieder strömten Anfang der Woche auf das sinkende 
Schiff der SPD. Schon im Frühjahr, nachdem Martin Schulz zum Spitzenkandidaten und Vorsitzenden der Sozialdemokraten 
gekürt worden war, hatten sich einige tausend Menschen der Partei angeschlossen. Dafür gab es Gründe: Schließlich hat¬ 
te Schulz kurz angetäuscht, dass er sich zumindest für die Dauer des Wahlkampfs gegen die Agenda-Politik seiner Partei 
und für soziale Forderungen stellen wolle. 

Nicht einmal in seinen Versprechen wurde Schulz besonders kämpferisch, während seine Genossen Minister weiter mit 
Merkel regierten. Nun ist Schulz nicht nur betroffen darüber, dass mit der AfD halbe und ganze Nazis in den Bundestag 
einziehen. Er verspricht auch, in die Opposition zu gehen und dort klare Kante gegen Rechts zu zeigen. Auf Twitter begrüß¬ 
te er die neuen Mitglieder seiner Partei: „Willkommen im Bollwerk der Demokratie!“ 

Zu den Kernkompetenzen der Obersozis gehört es seit hundert Jahren, die Sache der Konzerne zu betreiben und dann, 
wenn die eigenen Anhänger damit unzufrieden werden, mit der heiseren Stimme des Arbeiterführers zu schreien, dass 
man jetzt gerade nicht zu viele soziale Forderungen stellen dürfe - schließlich gelte es, die Demokratie zu verteidigen. 
Was ist von einer Demokratie zu halten, die solche Bollwerke aufstellt? om 


Denk 1 ich an Sachsen in der Nacht 

Gedanken eines Wahlleipzigers • Von Roman Stelzig 


Der Arsch der Welt ist braun, geht es 
mir spontan durch den Kopf, wenn ich 
über das Ergebnis der Bundestagswahl 
in Sachsen nachdenke: Mit 27 Prozent 
ist die AfD im Bundesland die stärkste 
Partei. Besonders im Osten hat der nati¬ 
onale Populismus die meisten Stimmen 
erhalten. Aber für einen gebürtigen 
Dresdner und Wahlleipziger verbietet 
es sich, derart über Mitmenschen zu 
spotten. Das ist intellektuelle Arroganz 
gegenüber Stimmungen, die man nicht 
hören möchte, sage ich mir - und es ist 
leicht, in einem Wahlkreis, der links ge¬ 
wählt hat, arrogant zu sein. 

Das weist auf Widersprüche: Der 
einzige Direktkandidat der Linken 
außerhalb Berlins wurde im Leipziger 
Süden gewählt. In Sachsen bestätigt 
sich auch im Wahlverhalten die Drei¬ 
faltigkeit aus der Messestadt Leipzig, 
der Industriestadt Chemnitz und der 
Kulturstadt Dresden, die unterschied¬ 
liche Mentalitäten mit sich bringt. Als 
Materialist sollte man der Kulturprä¬ 
gung zwar nicht die erste Bedeutung 
beimessen, vernachlässigen darf man 
sie aber nicht. Dresden, die Heimat¬ 
stadt der PEGIDA-Bewegung, war 
und ist eine Stadt mit hohem Snobis¬ 
mus. Der durchschnittliche Dresdner 
liebt seinen Barock, meckert gern, 
aber neigt nicht zu revolutionärem 
Aufruhr. 

Einfache Schlüsse sollte man nicht 
ziehen. Zwar bestätigt sich einerseits, 
dass sowohl in Dresden als auch in 
Leipzig in den Neubaugebieten am 
Stadtrand die meisten AfD-Wähler 
wohnen. Und das weist auf einen Zu¬ 


sammenhang zwischen sozialer Aus¬ 
grenzung und der Entscheidung, die 
AfD zu wählen. Zum anderen lässt sich 
aus den Verhältnissen kaum die Glei¬ 
chung ableiten: Arme Deutsche plus 
Ausländer gleich rechte Wähler. 

Dem steht entgegen, dass Sachsen 
unter den ostdeutschen Bundeslän¬ 
dern durchaus keine strukturschwa¬ 
che Region ist. Zwar vermisst man die 
blühenden Landschaften hier ebenso 
wie anderenorts, aber der überdurch¬ 
schnittlich hohe AfD-Wähleranteil ge¬ 
genüber weniger urbanen Bundeslän¬ 
dern, wie Thüringen, Sachsen-Anhalt 
oder Brandenburg gibt Rätsel auf. Die 
Wahlergebnisse in Sachsen lassen zu¬ 
dem nicht darauf schließen, dass nur 
Arme die AfD gewählt haben. Auch 
mittelständisch geprägte Wahlbezirke, 
in denen die CDU die Mehrheit errin¬ 
gen konnte, weisen eine sehr hohe Zu¬ 
stimmung für die rechtspopulistische 
Partei auf, und in Stadtteilen Leipzigs, 
die von hoher Armut betroffen sind, do¬ 
miniert die Linkspartei. 

Auch die vielbeschworene Verun¬ 
sicherung durch die Berührung mit 
Asylbewerbern steht in Sachsen in Ver¬ 
gleich zu anderen Regionen Deutsch¬ 
lands auf tönernen Füßen und sollte 
kritisch hinterfragt werden. Besser zu 
sagen wäre wohl, dass gerade Men¬ 
schen, die wenig persönlichen Kon¬ 
takt zu Ausländern haben, empfängli¬ 
cher sind für abstrakte Ängste und Po¬ 
pulismus. Dresden ist nicht Köln, und 
die PEGIDA-Bewegung fand ihren 
Ausgang nicht dort, wo reale Berüh¬ 
rungen mit Asylbewerbern Schlagzei¬ 


len machten. Man mag, wenn man den 
hohen Zustimmungsanteil für die AfD 
in Ostsachsen betrachtet, in Rechnung 
stellen, dass die Region an Tschechi¬ 
en und Polen grenzt und damit einen 
gewissen Nährboden für nationalem 
Chauvinismus aufweist - aber das gilt 
auch für den Osten Brandenburgs, in 
dem nicht die gleiche Zustimmung zur 
AfD zu verzeichnen ist. 

Letzten Endes darf wohl tatsäch¬ 
lich angenommen werden, dass die 
Wahl der AfD in weiten Teilen Sach¬ 
sen als ein Protest gegenüber etablier¬ 
ten bürgerlichen Parteien zu verstehen 
ist. Von den Bürgern eines Bundeslan¬ 
des, die seit Jahr und Tag mehrheitlich 
CDU wählen, überrascht das zunächst. 
Plausibel wird das Argument allerdings, 
wenn man sich fragt, welche echten Al¬ 
ternativen in Sachsen zu wählen waren. 
Außer in Leipzig, wo die Linkspartei 
traditionell stark verankert ist, besitzt 
die sächsische Linke weder das Format 
einer Regierungspartei noch einer Op¬ 
position. Auch aus der DKP, der es in 
Sachsen leider nicht gelungen ist, für 
die Bundestagswahl zu kandidieren, 
hat es noch keinen Genossen weiter 
nach Osten verschlagen als nach Dres¬ 
den. Dort dominiert die AfD, und das 
bestätigt, was Johannes R. Becher ein¬ 
mal schrieb: „Wo wir nicht sind, ist un¬ 
ser Gegenteil.“ 

Das benennt Aufgaben und Heraus¬ 
forderungen auch für die DKP in Sach¬ 
sen. Diese können nur bewältigt wer¬ 
den, wenn die Ursachen für die Zustim¬ 
mung zur AfD hierzulande tiefgehend 
analysiert und betrachtet werden. 


Herbert Becker zu „Staatspresse“ im Netz 


Matthias Döpfner, der für Friede Sprin¬ 
ger die Arbeit im Medienkonzern „Axel 
Springer SE“ alltäglich macht, sitzt im 
Glashaus und wirft mit Steinen. Er ist 
seit einiger Zeit auch Vorsitzender des 
Verbandes der Deutschen Zeitschriften¬ 
verleger (BDZV) und schwadronierte 
auf der Jahrestagung drauflos. Er hat die 
Kapitalinteressen der wichtigen Medi¬ 
enkonzerne zu vertreten und Aktivitä¬ 
ten anderer zu stören. Er orakelte, wenn 
es nur noch öffentlich-rechtliche Sender 
im Netz gäbe, aber keine privaten Ver¬ 
lage, dann hätten wir „nur Staatsfernse¬ 
hen und Staatspresse“, also eher „etwas 
nach dem Geschmack von Nordkorea“. 
Wie abseitig seine Befürchtung ist, hat 
weniger mit seinen Vorstellungen von 
Nordkorea zu tun, sondern mehr mit der 
Unterstellung, die großen Medienkon¬ 
zerne könnten ihre Geschäftsmodelle 
nicht unbehelligt und unbeschadet aus¬ 
leben. Die beklagte Konkurrenz, die Öf¬ 
fentlich-Rechtlichen Rundfunkanstalten, 
sind weit davon entfernt, Verlagen mit in¬ 
haltlicher Verantwortung und redaktio¬ 
neller Auswahl in die Suppe zu spucken 
und das Geschäft zu versauen. Viel eher 
stellt der Zeitungsleser fest, wie ausge¬ 


dünnt und ohne Hintergrundinformatio¬ 
nen viele Blätter sind und mag ja auf den 
Webseiten von ARD, ZDF und anderen 
sich umfassender informiert fühlen. 

Deutlich wird Döpfner, wenn er von 
den bereits umgesetzten neuen Techniken 
schwärmt, von Roboterjournalismus und 
algorithmisch gesteuerten Themenplat¬ 
zierungen auf den Homepages. Die Redu¬ 
zierung der Redaktionen, die Zusammen¬ 
legung von Redaktionen zu „Pools“, die 
prekäre Situation vieler Journalisten, die 
nur noch als sogenannte „Freie“ Arbeit 
finden, darüber kein Wort, denn natürlich 
ist auch der Axel-Springer-Konzern ganz 
weit vorne bei den neuen Plattformen, 
aber das ist Geschäftsgebaren und darf 
doch nicht kritisiert werden. 

Beigesprungen ist Döpfner und sei¬ 
nen Verlegerkollegen der baden-würt¬ 
tembergische Ministerpräsident Kretsch- 
mann, bekannt für seine unternehmer¬ 
freundlichen Sprüche. Er meinte, „die 
Öffentlich-Rechtlichen müssen den Zei¬ 
tungen die Luft zum Atmen lassen“ und 
auch „bei einer Erweiterung des Online- 
Angebots müssen wir über die Begren¬ 
zungen der Textangebote der Sender re¬ 
den“. 


Manfred Ziegler zum Vormarsch der SDP in Syrien 

Befreiung des Öls 


Die letzten Hochburgen des IS im Nord¬ 
osten Syriens, in al-Raqqa und Deir Ez- 
zor, brechen zusammen. Auf der einen 
Seite rückt die syrische Armee vor, auf 
der anderen das Militärbündnis SDF, 
zu dem die „Kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten“ (YPG) gehören. 

Als der erste französische Soldat der 
westlichen Koalition in dieser Region 
starb, sprach der französische Staatsprä¬ 
sident Macron davon, er hätte dort die 
Freiheit Frankreichs verteidigt. Vertei¬ 
digen die SDF in al-Raqqa, Deir Ezzor 
und bis zur irakischen Grenze die Frei¬ 
heit Rojavas? Oder wollen sie nur im¬ 
mer weitere Gebiete besetzen, um einen 
Staat zu gründen, der mehr oder weni¬ 
ger föderaler Teil Syriens ist? Oder geht 
es um Befreiung und Emanzipation, die 
ein Viertel des syrischen Staatsgebietes 
erreichen soll, wie der Sprecher der SDF, 
Talal Silo, einmal angekündigt hatte? Es 
wäre naiv, sich auf papierene Erklärun¬ 
gen zu verlassen, statt Interessen und Ak¬ 
tionen zu betrachten. 

Wie zu Zeiten des Goldrauschs am 
Klondike stecken die SDF ihre Claims 
ab. Sie besetzen die Öl- und Gasfelder 
im Gouvernement Deir Ezzor und wol¬ 
len bis zum wichtigen Grenzübergang 
Abu Kamal Vordringen. Die Kämpfe um 
al-Raqqa nähern sich ihrem Ende und so 
ist der Wettlauf zur Grenze jetzt in seiner 
heißen Phase 

Dieser Wettlauf geht soweit, dass Ein¬ 
heiten der SDF sogar die syrische Ar¬ 


mee - und damit zugleich ihre russischen 
Berater - bombardierten um sie aufzu¬ 
halten. Das russische Verteidigungsmi¬ 
nisterium machte deutlich, dass es solche 
Angriffe nicht dulden würde. Zugleich 
meldet das russische Verteidigungsmi¬ 
nisterium, US-Spezialeinheiten würden 
SDF-Truppen kampflos zwischen Stel¬ 
lungen des IS hindurchleiten, damit sie 
ihre Ziele schneller erreichen. Der An¬ 
trieb der SDF mag dabei weniger in den 
Sicherheitsinteressen Rojavas liegen, als 
in den Interessen ihrer US-Verbündeten. 

Denn die USA haben nicht Milliar¬ 
den Dollar für die Zerstörung Syriens 
ausgegeben, um sich dann erfolglos ab¬ 
zuwenden. Wenn schon der Kern des 
syrischen Staates nicht zerstört werden 
kann, soll doch wenigstens die Periphe¬ 
rie aus Syrien herausgebrochen werden. 
Die potentiellen Öl- und Gaseinkünfte 
des Landes sollen geschmälert werden, 
die Verbindung zwischen Iran, Syrien und 
der Hisbollah soll erschwert werden. 

Die Emanzipation des kurdischen 
Volks ist eine notwendige Bedingung für 
ein respektvolles Zusammenleben der 
verschiedenen Völker in Syrien und der 
Region. Und so müssen sich die Freunde 
und Unterstützer der kurdischen Sache 
fragen, was wohl der kurdischen Identi¬ 
tät, Souveränität und Emanzipation mehr 
dient: Die strategische Partnerschaft mit 
den USA - oder Verhandlungen, Verein¬ 
barungen und Zusammenarbeit mit der 
syrischen Regierung. 
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Am Vorabend der Oktoberrevolution 

Lenin: Die Staatsmacht - Hauptfrage der Revolution 


D er Herbst begann. Mehr als ein 
halbes Jahr war seit der Febru¬ 
arrevolution vergangen. Auf die 
Juliereignisse, als Hunderttausende in 
den Zentren des Landes, vor allem in 
der Hauptstadt Petrograd „Alle Macht 
den Sowjets“ und den Sturz der Proviso¬ 
rischen Regierung gefordert hatten (vgl. 
UZ vom 21.72017), hatte die Provisori¬ 
sche Regierung mit der Einschränkung 
vieler erst in der Februarrevolution er¬ 
rungener demokratischer Rechte, mit 
Zeitungsverboten, Verhaftungen revolu¬ 
tionärer Arbeiter, Soldaten und aufstän¬ 
discher Bauern reagiert, vor allem mit 
der Verfolgung der Bolschewiki. Der Mi¬ 
nisterpräsident Fürst Lwow, Mitglied der 
Partei der Konstitutionellen Demokra¬ 
ten („Kadetten“), trat zurück. Die Pro¬ 
visorische Regierung wurde umgebildet. 
Alexander Kerenski (Partei der Sozial¬ 
revolutionäre) übernahm am 25. Juli (7. 
8. nach dem neuen Kalender) 1917 zu¬ 
sätzlich zum Kriegs- und Marineminis¬ 
terium den Vorsitz der Regierung. Doch 
die grundlegenden Probleme blieben 
ungelöst: Der Krieg forderte nach wie 
vor viele Opfer. Es herrschte Massenar¬ 
beitslosigkeit. Eine Hungersnot drohte. 
Die Versprechungen der Provisorischen 
Regierung auf eine Bodenreform wur¬ 
den nicht umgesetzt. 

Die unmittelbare 
Vorbereitung der Revolution 

Der Putsch Kornilows - von Kerenski 
nach den Juliereignissen zum Oberbe¬ 
fehlshaber der russischen Armee er¬ 
nannt - am 27. August (9.9.1917), der 
Truppen mit der „Wilden Division“ an 
der Spitze gegen die Hauptstadt führte, 
und sein Scheitern brachten jedoch eine 
Wende. Der Kornilow-Putsch demons¬ 
trierte, so Lenin Mitte September, „für 
Russland das ..., was die Geschichte in 
allen Ländern bewiesen hat, nämlich, 
dass die Bourgeoisie das Vaterland ver¬ 
rät und zu jedem Verbrechen bereit ist, 
nur um ihre Herrschaft über das Volk 
aufrechtzuerhalten und ihre Profite zu 
schützen“. (LW, Bd. 25, S. 320) 

Obgleich selbst verfolgt und in der 
Illegalität - auf seine Verhaftung hatte 
die Provisorische Regierung eine Kopf¬ 
prämie ausgesetzt -, bereitete Lenin 
im Sommer und Frühherbst die Partei 
der Bolschewiki weiter theoretisch und 
praktisch auf den nun näher kommen¬ 
den entscheidenden Kampf vor. Dabei 
gab es unter den Bolschewiki durchaus 
unterschiedliche Auffassungen über die 
nächsten Schritte. Doch schon auf dem 
VI. Parteitag der SDAPR(B) wurde 
Ende Juli/Anfang August auf Lenins Rat 
hin der Kurs auf den bewaffneten Auf¬ 
stand beschlossen. Wann dieser erfolgen 
sollte, ließ sich gleichwohl nicht genau 
bestimmen. Denn es kam darauf an, dass 
die revolutionären Volksmassen, wie Le¬ 


nin Ende Juli in seinem Aufsatz „Zu den 
Losungen“ schrieb, nicht nur „vom Pro¬ 
letariat geführt werden, sondern auch, 
dass sie den Parteien der Sozialrevolu¬ 
tionäre und Menschewiki, die die Sache 
der Revolution verraten haben, den Rü¬ 
cken kehren“. (Ebenda, S. 184) Diese Si¬ 
tuation war nun eingetreten. 

Am 6. September (19.9.) notierte Le¬ 
nin im Nachwort zu seiner Schrift „Die 
Lehren der Revolution“: „Ende August 
brachte ... der Aufstand Kornilows eine 
neue Wendung der Revolution mit sich, 
indem er dem ganzen Volk anschaulich 
zeigte, dass die Kadetten im Bunde mit 


den konterrevolutionären Generalen 
danach trachten, die Sowjets auseinan¬ 
derzujagen und die Monarchie wieder¬ 
herzustellen.“ (Ebenda, S. 244) Der Kor¬ 
nilow-Putsch hatte bei vielen Menschen 
im Land die letzten Illusionen zerstört. 
Die Streiks in den Industriezentren des 
Landes wurden zu Massenbewegungen. 
Die Bauernunruhen wurden zum regel¬ 
rechten Bauernaufstand. Soziale Kon¬ 
flikte entluden sich auch in Mittelasien, 
im Kaukasus, in den Westteilen des Lan¬ 
des. In nationaler Gestalt (Vgl. Bollin- 
ger, Oktoberrevolution. Aufstand gegen 
den Krieg 1917-1922). Die Matrosen der 
Baltischen Flotte standen jetzt geschlos¬ 
sen hinter den Bolschewiki, ebenso die 
Soldaten der Reserveregimenter und die 
Mehrheit der Garnisonen des Landes. 

„Es war unübersehbar: es herrschte 
eine gesamtnationale Krise eine ent¬ 
scheidende Voraussetzung für die er¬ 
folgreiche sozialistische Revolution. 
Auch die Mehrheit der Sowjets stand 
jetzt auf den Positionen der Bolsche¬ 
wiki. Am 31. August nahm der Petro- 
grader Sowjet, am 5. September auch 
der Moskauer Sowjet zum ersten Mal 
eine bolschewistische Resolution zur 
Machtfrage an. Mehr als 250 Sowjets 


im ganzen Land standen jetzt hinter 
der Losung ,Alle Macht den Sowjets!’ - 
in Kiew, Charkow, Kasan, Ufa, Minsk, 
Taschkent, Samara, Brjansk, im Ural 
und im Donbass.“ (Roswitha Czollek; 
Lothar Kölm: Roter Oktober. Zeiten¬ 
wende im Protokoll, Berlin 1977). 

Lenin betonte im Entwurf der Reso¬ 
lution „Zur gegenwärtigen politischen 
Lage“, der jedoch auf der entsprechen¬ 
den Sitzung des ZK im September dann 
nicht beraten wurde: „Der ganze Gang 
der Ereignisse, alle ökonomischen und 
politischen Verhältnisse, alle Vorgän¬ 
ge in der Armee schaffen in immer ra¬ 


scherem Tempo die Voraussetzung zur 
erfolgreichen Eroberung der Macht 
durch die Arbeiterklasse, die Frieden, 
Brot und Freiheit bringt und den Sieg 
der Revolution des Proletariats auch in 
anderen Ländern beschleunigen wird.“ 
(LW, 25, S. 326) 

Lenins Arbeiten, insbesondere 
„Die drohende Katastrophe und wie 
man sie bekämpfen muss“ sowie seine 
Schrift „Staat und Revolution“, die er in 
der Illegalität in den Monaten August 
und September 1917 schrieb, aber auch 
Artikel wie „Eine der Kernfragen der 
Revolution“ dienten nun der unmittel¬ 
baren Vorbereitung der proletarischen 
Revolution. Fragen des Sturzes der al¬ 
ten Staatsmacht und der Gestaltung 
der neuen Macht traten in den Vorder¬ 
grund der Überlegungen Was tritt an 
die Stelle der alten Staatsmacht? Histo¬ 
rische Erfahrungen gab es kaum - au¬ 
ßer denen der Pariser Kommune von 
1871. Er betrat also „Neuland“. Dabei 
knüpfte er unmittelbar an die Staats¬ 
und Demokratievorstellungen von 
Karl Marx und Friedrich Engels sowie 
ihre Analysen der Kommune an, die 
von den Theoretikern der II. Interna¬ 
tionale lange sträflich vernachlässigt 


worden waren. In „Staat und Revolu¬ 
tion“ wollte er - neben „der Wiederher¬ 
stellung der wahren Marxschen Lehre 
vom Staat“ - die theoretische Grund¬ 
lage für die unmittelbar bevorstehende 
Revolution „verbunden mit einer Ab¬ 
rechnung mit dem Kautskyanertum“ 
geben. (Ebenda, S. 397f.) 

Sowjetmacht 

„Die Hauptfrage jeder Revolution ist 
zweifellos die Frage der Staatsmacht. 
Welche Klasse die Macht in den Hän¬ 
den hat, das entscheidet alles“, schrieb 
Lenin in seinem Artikel „Eine der 


Kernfragen der Revolution“, der am 
14. September (27.9.) 1917 im „Rabot- 
schi Put“ erschien und unmittelbar auch 
an seine Überlegungen in „Staat und 
Revolution“ anknüpfte (LW, 25, S. 378). 
Bereits Ende März 1917, einige Tage 
vor seinem Aufbruch aus dem Schwei¬ 
zer Exil nach Russland hatte er - sich 
ausdrücklich auf Marx berufend - erst¬ 
mals die Orientierung ausgegeben, dass 
in Russland die alte Staatsmaschinerie 
durch „die unmittelbare Macht bewaff¬ 
neter und organisierter Arbeiter“ abge¬ 
löst werden müsse und formuliert: „Das 
ist der Staat, den wir brauchen. Das 
sind, ihrem Wesen nach, die Kommune 
von 1871 und die Arbeiterdelegierten¬ 
räte von 1905 und 1917. Auf diesem Fun¬ 
dament müssen wir weiter bauen.“ (LW, 
23, S. 372) Er sah den entscheidenden 
Ansatzpunkt in den Sowjets, die sich 
in der Februarrevolution überall spon¬ 
tan gebildet hatten. Sie waren für ihn 
das Mittel, den nach der Februarrevo¬ 
lution in Russland nach wie vor beste¬ 
henden Ausbeuterstaat zu stürzen, ihre 
Macht sollte an die Stelle der bisherigen 
Staatsmacht treten. 

Nun schrieb er in „Eine der Kern¬ 
fragen der Revolution“: „Bisher liegt in 


Russland die Staatsmacht faktisch noch 
in den Händen der Bourgeoisie, die nur 
gezwungen ist, Teilzugeständnisse zu 
machen (um schon am nächsten Tag 
zu beginnen, sie wieder zurückzuneh¬ 
men), Versprechungen zu machen (um 
sie nicht zu erfüllen) und auszuklün- 
geln, wie sie ihre Herrschaft auf jede 
nur mögliche Art und Weise bemänteln 
kann (um dem Volk mit einer scheinbar 
,ehrlichen Koalition’ Sand in die Augen 
zu streuen) usw. usf. In Worten haben 
wir eine demokratische, revolutionä¬ 
re Volksregierung, in Wirklichkeit eine 
volksfeindliche, antidemokratische, kon¬ 
terrevolutionäre bürgerliche Regierung 
...“Und er erklärte, dass es nun nicht 
um einen Personenwechsel gehe, um 
eine „Regierung aus den Parteien der 
Sowjetmehrheit“, sondern um eine völlig 
neue Staatsform, die Sowjetmacht. Das 
bedeutete zugleich „die radikale Umge¬ 
staltung des ganzen alten Staatsapparats, 
dieses Bürokratenapparats, der alles De¬ 
mokratische hemmt, das bedeutet, die¬ 
sen Apparat zu beseitigen und durch ei¬ 
nen neuen, einen Apparat des Volkes zu 
ersetzen, d.h. durch den wahrhaft demo¬ 
kratischen Apparat der Sowjets, d.h. der 
organisierten und bewaffneten Mehrheit 
des Volkes, der Arbeiter, Soldaten und 
Bauern, das bedeutet, der Mehrheit des 
Volkes Initiative und Selbständigkeit zu 
gewähren, nicht nur bei der Wahl von 
Deputierten, sondern auch bei der Ver¬ 
waltung des Staates, bei der Durchfüh¬ 
rung der Reformen und Umgestaltun¬ 
gen.“ (LW, 25, S. 380) 

Bereits in den Aprilthesen hatte Le¬ 
nin zudem die „Abschaffung der Poli¬ 
zei, der Armee, der Beamtenschaft, 
Entlohnung aller Beamten, die durch¬ 
weg wählbar und absetzbar sein müs¬ 
sen, nicht über den Durchschnittslohn 
eines guten Arbeiter hinaus“ und die 
Nationalisierung des gesamten Bodens, 
die Verschmelzung aller Banken zu ei¬ 
ner Nationalbank, die Kontrolle der ge¬ 
samten Produktion gefordert (L W, 24, 
S. 5-6) - Überlegungen, die er nun im 
September auch in seiner Schrift „Die 
drohende Katastrophe und wie man sie 
bekämpfen soll“ (LW, 25, S. 327-377) 
weiter konkretisierte. 

Die Erringung der Macht durch die 
Sowjets, der Sturz der alten Staatsmacht, 
die grundlegende Umgestaltung aller 
Verhältnisse bedeutete für Lenin - ganz 
im Sinne des „Kommunistischen Mani¬ 
festes“ - nicht, wie Kritiker und Gegner 
ihm bis heute unterstellen und die Re¬ 
volution zum „Putsch“ umdeuten wol¬ 
len, die Usurpierung der Macht durch 
Einzelne oder eine kleine Gruppe, son¬ 
dern die Erringung der Demokratie für 
die bislang Ausgebeuteten und Unter¬ 
drückten, für die überwältigende Mehr¬ 
heit der Menschen. Doch diese Aufgabe 
stand noch bevor ... Nina Hager 



Sitzung des Petrograder Sowjets (Datum unbekannt). Im September erlangten die Bolschewiki auch in diesem - gemeinsam 
mit den Linken Sozialrevolutionären - die Mehrheit. Am 25. September (8.10.) wurde Leo Trotzki zum Vorsitzenden des Sowjets 
gewählt, dessen Exekutivkomitee zu diesem Zeitpunkt bereits zur Hälfte aus Bolschewiki bestand. (Bildausschnitt) 


Wertgesetz im Sozialismus? 

Distanzierung von einem Buch und dessen Rezensenten 


Der Kapitalismus ist eine Waren produ¬ 
zierende Gesellschaft. Gilt das auch für 
den Sozialismus? Wir verfügen über ge¬ 
nügend geschichtliche Erfahrungen mit 
dieser historisch neuen Produktionswei¬ 
se, dass man die Frage eigentlich klar be¬ 
antworten können müsste. In der DDR 
wurden die Fragen, ob die Ökonomie 
des Landes eine Waren produzierende 
Gesellschaft sei und ob das Wertgesetz 
gelte, beide mit einem klaren Ja beant¬ 
wortet. „Das Wertgesetz ist ein objekti¬ 
ves ökonomisches Gesetz auch im Sozi¬ 
alismus“ heißt es in den damals publi¬ 
zierten Lehrbüchern. Der Unterschied 
bestehe eben darin, dass in den vorso¬ 
zialistischen Produktionsweisen, also 
auch im Kapitalismus, das Wertgesetz 
die Dinge ohne bewusste Planung der 
Warenproduzenten durchsetzt und dafür 
sorgt, dass die Waren entsprechend der 
für sie aufgewendeten notwendigen Ar¬ 
beitszeit getauscht würden. Im Sozialis¬ 
mus geschehe das dagegen bewusst und 
geplant. Zu vermuteten oder kalkulier¬ 


ten Werten wurde im Sozialismus deswe¬ 
gen getauscht, um Disproportionen zu 
vermeiden und um einer sozialistischen 
Forderung, nämlich der Verteilung des 
Produkts nach Arbeitsleistung gerecht 
zu werden. 

Die zur Produktion von Waren ein¬ 
gesetzte und einzusetzende Arbeitszeit 
sei in Kapitalismus und Sozialismus als 
„Ökonomie der Zeit“ die entscheidende 
Größe, die Produktion, Tausch und Zu¬ 
teilung von Waren (Gütern) regele und 
regeln müsse. 

Aber ist es wirklich das Gleiche? Ist 
der bewusste und planvolle Einsatz des 
Äquivalententauschs im Sozialismus 
wirklich das Wertgesetz, wie es sich in 
vorsozialistischen Produktionsweisen 
ohne Plan, hinter dem Rücken der Pro¬ 
duzenten durchsetzt? Ich meine, nein. 
Erstens sind die Produzenten der Gü¬ 
ter nicht Privatproduzenten, die für den 
Markt produzieren, sondern Teil eines 
umfassenden Planes. Zweitens gibt es 
kein Privateigentum an den Produkti¬ 


onsmitteln. Einzelne Produzenten kön¬ 
nen nicht über diese Mittel verfügen. Sie 
können den Betrieb nicht verkaufen, sie 
können nicht Konkurrenten aufkaufen 
oder sie niederkonkurrieren. Sie kön¬ 
nen nicht die Produktpalette im größe¬ 
ren Stil ändern. Sie können „ihren“ Be¬ 
trieb nicht mit Schulden belasten. Die 
Betriebsleitungen hatten im Realsozi¬ 
alismus allenfalls den Spielraum, einen 
kleinen der vom Betrieb erwirtschafte¬ 
ten Mittel in dieses oder jenes Projekt zu 
investieren. Drittens werden die Preise 
im Wesentlichen planmäßig festgelegt, 
nicht aber vom Warenproduzenten im 
Lichte der Marktlage bestimmt. Viertens 
gibt es keine Ware Arbeitskraft und kei¬ 
nen Arbeitsmarkt. Viertens gibt es kei¬ 
nen Kapitalmarkt und keinen Ausgleich 
der Profitraten, weil es kein Kapital und 
keinen Profit gibt. Letztlich haben im So¬ 
zialismus „Wert“ und damit das „Geld“ 
nur eingeschränkte Bedeutung, weil das 
Privateigentum und der Warentausch 
nur eine geringe Rolle spielen. 


Was im real existierenden Sozialis¬ 
mus als „Wertgesetz“ bezeichnet wurde, 
hatte den Charakter eines juristischen 
Gesetzes, das sich nicht wie das Wertge¬ 
setz im Kapitalismus von selbst durch¬ 
setzt und daher wie ein Naturgesetz er¬ 
scheint. 

Es gab also nach meiner Auffassung 
in den sozialistischen Gesellschaften 
wie der Sowjetunion und der DDR kei¬ 
ne Warenproduktion oder höchstens am 
Rande und im Verhältnis zum kapitalis¬ 
tischen Ausland. 

Vor drei Wochen erschien in der UZ 
unter der Überschrift „Marktwirtschafts¬ 
imitat“ die Rezension eines Buches von 
Gerfried Tschinkel, das unter dem Titel 
„Die Warenproduktion und ihr Ende“ 
die Warenproduktion im Sozialismus ei¬ 
ner Kritik unterzieht. Tschinkel vertritt 
die These, dass „die sozialistische Waren¬ 
produktion der Grund für das Scheitern 
der realwirtschaftlichen Planwirtschaft 
war.“ So fasst der Rezensent Franz An¬ 
ger die Aussage zusammen. Autor und 
Rezensent gehen dabei schon logisch 
von der These aus, dass es diese Waren¬ 
produktion im Sozialismus auch tatsäch¬ 
lich gegeben hat. Das Buch hat daneben 
erhebliche Schwächen. Besonders auf¬ 


fällig ist die umfangreiche Wiedergabe 
der Entwicklung der Begriffe Ware und 
Wert bei Marx, ohne dessen umfassen¬ 
de Analyse des Wertgesetzes im Kapita¬ 
lismus zu betrachten. Auffällig ist auch, 
dass Tschinkel keine Begründung für 
die These liefert, dass die Einführung 
der Warenproduktion im Sozialismus 
ursächlich für seinen Untergang war. 

All das ist meilenweit von meiner 
Auffassung entfernt, dass es sich im 
Realsozialismus eben nicht um Waren 
produzierende Gesellschaften gehan¬ 
delt hat. Da war es schon verblüffend, 
dass meine Auffassung (anhand einiger 
Zitate aus dem Aufsatz „Zwölf Thesen 
zur Sozialismus-Diskussion“ in Mar¬ 
xistische Blätter 5/2013) in Angers Re¬ 
zension als ganz ähnlich wie die Positi¬ 
on Tschinkels dargestellt wurde. Anger 
schreibt sogar: „Einig sind Tschinkel 
und Zeise sich darin, dass der Einbau 
marktwirtschaftlicher Elemente - vor 
allem der Installationsversuch des Wert¬ 
gesetzes - in das Planwirtschaftssystem 
der DDR ein unverzeihlicher Fehler sei, 
der zur gehassten Mangelwirtschaft ge¬ 
führt habe.“ Diese Einigkeit gibt es nicht 
und hat es nicht gegeben. 

Lucas Zeise 
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Geniale Einfachheit 

Zum 50. Todestag der US-amerikanischen Folk-Legende Woody Guthrie 


Kultursplitter 


Festivalarbeit 

In Deutschland haben sich inzwischen 
rund 400 Filmfestivals etabliert, die 
sowohl als Standortfaktor als auch im 
Verwertungskreislauf innerhalb der 
Filmwirtschaft eine entscheidende 
Bedeutung haben. Und wenn auf den 
Filmfestivals die großen Stars über den 
roten Teppich laufen, sind am Rande 
viele Menschen tätig, die dafür sorgen, 
dass alles rund läuft. Am Rande stehen 
die Beschäftigten in der Festivalarbeit 
bisher aber auch mit ihren Arbeitsbe¬ 
dingungen. Die sind prekär. Sie erhal¬ 
ten meist nur befristete Honorarverträ¬ 
ge ohne Ansprüche auf Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld oder Zuschüsse zu 
den Sozialversicherungen und han¬ 
geln sich von einem Jahr aufs nächs¬ 
te. Jetzt ist die Gruppe Festivalarbeit 
in ver.di gebildet worden, unter dem 
Motto „WIR machen Festivals - Fes¬ 
tivalarbeit gerecht gestalten“ hat man 
sich zusammengefunden, um die teils 
katastrophalen Arbeitsverhältnisse der 
insgesamt mehreren Tausend Erwerbs¬ 
tätigen bei Filmfestivals in Deutschland 
zu thematisieren und sich für deren 
Verbesserung stark zu machen. „Fes¬ 
tivals sind für den Kulturbetrieb un¬ 
verzichtbar, dementsprechend müssen 
aber auch die Bedingungen gestaltet 
werden“, sagt dazu Frank Werneke, 
stellvertretender ver.di-Vorsitzender. 
Ob die Neuausrichtung der Strukturen 
bei ver.di der neuen Gruppe genügend 
Gehör und Unterstützung geben wird, 
bleibt abzuwarten. 


Besetzung 

Um die Berliner Volksbühne am Ro- 
sa-Luxemburg-Platz herrscht Verwir¬ 
rung. Seit Tagen haben Aktivisten das 
Theater besetzt - wie es weitergeht, ist 
unklar. Seitdem gibt es Gespräche zwi¬ 
schen den Aktivisten, der Kulturverwal- 
tung mit Kultursenator Klaus Lederer 
und Intendant Chris Dercon. Die Kas¬ 
sen im Theater sind vorerst geschlossen, 
der umstrittene Intendant teilte mit, 
dass, wenn die Besetzung noch weiter 
andauern sollte, die Volksbühne ge¬ 
zwungen sei, den Probenbetrieb einzu¬ 
stellen. Laut Kulturverwaltung sei aber 
nicht geplant, das Theater zu räumen. 
Ein Künstlerkollektiv mit dem schönen 
Namen „Staub zu Glitter“ rief unter¬ 
dessen zu Sachspenden wie Toiletten¬ 
papier oder Büromaterial auf und will 
innerhalb von drei Monaten ein eigenes 
Programm auf die Beine stellen. Auch 
soll ein „Anti-Gentrifizierungs-Zent- 
rum“ an der Volksbühne etabliert wer¬ 
den. Um das Theater schwelt seit Mo¬ 
naten ein Streit um den Kurs des neuen 
Intendanten, viele befürchten, dass die 
Volksbühne zu einem kommerzialisier¬ 
ten Eventtheater umgestaltet werden 
könnte. Der Start in die neue Theater¬ 
saison mit putzigem Tanz auf dem Tem¬ 
pelhofer Feld gab den Kritikern Recht 
und war vielleicht der letzte Anstoß für 
die Aktion. 


Ehrengast 

Dieses Jahr ist Frankreich Ehrengast 
der Frankfurter Buchmesse, die vom 
11. bis 15. Oktober stattfinden wird. 
Die Verantwortlichen haben den An¬ 
spruch formuliert, den gesamten fran¬ 
zösischsprachigen Raum in den Blick 
zu rücken. Behauptet wird, es gäbe ein 
neues Bewusstsein und französisch¬ 
sprachige Autoren - ob sie nun in an¬ 
deren Ländern lebten oder als Einwan¬ 
derer in Frankreich - seien heute für 
die französischen Verlage sehr wichtig. 
Sie genössen Anerkennung und erhiel¬ 
ten große Literaturpreise wie den Prix 
Goncourt. Die französische Kulturpo¬ 
litik verknüpft mit dem Auftritt auf 
der internationalen Bühne große Er¬ 
wartungen. 300 Veranstaltungen sind 
in Frankfurt geplant. Der Auftritt passt 
genau zu den tatsächlichen politischen 
und militärischen Anstrengungen der 
„Grande Nation“, die nationalen Inte¬ 
ressen, besonders in Afrika, deutlich zu 
verstärken. Die Frankfurter Buchmes¬ 
se, immer mit reichlich viel medialem 
Getöse orchestriert, ist dann folgerich¬ 
tig ein wichtiger Ort, dem Ganzen kul¬ 
turelle Aufladungen zu verpassen. 

Herbert Becker 


I n diesem September hat „Bear‘s Fa¬ 
mily“ eine Firma, die sich auf Wieder¬ 
veröffentlichungen spezialisiert hat, 
anlässlich Woody Guthries 50. Todestag 
eine umfassende dreiteilige CD-Box 
herausgebracht mit dem Titel „Woody 
Guthrie - Tribute Concerts“Koprodu- 
ziert von Guthries Tochter Nora Lee 
Guthrie, finden sich darin neben einer 
Biografie, Essays von Zeitgenossen, 
Konzertprogrammheften, Fotos etc. 
eine Reihe seiner besten Songs wie „So 
long, it‘s been good to know you“ „This 
Train is Bound for Glory“ „Deportee“ 
und natürlich „This Land is your Land 4 . 4 
Viele wurden zu Klassikern, unzählige 
Male gecovert und neu bearbeitet. 

Die Aufnahmen auf den CDs in 
dieser Neu-Auflage stammen von zwei 
Gedächtniskonzerten: 1968 in der Car¬ 
negie Hall in New York und 1970 in 
der Hollywood Bowl, einem Freiluft¬ 
theater nahe Hollywood. Beide wur¬ 
den organisiert von Guthries Musika¬ 
genten und Freund Harold Leventhal, 
später Mitbegründer der Woody-Gu- 
thrie-Stiftung (er starb 2005). Auf die¬ 
sen Veranstaltungen zu Guthries Eh¬ 
ren traten damals Künstler auf wie 
z.B. Tom Paxton, Odetta, Judy Collins, 
Bob Dylan, Woodys Sohn Arlo Gu- 


Noch vor einem Jahr war Lucia Berlin 
im deutschen Sprachraum ein Name 
ohne Hintergrund. Aber selbst im eng¬ 
lischen Sprachraum entfachte erst der 
2015 erschienene Auswahlband „A 
Manual for Cleaning Women“ (Farrar, 
Straus & Giroux, New York) das Feuer 
für eine Schriftstellerin, die wie kaum 
eine zweite Widersprüche ohne Ver¬ 
söhnlerei widerspiegelt. 

1936 in Alaska geboren, zog die Fa¬ 
milie über mehrere Stationen im Sü¬ 
den der USA, nach El Paso (Mexiko) 
und später Santiago de Chile. Ihr Vater 
gelangt dort als Bergbauingenieur zu 
Reichtum. Der Großvater missbraucht 
die Enkelinnen. Später arbeitet sie un¬ 
ter anderem in einer Abtreibungskli¬ 
nik, als Putzkraft und Lehrerin, hat vier 
Söhne, ist mit einem heroinabhängigen 
Musiker verheiratet, heiratet insgesamt 
drei Mal, leidet, seit sie zehn ist, an Sko¬ 
liose, ist lange alleinerziehend, arm und 
zudem alkoholkrank. Ihre krebskranke 
Schwester pflegt Berlin in den 90ern bis 
zu ihrem Tod. 2004 stirbt sie. Eine au¬ 
ßergewöhnliche Biografie. 

Ihr Schreiben nährt sich daran: „Al¬ 
bern, wer da weint“ etwa erzählt von 
zwei Schwestern in Mexikos Haupt¬ 
stadt, eine krebskrank und glücklich, 
weil frisch verliebt. Die andere versorgt 
sie und sieht dabei dem Ende ihrer ei¬ 
genen Beziehung entgegen. 

„Ich habe schon geschrieben wie er, 
bevor ich überhaupt etwas von ihm ge¬ 
lesen hatte. [...] Unser beider ,Stil‘ be¬ 
ruhte auf unserem (auf gewisse Weise 
ähnlichen) Hintergrund. Keine Gefühle 
zeigen. Nicht weinen. Lass niemanden 
an dich ran.“ Das schreibt Lucia Berlin 
an den Lyriker August Kleinzahler. Mit 
„er“ meint sie Raymond Carver („What 
We Talk About When We Talk About 
Love“, 1981), dessen spartanische In¬ 
terpretationen der Prosagattung Short 
Story zum Maßstab für jene Gattung 
wurde. 

In zwei Punkten irrt da Berlin, die 
erst posthum zu breitem Ansehen ge¬ 
langte: Sie schreibt nicht wie Carver, sie 
schreibt besser, tiefer. Und: Auch wenn 
ihre Texte leicht an ihr Leben anlegbar 
sind, findet sie doch darin stets Wege, 
sich aus den festen Klammern des bio¬ 
grafischen „Hintergrunds“ zu winden, 
ohne dem Stoff fremd zu werden. 

Berlin hinterlässt Korrespondenzen 
und gut siebzig Kurzgeschichten, die sie 
an verschiedensten Stellen publiziert 
hatte. 43 von ihnen wurden 2015 zum 
Erfolg, ehe das „Literarische Quartett“ 
(ZDF) den ersten deutschen Überset- 



thrie, Pete Seeger, Joan Baez, Ani di 
Franco, Bruce Springsteen und andere 
berühmte Weggefährten bzw. Bewun¬ 
derer des Balladenschreibers aus Ok¬ 
lahoma. 

Der britische Sänger Billy Bragg 
nannte Guthrie einmal „einen großarti¬ 
gen Vertreter politischer Popmusik, be¬ 
vor Pop überhaupt erfunden wurde“. Sein 
überaus bewegtes, riskantes Leben ähnelt 
einem Road Movie, nachzulesen nicht zu¬ 
letzt in seiner 1943 veröffentlichten Au¬ 
tobiografie „Bound for Glory“ (deutsch: 
„Dies Land ist mein Land“). Deren Ver¬ 
filmung durch Leventhal 1976 wurde mit 
zwei Oscars preisgekrönt. 


zungsband, „Was ich sonst noch ver¬ 
passt habe“, mit Lob adelte. 

Der enthielt aber nur dreißig Storys. 
Während also Kiepenheuer & Witsch 
kürzlich den ersten Band als Taschen¬ 
buch aufgelegt hat, entspricht der 
Schweizer Arche-Verlag der Nachfra¬ 
ge und veröffentlicht mit „Was wirst du 
tun, wenn du gehst“ die dreizehn noch 
fehlenden Geschichten. 

Die Bände brauchen einander. Ge¬ 
nauso wie die Storys verwoben sind. Fi¬ 
guren tauchen immer wieder auf, auch 
manchmal unter fremden Namen. Orte 
in Süd- und Mittelamerika und den US- 
Südstaaten wiederholen sich. 

Berlin schreibt virtuos, gestochen 
und ohne sich selbst in die Enge zu 
treiben. Sie ist großzügig aussparend, 
Plotbögen innovierend, nie karg, nie 
lückenhaft an Stellen, wo es etwas zu 
sagen gibt. Die Story „Bis später“ en¬ 
det so: „Wir lachen leise, in ihrem Zim¬ 
mer, zeichnen. Im Grunde ist die Liebe 
für mich kein Rätsel mehr. Max ruft an 
und sagt Hallo. Ich sage ihm, dass meine 
Schwester bald tot sein wird. Wie geht 
es dir?, fragt er.“ 

Berlin spricht die großen Schicksa¬ 
le auf zwei Arten an: Entweder beiläu¬ 
fig, dann tut sie es direkt und kitschlos. 
Oder sie gräbt sich in Menschen ein. 
In solche, die die Gleichzeitigkeit von 
Glück, Beständigkeit und Misere er¬ 
fahren. 

Berlins Beziehungskisten sind har¬ 
moniefrei, aber nie zu fatalistisch, dass 
sie die Menschen zu kleinen Wesen re¬ 
duzieren, die Ohnmacht und verordne- 
ter Monogamie anheimfallen. Ihre Be¬ 
ziehungen sind nicht die Beziehungen 
in den Geschichten Judith Hermanns 
(„Nichts als Gespenster“, S. Fischer 
2003). 

Und Berlins Tragik ist keine bloß 
tragische, sondern mit Humor versetzt. 
In „Melina“ beißen sich Patriarchat und 
prüde Aufklärungsfeindschaft so: „Er 
sagte, dass er sie liebe. ,Ich will dich 4 , 
sagte er. Ich hole den Toilettenschlüs¬ 
sel. Komm. Es dauert nur fünf Minu¬ 
ten. 4 Melina sah ihn an und sagte: ,Ich 
komme gleich. 4 

Ich war damals ziemlich jung. Das 
war das Romantischste, was ich je ge¬ 
hört hatte.“ 

„Was wirst du tun, wenn du gehst“ 
ist keine Resteverwertung, die nur ir¬ 
gendwie arrangiert wurde. Thematisch 
gehen die Storys selbstreflexiver auf das 
Schreiben ein. Als Briefe („Liebe Con- 
chi“), Meta-Essay-Erzählung („Eine 
Frage der Perspektive“), oder stofflich, 
wenn sich in „Hier ist es Samstag“ In- 


Die Themen seiner meist ballades- 
ken Songs entnahm Woody Guthrie 
häufig Zeitungsmeldungen über mar¬ 
kante Ereignisse, die er umdichtete in 
scheinbar schlichte Ohrwurmlieder. 
Folklegende Pete Seeger, sein Freund, 
befand: „Kompliziert sein kann jeder 
Dummkopf. Aber um Einfachheit zu 
erreichen, braucht man Genie.“ 

Als Pete Seeger in den 1950ern vor 
dem Kommunistenjäger-Ausschuss 
McCarthys antreten musste und nur 
knapp dem Gefängnis entkam, war 
Woody bereits von seiner Krankheit 
gezeichnet. Das bewahrte ihn immer¬ 
hin vor der Vorladung zum Verhör. 
Doch zehrte die Huntington-Krankheit 
ihn unerbittlich immer mehr auf. 

Bevor er starb, 55 Jahre alt, gab 
ihm seine zweite Frau Marjorie Gazia 
Guthrie ein Versprechen: Ihr Leben 
dem Kampf gegen die damals nahezu 
unerforschte und bis heute nicht heil¬ 
bare Erbkrankheit zu widmen. Schon 
das Leben seiner Mutter (und das Fa¬ 
milienleben) waren durch sie zerstört 
worden und nun waren seine eigenen 
Kinder davon bedroht. So kam es in 
den USA zur Gründung der Gesell¬ 
schaft zur Bekämpfung der Hunting¬ 
ton-Krankheit. 


sasslnnen aus einem Frauen- und ei¬ 
nem Männerknast zu einem Schreib¬ 
seminar treffen und sich Schreibschüler 
und -dozentin über Wirkung und Funk¬ 
tion der Schreib-Hausaufgabe streiten: 
„Die Geschichte ist beschissen. Sie war 
beschissen, als ich sie zum ersten Mal 
irgendwo las. Ich kannte meinen Va¬ 
ter nicht. Ich dachte mir, das ist der 
Scheiß, den Sie von uns wollen. Wet¬ 
te, Sie haben sich vollgepisst darüber, 
wie Sie uns unglücklichen Opfern der 
Gesellschaft dabei helfen, mit unseren 
Gefühlen in Kontakt zu kommen 44 Da¬ 
rauf Seminarleiterin Mrs. Bevins: „Ich 
scheiß auf Ihre Gefühle. Ich bin hier, 
um Schreiben zu unterrichten. Tatsache 
ist, dass man lügen kann und trotzdem 
die Wahrheit sagt. Diese Geschichte ist 
gut, und sie klingt wahr, egal, wie sie 
entstanden ist.“ 

Lucia Berlins Geschichten sind kei¬ 
ne Abbitten oder Therapien. Sie sind 
„Manuals“ (dt.: Handbücher), um die 
zersplitterte Welt fassbar zu machen, 


Seine turbulente Reise durchs Leben 
hatte Woodrow Wilson Guthrie 1912 in 
Okemah, Oklahoma, begonnen. Sie en¬ 
dete am 3. Oktober 1967 in einer Klinik 
in New York. 

Kurz vorher hatte Marjorie ihm noch 
das Debütalbum ihres gemeinsamen 
Sohnes Arlo mitgebracht. Mit „Alices 
Restaurant“ wurde Arlo Guthrie welt¬ 
berühmt. 

Was genau haben die Lieder des 
schmächtigen Sängers mit der dünnen 
Stimme an sich, dass sie ganze Genera¬ 
tionen in ihren Bann ziehen und inspi¬ 
rieren konnten, jenseits von politischer 
Aussage und Musikstil? 

Abgesehen von einem schier uner¬ 
schöpflichen verschmitzten Humor, ist 
es wohl die Mischung aus scheinbarer 
Naivität und kompromissloser, nicht zur 
Anpassung bereiter Direktheit, die ihre 
Zeitlosigkeit ausmacht. 

Nach dem Kriegseintritt der USA 
1941 beschriftete Woody Guthrie seine 
Gitarre mit schwarzen Lettern: „This ma¬ 
chine kills fascists.“ Und er schrieb ein 
Loblied auf die zielsichere Scharfschüt¬ 
zin der Roten Armee „Miss Pavlichen- 
ko“: „Die ganze Welt wird dich noch lan¬ 
ge lieben, denn 300 Nazis starben durch 
dein Gewehr.“ Eva Petermann 


indem sie auf Fallhöhen verweisen 
und Tragweiten andeuten. Auch wenn 
der Titel des Bandes das Fragezeichen 
ausspart, findet sich eine Antwort in 
der Story „Lass mich dein Lächeln se¬ 
hen“ über die destruktive Liebe zweier 
Trunksüchtiger, genauer: eines Acht¬ 
zehnjährigen und seiner Lehrerin. Auf 
die Frage „Was wirst du tun, wenn du 
gehst?“, antwortet er: „Ich? Sterben.“ 

L U C I A 

B E K LI X 
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Lucia Berlin: Was wirst du tun, wenn du 
gehst, Arche 2017,176 S.,19 Euro (eBook: 
14,99 Euro) 
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Die bessere Raymond Carver 

„Ich? Sterben.“ Lucia Berlins Werk wird weiter ins Deutsche übersetzt 
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DKP 


unsere zeit m 


Die Gesellschaft verändern - aber wie und wohin? 


Diskussionsbeiträge zum Leitantrag des Parteivorstands an den 22. Parteitag (2) 


Wohin - oder zurück zu den Wurzeln? 



Ist der Entwurf zum Leitantrag für den 
22. Parteitag eine konstruktive Antwort 
auf die Krise der Partei und auf die De¬ 
fensive der Lohnarbeiter in der BRD 
und anderswo? Beantwortet er die Prä¬ 
ge, „Was tun?“ um aus den Krisen her¬ 
aus zu kommen? 

Der erste Satz in Kapitel I im Ab¬ 
schnitt A des Antrages lautet: „Die 
DKP ist eine marxistisch-leninistische 
Partei“ Dies ist keine Grundlegung 
oder Analyse. Es ist eine Wunschvor¬ 
stellung der Parteiführung, die vom 
nächsten Parteitag bestätigt werden 
soll. Und es ist eine klare Abgrenzung 
von allen, die das als DKP-Mitglieder 
nicht unterschreiben würden. 

Die Schreiber erhoffen sich wohl, 
dass die Klarheit der ideologischen 
Herkunft Erfolg für die Zukunft ver¬ 
spricht. Andere fürchten dagegen, dass 
damit sie und weitere aus der DKP ver¬ 
abschiedet werden sollen und die Kri¬ 
se der Partei sich eher vertieft - wenn 
nicht Schlimmeres. Aber die DKP ist 
nach Größe und Altersstruktur nicht 
mehr in der Lage, auf den Test der poli¬ 
tischen Wirklichkeit zu warten. Es geht 
also um ein Vabanque-Spiel. Wird diese 


Grundsatzposition wenigstens gut be¬ 
gründet? Es wird versucht. 

Nach dem Bekenntnis zu Lenins 
Imperialismus- und Revolutionsthe¬ 
orie wird eine Weiterentwicklung des 
Imperialismus und des Klassenkamp¬ 
fes in vier Etappen bis zur Krise von 
2007 ff. skizziert. Die Variationen in der 
Internationalisierung des Kapitals wer¬ 
den nicht angesprochen: Der Einbruch 
der Internationalisierung des Kapitals 
in allen Aspekten nach 1918 und be¬ 
sonders seit 1933 gegenüber 1914; de¬ 
ren Wiederbelebung nach 1945 unter 
Aufsicht der USA in ihrem informellen 
Imperium. Zuerst mit einer regulierten 
und dann, nach 1975, wieder mit einer 
eher „wilden“ Internationalisierung. 
Die entsprechenden ökonomischen 
und politischen Wirkungen bleiben 
unkommentiert. 

Auch die Veränderungen des geo¬ 
graphischen und politischen Hand¬ 
lungsraumes des Kapitals nach 1945 
werden nicht thematisiert: Die osteu¬ 
ropäischen Länder nach dem II. Welt¬ 
krieg; die Entwicklung nach dem Sieg 
der chinesischen Kommunisten 1949; 
die Öffnung des chinesischen Mark¬ 


tes zum kapitalistischen Ausland ab 
1980; das Verschwinden des europäi¬ 
schen Sozialismus ab 1990. Das Ver¬ 
hältnis von Kapital und entwickelten 
Nationalstaaten hat sich in der ganzen 
Epoche seit 1918 mehrfach gewan¬ 
delt - nicht nur durch den Charakter 
der Staaten und ihrer Strategien (z.B. 
der USA), sondern auch durch die seit 
1945 spektakuläre Akkumulation des 
Kapitals und die dramatische Produk¬ 
tionsausweitung selbst. 

Die Diskussion über die vier Etap¬ 
pen wurde nur strömungsintern oder 
außerhalb der DKP geführt, und da¬ 
her gibt es keine akzeptierten Ergeb¬ 
nisse für einen Parteitagsbeschluss. Der 
Antrag versucht nach dem Bekenntnis 
zum Imperialismus Lenins noch wei¬ 
tere Schritte bis zur Konkretheit der 
Gegenwart zu finden: Ein paar richti¬ 
ge Bemerkungen zum Charakter der 
Krise von 2007 sind da zu wenig. 

Der Anspruch des Kapitels III von 
Abschnitt A „Produktivkraftentwick¬ 
lung und Entwicklung der Hauptklas¬ 
sen“ ist größer, auch der Platz. Aber 
die dortigen Ausführungen sind so un¬ 
vollständig und unausgegoren, dass sie 


nicht kritisierbar sind: etwa die vermu¬ 
tete Relevanz und quantitative Grö¬ 
ßenordnung des akademischen techni¬ 
schen Personals bei den insgesamt 10 
Millionen Beschäftigten der Industrie 
von 40 Millionen in der BRD insge¬ 
samt. 

Dagegen ist das Kapitel IV „Wider¬ 
sprüche und Gegenkräfte zur Offensi¬ 
ve des Imperialismus“ weniger prob¬ 
lematisch, wenn auch nicht zufrieden¬ 
stellend. Es geht von der Offensive des 
Kapitals seit 1975 aus. Oppositionsbe¬ 
wegungen gegen das Kapitalregime 
werden zusammen mit geopolitischen 
Einschätzungen (z.B. Russland oder 
China) oder dem deutschen Imperia¬ 
lismus und der EU, wie auch allgemein 
der Gefährlichkeit des Nationalismus 
in einer unorganischen Abfolge abge¬ 
handelt. Aus Platzgründen fehlt hier 
die Kritik. 

In Teil B „Der Kampf der Kommu¬ 
nisten in der BRD“ wird in Kapitel I 
„Das Ziel der DKP ist der Sozialismus/ 
Kommunismus“ sehr allgemein behan¬ 
delt. Damit ist dieser Teil, ähnlich wie der 
Teil A aufgebaut - es geht vom Allgemei¬ 
nen aus und soll zum Konkreten führen. 


In Kapitel II. „Die ,antimonopolis¬ 
tische Strategie 4 der DKP heute“ wer¬ 
den, weit entfernt von einer möglichen 
Wende, spekulative Erwägungen ange¬ 
stellt und über heutige Vorbereitungen 
dazu. 

Im Kapitel III „Unsere Kampfzie¬ 
le und Kampffelder“ wird dann aus¬ 
führlich und detailliert dargelegt, was 
wir heute fordern, in die politische 
(Bündnis-)Praxis einbringen oder 
öffentlich selber thematisieren soll¬ 
ten. Diese Kampfziele und Kampf¬ 
felder sind in einer Anordnung vor¬ 
gestellt, die aus der bisherigen Praxis 
stammen - erst der Frieden, später 
die sozialen Interessen der Lohnar¬ 
beiter. Hier wären eine innerpartei¬ 
liche Diskussion und eine mit un¬ 
seren Bündnispartnern angebracht. 
Dabei würden wir der sozialen, öko¬ 
nomischen und auch der politischen 
Wirklichkeit der BRD näher kom¬ 
men, von denen im Leitantrag kein 
Wort steht. Entsprechend gering ist 
unser Einfluss bei „unseren“ Adres¬ 
saten! Sollen wir uns darüber wirk¬ 
lich wundern? 

Jörg Miehe 


Zu rechten und linken Problemen unserer Bündnispolitik 


Die Bündnisfrage ist aktuell in unse¬ 
rer Partei wieder mal umstritten - und 
das nicht nur, weil Vertreterinnen der 
„Marxistischen Linken“ (MaLi) und 
des sogenannten „Netzwerkes Kom¬ 
munistische Politik“ offensichtlich 
weiterhin versuchen, der Parteifüh¬ 
rung Bündnisfeindlichkeit vorzuwer¬ 
fen. Neben dieser rechten Parteioppo¬ 
sition muss sich die Partei nun auch 
zunehmend dem Zurückdrängen der 
„linken“ Opposition in der Bündnis¬ 
politik zuwenden. 

Nicht nur die Bündnispolitik, son¬ 
dern die gesamte Strategie der deut¬ 
schen Kommunisten spätestens seit 
1945 wird dabei angegriffen. Es wird 
nicht nur die „antimonopolistische 
Strategie“ als revisionistische Vorstel¬ 
lung verurteilt. Es geht vielmehr um 
ein grundsätzliches Zurückweisen von 
Übergangsvorstellungen, z.B. der histo¬ 
rischen Volksdemokratien in Osteuro¬ 
pa oder der Volksfrontbewegungen. Im 
Klartext: Um das, was Kommunisten 
nach dem 7. Weltkongress der kommu¬ 
nistischen Internationale erarbeiteten. 


Zum Leitantrag argumentieren Pa- 
trik Köbele und Hans-Peter Brenner 
am 11.8.2017 in einem einführenden 
Kommentar u.a. zu Frank Deppe. An 
dessen strategischer Ausgangsposition 
„einer ,Epoche des krisenhaften Inter¬ 
regnums’ - also einer Übergangsherr¬ 
schaft - bemängeln sie: „ ... (es) müss¬ 
te die Frage nach dem Charakter der 
Triebkräfte aufgeworfen werden, die 
hinter diesem Interregnum stecken. 
Also eben das, was wir mit der Ana¬ 
lyse der Etappen des Imperialismus 
tun.“ Es gehe dem Leitantrag dagegen 
„um die Skizzierung eines möglichen 
dynamischen Prozesses, der innerhalb 
einer langfristigen Strategie...; der in 
Übergängen zur sozialistischen Alter¬ 
native und zum grundsätzlichen Bruch 
mit dem Kapitalismus münden soll.... 

Dies unterscheidet uns deutlich, bei 
manchen Gemeinsamkeiten in der ak¬ 
tuellen Analyse, von der Hoffnung die¬ 
ser erwähnten Autoren in eine Trans¬ 
formation’ des Kapitalismus.“ 

Meiner Erkenntnis nach sollte der 
Ausgangspunkt unserer Strategiedis¬ 


Während der Rechtsopportunis¬ 
mus das Bündnis um des Bündnis¬ 
ses willen betreibt, finden wir beim 
Linksopportunismus eine schlichte 
Verneinung des Bündnisses. In bei¬ 
den Fällen wird die Debatte nicht da¬ 
rüber geführt, wie wir eine kommunis¬ 
tische Bündnispolitik in der heutigen 
Zeit aufstellen, sondern lediglich die 
Befürwortung oder Ablehnung von 
Bündnissen an sich (beziehungswei¬ 
se ein Ausweichen auf das „soziale 
Bündnis“ als Alternative zur Zusam¬ 
menarbeit mit anderen Organisatio¬ 
nen). 

Grundlage dafür ist aus meiner 
Sicht die Frage, wie es uns gelingen 
kann, das eigentlich Offensichtliche 
für die Arbeiterklasse und andere 
werktätige Schichten deutlich zu ma¬ 
chen: Dieser Imperialismus, also der 
faulende Kapitalismus der Monopole, 
steht ihren Interessen entgegen. Diese 
Tatsache lässt sich leider nicht einfach 
nur verkünden, sie braucht das prak¬ 
tische Erleben in den Auseinander¬ 
setzungen unserer Zeit. Das heißt ein 


kussion die Tatsache sein, dass wir 2017 
den 500. Jahrestag des Beginns der Re¬ 
formation als der ersten, 1525 nieder¬ 
geschlagenen frühbürgerlichen Revo¬ 
lution der Menschheitsgeschichte und 
mit dem 100. Jahrestag der Oktober¬ 
revolution als der ersten siegreichen 
sozialistischen Revolution die Einlei¬ 
tung der welthistorischen Epoche des 
Übergangs vom Kapitalismus zum So¬ 
zialismus zu verzeichnen haben. Diese 
historischen Tatsachen wurden auch 
nicht durch die dem Wesen der Sache 
und den Resultaten nach konterrevolu¬ 
tionäre Preisgabe realer sozialistischer 
Errungenschaften (vor allem der politi¬ 
schen Macht) von 1989 -1991 beseitigt. 

Seit Mitte 1917 befanden sich die 
bolschewistischen russischen Sozialde¬ 
mokraten in einer Lage, die der ähnel¬ 
te, wie sie Friedrich Engels Mitte 1850, 
also nach der Niederlage der Revoluti¬ 
on von 1848, so beschrieben hatte: „Es 
ist das Schlimmste, was dem Führer ei¬ 
ner extremen Partei widerfahren kann, 
wenn er gezwungen wird, in einer Epo¬ 
che die Regierung zu übernehmen, wo 


Erleben vom Handeln dieses Staates 
und der Konzerne. 

Genauer: Es geht um die objektive 
Rolle der Sozialdemokratie: Sie ist die 
Kraft, die das Problem des Imperialis¬ 
mus löst, das darin besteht, dass nur 
noch eine verschwindende Minderheit 
an seiner Fortexistenz ein materielles 
Interesse hat. Diese Aufgabe erledigt 
sie, indem sie Teile der Klasse inte¬ 
griert oder zumindest neutralisiert. 

Ein aktuelles Beispiel bildet der 
kurzzeitige Aufstieg von Martin 
Schulz und die vorübergehenden Zu¬ 
gewinne für die SPD in den Wahlum¬ 
fragen, als er Hoffnungen weckte, es 
könne mit ihm als Kanzler endlich 
wieder sozial zugehen und dafür müs¬ 
se man nicht kämpfen. In den betrieb¬ 
lichen Interessenvertretungsstruktu¬ 
ren insbesondere der materiellen Pro¬ 
duktion muss ebenfalls festgestellt 
werden, dass die Sozialdemokratie 
und häufig sogar ihr rechter Arm, die 
SPD, tonangebend sind. Aber auch für 
die Teile der Klasse, die nicht direkt 
davon beeinflusst sind, gilt: Sozialde¬ 


die Bewegung noch nicht reif ist für die 
Herrschaft der Klasse, die er vertritt, 
und für die Durchführung der Maßre¬ 
geln, die die Herrschaft dieser Klasse 
erfordert. Was er tun kann, hängt nicht 
von seinem Willen ab, sondern von der 
Höhe, auf die der Gegensatz der ver¬ 
schiedenen Klassen getrieben ist, und 
von dem Entwicklungsgrad der ma¬ 
teriellen Existenzbedingungen, der 
Produktions- und Verkehrsverhältnis¬ 
se, auf dem der jedesmalige Entwick¬ 
lungsgrad der Klassengegensätze be¬ 
ruht. Was er tun soll, was seine eigne 
Partei von ihm verlangt, hängt wieder 
nicht von ihm ab, aber auch nicht von 
dem Entwicklungsgrad des Klassen¬ 
kampfs und seiner Bedingungen; ... 
Er findet sich so notwendigerweise in 
einem unlösbaren Dilemma.“ 

Beispiel Lenin: Er hoffte stark auf 
die Unterstützung durch westeuropä¬ 
ische Revolutionen. Als aber deutlich 
wurde, dass diese noch nicht kommen, 
sah er realistisch, dass mit der „Neuen 
Ökonomischen Politik - NÖP“ Neu¬ 
land begangen werden musste. 


mokratische Ideologie herrscht auch 
bei ihnen vor: 

Entscheidend ist, dass ein Organisa¬ 
tionsbündnis zwei verschiedene soziale 
Konstellationen materialisieren kann. 

1. Die Aktionseinheit der Arbeiterklas¬ 
se 

2. Das Bündnis zwischen Arbeiterklas¬ 
se und anderen Werktätigen 

Das Organisationsbündnis ist also 
lediglich eine in der BRD historisch 
und aktuell auftretende Form der Ma¬ 
terialisierung dieser verschiedenen 
Varianten der Zusammenarbeit. Nun 
könnte man sagen: „Dann ist ja alles 
nicht so wild!“. Leider weit gefehlt! 

Statt dieser Form schwebt einigen 
unserer „Linken“, z.B. Gen. Spanidis, 
faktisch das Aufbauen von Vorfeldor¬ 
ganisation vor, mit denen die KP dann 
das soziale Bündnis realisiert. Hier ist 
unschwer zu erkennen, dass eine Stra¬ 
tegie, die unsere griechische Schwes¬ 
terpartei betreibt, relativ unreflektiert 
auf die bundesrepublikanischen Ver¬ 
hältnisse übertragen wird. Beispiele 
für die Nicht-Übertragbarkeit sind: 


Die konterrevolutionäre Preisga¬ 
be sozialistischer Errungenschaften 
betraf in Asien und Europa bis 1991 
durch die Auflösung der UdSSR 422 
Millionen Einwohner. Allein in der 
Volksrepublik China leben 1350 Mil¬ 
lionen Menschen, nach einer einheitli¬ 
chen Gesellschaftskonzeption geführt 
von einer 90 Millionen Mitglieder zäh¬ 
lenden Kommunistischen Partei. In de¬ 
ren Führung setzte sich nach intensi¬ 
ven inneren Auseinandersetzungen 
1978 die Auffassung durch, dass sich 
die 1949 konstituierte Volksrepublik 
ein Jahrhundert lang, also bis 2049, im 
Anfangsstadium des Sozialismus befin¬ 
den werde. 

Bis 2021, dem 100. Gründungstag 
der KPC, soll im Land eine Gesell¬ 
schaft mit durchschnittlich beschei¬ 
denem Wohlstand geschaffen worden 
sein. Diese lang- und mittelfristige 
Planung wird durch Fünfjahrespläne 
und Jahrespläne der volkswirtschaft¬ 
lichen und übrigen gesellschaftlichen 
Entwicklung untersetzt. Volks- und 
Hochschulbildung, Sozialwesen, Ent¬ 
wicklung von modernen Produktiv¬ 
kräften, vor allem Produktions- und 
Verkehrsanlagen, Entwicklung von er¬ 


Wesentlich stärker verankerte Sozial¬ 
demokratie, andere Situation in den 
Gewerkschaften, andere Stellung im 
imperialistischen Weltsystem, ande¬ 
re Verankerung der KP sowohl histo¬ 
risch als auch aktuell. Zusammenfas¬ 
send: Nicht nur der subjektive Faktor 
unterscheidet sich in beiden Ländern 
enorm, auch die objektiven Gegeben¬ 
heiten sind nicht gleichzusetzen. 

Was ist jetzt zu tun? Wir sollten un¬ 
sere Bündnispolitik vorantreiben und 
nicht auf die rechtsopportunistischen 
Fehler der Parteiführung vor dem 20. 
Parteitag mit Linksopportunismus, 
also dem Negieren der Organisations¬ 
bündnisse, reagieren. Neben diesen Be¬ 
schlüssen steht die Partei insgesamt in 
der Verantwortung, vor Ort zu zeigen, 
dass Zusammenarbeit mit der Sozial¬ 
demokratie eben kein Anbiedern sein 
muss. Wenn uns dies nicht gelingt, ver¬ 
spielen wir nicht nur Möglichkeiten, 
vielmehr droht sich dann die Praxis 
der Parteigruppen in dieser Frage noch 
weiter auseinander zu entwickeln. 

Florian Hainrich 


neuerbaren Energien, Schutz und Re¬ 
kultivierung der Umwelt, Diplomatie 
und Landesverteidigung usw. werden 
planmäßig und bewusst entwickelt. Die 
VR China spielt eine zunehmend wich¬ 
tige positive Rolle in internationaler 
wirtschaftlicher und politischer Hin¬ 
sicht. Seit Beginn des 21. Jahrhunderts 
hat sie sich von der fünft- zur zweit¬ 
stärksten Wirtschaftsmacht der Erde 
entwickelt. Auch in der Russischen 
Föderation und anderen ehemaligen 
Sowjetrepubliken können sich die bis 
1991 in sozialistischen Gesellschaftszu¬ 
ständen mit gegenseitiger Unterstüt¬ 
zung geschaffenen Errungenschaften 
dem realen Inhalt bzw. der Substanz 
nach nicht plötzlich in Nichts auflösen. 

Ich kann angesichts dieser ange¬ 
deuteten Tatsachen beim besten Willen 
nicht verstehen, wenn gelegentlich - 
nicht im vorliegenden Entwurf - be¬ 
hauptet wird, 1990/91 habe eine neue 
Epoche begonnen; und wir müssten 
nun einen „richtigen“ Sozialismus des 
21. Jahrhunderts - aber nicht unter 
Nutzung der einschlägigen Hinweise 
von Marx, Engels und Lenin - schaf¬ 
fen. 

Eike Kopf 


Keine neue Epoche seit 1990/91 
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Wie links war die RAF? 

40 Jahre nach dem „deutschen Herbst“: Versuch einer politischen Einordnung • Von Hans-Peter Brenner 


„Deutscher Herbst“ - das bedeutete im 
Oktober 1977: 

★ Entführung von Hanns-Martin Schley¬ 
er, damals Präsident des Bundesverban¬ 
des der Deutschen Arbeitgeberverbän¬ 
de, ehemaliger Nazi-Wirtschaftsführer 
und SS-Offizier im Range eines Unter¬ 
sturmführers, durch die „Rote Armee 
Fraktion“. 

★ Geiselnahme der Lufthansa-Maschi¬ 
ne „Landshut“ durch ein mit der RAF 
kooperierendes palästinensisches Kom¬ 
mando der PFLP (Volksfront für die Be¬ 
freiung Palästinas). 

★ Einsatz der neu gebildeten Elitegrup¬ 
pe „GSG-9“ auf dem Flughafen der so¬ 
malischen Hauptstadt Mogadischu zur 
Befreiung der 84 im Flugzeug entführ¬ 
ten Passagiere. 

★ Bis heute ungeklärter „kollektiver 
Selbstmord“ der in Isolationshaft in 
Stuttgart-Stammheim gehaltenen Füh¬ 
rungspersonen der „Gründergenerati¬ 
on“ der RAF - darunter Andreas Baa¬ 
der, Gudrun Ensslin, Jan Carl Raspe - als 
„Reaktion“ auf diese misslungene Ent¬ 
führungsaktion. 

★ Die mitinhaftierte Irmgard Möller 
überlebte schwer verletzt mit vier Mes¬ 
serstichen in der Herzgegend. Sie sprach 
von „staatlich angeordneten Morden“. 
Ulrike Meinhof, neben Andreas Baader 
die bedeutendste Führungsperson der 
RAF war bereits im Mai 1976 in ihrer 
Stammheimer Isolationszelle erhängt 
aufgefunden worden. 

★ Liquidierung Schleyers, was von der 
RAF als „Vergeltung“ für die Erstür¬ 
mung der „Landshut“ und die Toten in 
Stammheim deklariert wurde. 

Nach dem Ende des Sozialistischen 
Deutschen Studentenbundes (SDS) 1970 
hatte ein Neuorientierungsprozess bei 
Teilen der studentischen „68er“ stattge¬ 
funden. Er war geprägt durch intensive 
Debatten über die „revolutionäre Be¬ 
rufsperspektive“ und über die Weiterfüh¬ 
rung der „Revolte“ von 1967/68. So hatte 
ich mich zum Beispiel im Auftrag meiner 
damaligen „Basisgruppe Psychologie“ 
für eine ganze Woche ins Hamburger 
„Spiegel“-Archiv begeben, um gemein¬ 
sam mit einer Genossin zu recherchieren, 
ob die Arbeit von Psychologen auch für 
„revolutionäre“ Zwecke genutzt werden 
könne. Das Ergebnis unserer laienhaf¬ 
ten Ausarbeitung lautete: Psychologen 
machen nichts Revolutionäres. Die Dis¬ 
kussion ging also weiter. Etliche von uns 
sattelten um und begannen ein Lehrer¬ 
studium. Bewusst als Haupt- und Real- 
und nicht als Gymnasiallehrer, um „die 
Kinder des Proletariats“ im „fortschritt¬ 
lichen“ Sinne aufzuklären. In diesen Dis¬ 
kussionen kam eine antiimperialistische, 
zugleich naiv-kindliche Bereitschaft für 
eine andere Art des Lebens und politi¬ 
schen Kämpfens zum Ausdruck. Es wäre 
der subjektiven Ernsthaftigkeit dieser 
Debatte nicht angemessen, würde man 
hier nur mit politischen Kategorien ur¬ 
teilen. Es ging um eine andere, zusätz¬ 
liche Dimension: um das Thema und 
den Wunsch nach der rasch machbaren, 
schnell zu verwirklichenden, sozialisti¬ 
schen „konkreten Utopie“. (Ernst Bloch) 

Es handelte sich also um mehr als um 
die Entscheidung für dieses oder jenes 
„linke“ Strategie- und Politikkonzept. 
Bei vielen unserer Generation waren 
es existenzielle und auch sozialpsycho¬ 
logische Beweggründe, sich für einen 
wie auch immer gearteten Bruch mit 
den Lebenswegen und Vorgaben der fa¬ 
schistisch geprägten Elterngeneration 
und diesem „Schweinesystem“ zu ent¬ 
scheiden. 

Das „Konzept Stadtguerilla“ 
und der 

„linke“ Gründungskonsens 

Die programmatischen Haupt- und 
Gründungsdokumente der RAF erschie¬ 
nen im April 1971 („Das Konzept Stadt¬ 
guerillai“) und 1972 („Den antiimperialis¬ 
tischen Kampf führen! Die Rote Armee 
aufbauen!“). 

Das Papier „Stadtguerilla“ beginnt 
mit einer Verurteilung all jener, die sich 
an der „Diffamierung“ der Absichten 
und Ziele der RAF beteiligten. Die der 
RAF vorgeworfenen kriminellen Taten 


(Geld-, Auto- und Dokumentendieb- 
stähle sowie ein „angehängter“ Mordver¬ 
such) könnten unmöglich den gewaltigen 
Repressionsaufwand rechtfertigen. Der 
Aufbau dieses Unterdrückungsappara¬ 
tes sei als ein Angriff auf „die ganze so¬ 
zialistische Linke in der Bundesrepublik 
und in Westberlin gemeint“. Daher sei es 
ein Gebot linker Solidarität, sich nicht 
an der Gerüchtemacherei über die RAF 
zu beteiligen. Das sei bei vielen nur Aus¬ 
druck eines „unerträglichen Rechtferti¬ 


gungsdrucks“ oder diene nur dazu, „der 
politischen Auseinandersetzung mit uns 
auszuweichen“. 

Den politische Kern ihres Konzepts 
definierten die RAF-Autoren, darunter 
Ulrike Meinhof, so: „Wir behaupten, dass 
die Organisierung von bewaffneten Wi¬ 
derstandsgruppen zu diesem Zeitpunkt 
in der Bundesrepublik und in Westber¬ 
lin richtig ist, möglich ist, gerechtfertigt 
ist. Dass es richtig, möglich und gerecht¬ 
fertigt ist, hier und jetzt Stadtguerilla zu 
machen. Dass der bewaffnete Kampf als 
,die höchste Form des Marxismus-Leni¬ 
nismus 4 (Mao) jetzt begonnen werden 
kann und muss, dass es ohne das keinen 
antiimperialistischen Kampf in den Met¬ 
ropolen gibt.“ („Stadtguerilla“ S. 3) 

Zu diesem Zeitpunkt sah die RAF 
allerdings noch einen gewissen Bezug 
zur Generation der „alten Antifaschis¬ 
ten“ und der „Geschichte der Arbeiter¬ 
bewegung“ (S. 5). Aber ihre Negierung 
von Realitäten, die Missachtung der 
„konkreten Analyse der konkreten Si¬ 
tuation“ - das eigentliche Grundprinzip 
jeglicher linker Taktik und Strategie - 
dominierte von Anfang, selbst wenn sie 
damals auch noch über „legale“ Optio¬ 
nen sprach. „Wir sagen nicht, dass die 
Organisierung illegaler bewaffneter 
Widerstandsgruppen legale proletari¬ 
sche Organisationen ersetzen könnte 
und Einzelaktionen Klassenkämpfe und 
nicht, dass der bewaffnete Kampf die po¬ 
litische Arbeit im Betrieb und im Stadt¬ 
teil ersetzen könnte.“ (S. 3 f) 

Diese verbale Offenheit für nicht¬ 
militärische Politikformen wurde aber 
strikt begrenzt und spielte dann in den 
RAF-Überlegungen eine immer gerin¬ 
gere Rolle. Die „Alten“ seien außerdem 
durch die geschickte Politik der „sozial¬ 
liberalen“ Koalition von Willy Brandt 
und Walter Scheel voll ins „System“ in¬ 
tegriert worden. Daraus ergab sich eine 
elitäre Verachtung und eine sich immer 
mehr steigernde Kritik an allem, was ih¬ 


rem Verständnis von „links“ nicht ent¬ 
sprach. Die RAF-Variante des Guerilla¬ 
kampfes ging sogar noch ein deutliches 
Stück über das Sektiererische anderer 
Stadtguerilla-Konzepte wie der „Roten 
Brigaden“ oder der „Tupamaros“ hinaus. 

Sie betonte bereits in der Begrün¬ 
dung für „Das Konzept Stadtguerilla“, 
dass ihr bewusst sei, dass diese Kampf¬ 
form unabhängig von einer genaueren 
Analyse des Kräfteverhältnis und der 
davon abgeleiteten Bestimmung der 


Kampfformen gewählt worden war. So 
hieß es: „Das Konzept Stadtguerilla der 
Rote Armee Fraktion basiert nicht auf 
einer optimistischen Einschätzung der 
Situation in der Bundesrepublik und in 
Westberlin.“ (S. 5) 

Die Berufung auf die marxistisch-le¬ 
ninistische Revolutionstrategie und die 
Theoretiker des Partisanen- und Gue¬ 
rillakampfes hatte mit „links“ im Sinne 
einer auf der Analyse der Realität beru¬ 
henden Strategie nichts zu tun. Der be¬ 
waffnete Kampf, so betont Lenin in ei¬ 
nem Grundsatzartikel über die Grund¬ 
sätze des Partisanenkampfes, muss von 
„zwei Grundforderungen“ ausgehen: 
„Erstens unterscheidet sich der Marxis¬ 
mus von allen primitiven Formen des 
Sozialismus dadurch, dass er die Be¬ 
wegung nicht an irgendeine bestimmte 
Kampfform bindet. Er erkennt die ver¬ 
schiedensten Kampfformen an, und zwar 
,erfindet 4 er sie nicht, sondern fasst nur 
die im Verlauf der Bewegung von selbst 
entstehenden Formen des Kampfes der 
revolutionären Klassen verallgemei¬ 
nernd zusammen, organisiert sie und 
verleiht ihnen Bewusstheit.... Zweitens 
fordert der Marxismus unbedingt ein 
historisches Herangehen an die Frage 
der Kampfformen. Diese Frage außer¬ 
halb der historisch konkreten Situation 
behandeln, heißt das Abc des dialekti¬ 
schen Materialismus nicht verstehen.“ 
(Lenin, Der Partisanenkrieg, Lenin Wer¬ 
ke 11, S. 202 f) 

Verachtung für die 
Arbeiterklasse 

Für die aus der illegalen KPD sich neu 
formierende DKP hatte die RAF nur 
Häme übrig, obwohl Ulrike Meinhof 
in den frühen 60er Jahren durchaus ei¬ 
nen unmittelbaren persönlichen Ein¬ 
druck von den komplizierten Arbeits¬ 
und Kampfbedingungen der illegalen 
KPD bekommen hatte. Wider besseres 
Wissen strickten die RAF-Begründer 


zudem mit an einem von der SPD lan¬ 
cierten perfiden Mythos, der vor allem 
Teile der sich nach einer kommunisti¬ 
schen Alternative orientierenden lin¬ 
ken Jugend von den wieder legal auf¬ 
tretenden Kommunisten fernhalten 
sollte. „Die DKP, die ihre Zulassung der 
neuen Komplizenschaft US-Imperialis- 
mus-Sowjetre visionismus verdankt, ver¬ 
anstaltet Demonstrationen für die Ost¬ 
politik dieser Regierung; Niemöller - 
antifaschistische Symbolfigur - wirbt 


für die SPD in bevorstehenden Wahl¬ 
kämpfen.“ Zugleich wurde die „provin- 
zialistische Abkapselung der alten Lin¬ 
ken“ sowie ihre „pro- und antikommu¬ 
nistische (sic!!) Fixierung auf die DDR“ 
kritisiert und ihr jegliche politische Be¬ 
deutung abgesprochen. Diese „traditio¬ 
nelle“ Linke sei „zu jedem Opfer bereit, 
zu keiner Praxis fähig.“ („Stadtguerilla“ 
S. 5) Dies ging einher mit einer zuneh¬ 
menden elitären Verachtung der realen 
Arbeiterklasse. 

Der qualitative Sprung in der Ent¬ 
fernung von linken Grundsätzen drück¬ 
te sich besonders stark aus in einem 
zweiten Grundsatzpapier der RAF, das 
in Anschluss an den Überfall auf die is¬ 
raelische Olympiamannschaft 1972 in 
München durch eine palästinensische 
Guerillaeinheit des „Schwarzen Septem¬ 
ber“ veröffentlicht wurde. Es ist aus zwei 
Gründen bedeutsam. 

Zum einen verdeutlicht es das noch 
weiter versimpelte Imperialismus-Ver¬ 
ständnis, das zu einem abstrakten „Sys¬ 
tem“ wird, und es begründet zum zwei¬ 
ten den Bruch mit der Arbeiterklasse 
als dem entscheidenden revolutionä¬ 
ren Subjekt. So hieß es jetzt: „Die west¬ 
deutsche Linke könnte an ihr (der Ak¬ 
tion des „Schwarzen September“- HPB) 
ihre politische Identität wiederfinden. - 
Antifaschismus - antiautoritäres La¬ 
ger- antiimperialistische Aktion - wenn 
sie noch nicht ganz der Springerpresse 
und dem Opportunismus verfallen ist, 
wenn Auschwitz, Vietnam und Abstump¬ 
fung der Massen hier durch das System 
sie noch was angeht. Die Strategie des 
Schwarzen September ist die revolutio¬ 
näre Strategie des antiimperialistischen 
Kampfes in der Dritten Welt und in den 
Metropolen unter den Bedingungen des 
entfalteten Imperialismus der multinati¬ 
onalen Konzerne.“ („Den antiimperialis¬ 
tischen Kampfführen“ S. 3) 

Parallel dazu löste die RAF den Be¬ 
zug zur Arbeiterklasse als dem eigentli¬ 


chen revolutionären Subjekt völlig auf. 
Nicht mehr das von den marxistischen 
Klassikern und auch von den kubani¬ 
schen Revolutionären betonte Ringen 
um die politisch-organisatorische Ein¬ 
heit des städtischen Proletariats mit den 
revolutionären Intellektuellen und den 
nichtstädtischen ländlichen revolutionä¬ 
ren Kräften sollte nun die Aufgabe sein, 
sondern die Formierung eines revolu¬ 
tionären „neuen Subjekts“ jenseits der 
objektiven Klassenstrukturen. Es ent¬ 


stand damit im Prinzip ein seiner Subs¬ 
tanz entledigter, nur noch rhetorischer 
Pseudo-Marxismus. 

So heißt es jetzt: „Mit Marx 4 Begriff 
des Lohnarbeiters, dem in der Produk¬ 
tion der Mehrwert ausgepresst wird, 
allein ist die Ausbeutungssituation der 
Masse in den Metropolen nicht mehr 
gedeckt ... Mit der Einführung des 
8-Stunden-Tages hat der 24-Stunden- 
Tag der Herrschaft des Systems über 
den Arbeiter seinen Siegeszug ange¬ 
treten - mit der Schaffung von Massen¬ 
kaufkraft und ,Einkommensspitze 4 hat 
das System den Siegeszug über die Plä¬ 
ne, Bedürfnisse, Alternativen, Fantasie, 
Spontaneität, kurz: den ganzen Men¬ 
schen angetreten! 

(...) Daraus folgt aber, dass das re¬ 
volutionäre Subjekt jeder ist, der sich 
aus diesen Zwängen befreit und seine 
Teilnahme an den Verbrechen des Sys¬ 
tems verweigert. Dass jeder, der im Be¬ 
freiungskampf der Völker der III. Welt 
seine politische Identität findet, jeder, 
der sich verweigert, jeder, der nicht 
mehr mitmacht: revolutionäres Sub¬ 
jekt ist - Genosse.“ Die „Völker der III. 
Welt“ seien anstelle des internationa¬ 
len Proletariats die „Avantgarde der 
antiimperialistischen Revolution“ ge¬ 
worden. Und schließlich der daraus fol¬ 
gende Schluss: „Revolutionäres Subjekt 
sind wir.“ (ebenda, S. 14 f) 

Damit war bereits sehr früh der kon¬ 
zeptionelle Bruch mit zentralen mar¬ 
xistischen Positionen und Grundsätzen 
vollzogen. Unabhängig vom subjek¬ 
tiv antiimperialistischen und „linken“ 
Selbstverständnis der einzelnen RAF- 
Angehörigen, über das Inge Viett so ein¬ 
drucksvoll in ihren Memoiren (I. Viett: 
Nie war ich furchtloser, Hamburg 1996) 
zu schreiben weiß, ist die Geschichte der 
RAF daher nicht Teil „unserer“ Bewe¬ 
gung, sondern ein Irrweg, auf dem vie¬ 
le linke Illusionen zerschellten und zer¬ 
schellen mussten. 
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letzt anmelden, um zu Rosa und Karl zu fahren! 
DKP und SDAI Rheinland-Westfalen 

Wochenende mit Demo in Berlin, 13. und 14. Januar 2018 
Wir organisieren: 

die Hinfahrt im Nachtbus (Samstag) ab KL-Schule in Lever¬ 
kusen um 00.00 Uhr (kann sich noch ändern). 

Die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca.14.30 Uhr) 
und die Übernachtung im Hotel Tiergarten Berlin (anderes 
Hotel) - 10 Gehminuten vom Veranstaltungsort entfernt. 
Preise pro Person: 

Nur die Fahrt (Hin und Zurück) 43,00 € 

Busfahrt und Übernachtung zusammen 

- im Einzelzimmer mit Frühstück 103,00 €. 

- im Doppelzimmer pro Person mit Frühstück 81 € 

Verbindliche Anmeldung für Übernachtung nur bis 
zum 18. Dezember 2017. 

DKP Rheinland-Westfalen, Am Stadtpark 68, 

51373 Leverkusen, Tel.: 0214 49323 

E-Mail: sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org oder 

Wolfgang Bergmann, Tel.: 0151 43237730 


Strategiekonferenz 
des Parteivorstands der DKP 
Leitantrag zum 22. Parteitag der DKP 

Eingeladen sind DKP-Mitglieder 
und interessierte Kolleg(inn)en 

Einleitende Beiträge: 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP: Der Leitantrag und 
die aktuelle Imperialismus-Analyse der DKP 

Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vorsitzender der DKP: 
Der Leitantrag und die Grundlagen der 
antimonopolistischen Strategie der DKP 

Olaf Harms, Mitglied des Sekretariats des Partei¬ 
vorstands: Der Leitantrag und die konkreten 
Handlungsorientierungen der DKP 

Anschließende Debatte in Arbeitsgruppen. Es wird ein 
Unkostenbeitrag für Verpflegung und Raummiete in 
Höhe von 10,00 Euro / ermäßigt 5,00 Euro erhoben. 

Samstag, 30. 9. 2017,10.00 -17.00 Uhr 

Hannover, Stadtteilzentrum Krokus, Thie 6, 
Haltestelle Kronsberg 
Um Anmeldung wird gebeten: 

E-Mail: pv@dkp.de / Tel.: (02 01) 17 78 89-0 Fax: -29 


Eim^Büsch 

Sonnabend, 14.10.2017,15:00 Uhr 

Gemeinsames Konzert mit dem 
Oktoberkoret Kopenhagen 

Chor 

„100 Jahre Oktoberrevolution" 

Berlin hj.V- 


Russisches Haus der Wissenschaft und Kultur, Berlin-Mitte 
Friedrichstraße 176-179,10117 Berlin 


Einladung 

zu einer Versammlung der DKP-Mitglieder in Südbayern 

Samstag, 28. Oktober 2017,14.00 Uhr 

KommTreff, Holzapfelstraße 3, 80339 München 

Tagesordnung (Vorschlag) 

- Vorbereitung des 22. Parteitags der DKP 

- Parteiauseinandersetzung | Beschlüsse der 9. PV-Tagung 

- Wie weiter nach der Bundestagswahl 

Anmeldung bitte an pv@dkp.de 

DKP-Parteivorstand 

Bitte vormerken: Am 9.12.2017 findet eine Versammlung 
der Mitglieder der kreisfreien Gruppen in Südbayern und 
eine Versammlung aller Mitglieder in Südbayern zur Vor¬ 
bereitung des 22. Parteitags der DKP statt. Einladung folgt. 


Veranstaltungen in der „Gedenkstätte Ernst Thälmann" e.V. 
im Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66 
Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg - Eppendorf 


Am Donnerstag, 5. Oktober 2017, um 19.30 Uhr 


Lesung und Buchempfehlung 
mit dem Autor Hannes Hofbauer 

(Wien) 


HANNES HOFBAUER 


Geschichte einer Dämonisierung 

ln seinem Werk verfolgt Hofbauer 
das Phänomen der Russophobie 
zurück bis ins 15. Jahrhundert. Die 
Typisierung „des" Russen mit aller¬ 
lei negativen Adjektiven beherrscht 
aufs Neue die Schlagzeilen deutsch¬ 
sprachiger Medien. 


Zum Autor des Buches „Feindbild - Geschichte einer Dä¬ 
monisierung": Der Verfasser wurde 1955 in Wien geboren, 
studierte Wirtschafts- und Sozialgeschichte und arbeitet 
als Publizist und Verleger. 


Eintritt frei / Spenden erwünscht 


Die Gedenkstätte bekommt keine öffentlichen Gelder 


Ernst Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf, Tarpenbek¬ 
straße 66, 20251 Hamburg, (Busverbindung Linien 20, 22, 
25 und Schnellbus 34 + U-Bahn Kellinghusenstraße) 

www.thaelmann-gedenkstaette.de 


BRiNNiNDiR DONBASS 

Stanislaw Retinskij, Sekretär des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei der Donezker Volksrepublik, 
liefert Hintergründe und Einschätzungen zur Entwick¬ 
lung im Donbass 

Sonntag, 22. Oktober, 11 Uhr, Berlin 

Ort: ND-Gebäude, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin, 
Seminarraum 2 

Montag 23. Oktober, 19 Uhr, Hannover 

Ort: Freizeitheim Vahrenwald, Vahrenwalder Straße 92, 
30165 Hannover 

Informations- und Diskussionsveranstaltung der DKP 
und der Alternativen Presseschau 



Jetzt am Kiosk! 

Das Magazin für Gegenkultur 


+ Hoffnungen der Oktoberrevolution: Neue 
kulturelle Formen und Bewegungen in der 
Vergangenheit und Gegenwart 
+ MfrR-Jubiläum: Musiker und Kultur¬ 
schaffende kommentieren 60 Jahre 
bewegte Magazin-Geschichte 
+ Nordkorea: Mit Agitprop-Kunst gegen 
die Angst vor dem OS-lmperialismus 

+ Fotoreportage »Che lebt!«: Bisher 
unveröffentlichte Bilder der unbekannten 
Seiten des großen Revolutionärs 

melodieundrhvthmus.com 




Bildungsreise Vietnam / Laos 
Reisen - Studieren - Helfen 
F rcüntlschafisgesel I schalt Vielnam 

26.12.17- ia.ftl.1A (2 Wochen J Vietnam) 
26.12.17 - 1ft.ftl.1Af3 Wochen ) VN*Laot) 

Srt eit&fre* «höre LanriHMtifi und 

h —u dh« HiHsfgjgM* Auß**d*fl* ma*n 

au* yVrflKhfüH. LJnivttftilAitn / 

urd - damnta 1 hmOtnüm 

l i it ia m —lB dw n Schrill Mt 


www.fgiUiPEnam .tfe 
fg-vielfiamijtt-ünl ine.de 

KontaM: 064 1 82149 
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Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


^ > 

Toskana, nah am Heer 

WW.blklllrtllM.* |$0SP.4W6.flUJS 

Ökahof im Olivenhain, 
weiter BLick r Stille; 
große helle Zimmer, 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


s -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_/ 

Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Iaht über 

Z FfWü im Sud&cSiwsLrcwaUl 
ea. £ö oder 7&m J 
Z oder 3 Zi KD D. Tehuh: 
großzügig Jingntattet 



Wnötljof 0 cimc 3 


1591 w 1685 * 1759 -* 1839 

ram. Hßi rritüMüllw 

5/39? Schmailsntafirg-Grafsc^io'fr 
Tel. 029 72/97800 . Fax.02972/978097 


t^tonötljcr Umgebung 


1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 


Peter im Spieker war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene des Klosters Grafschaft. So 
wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, Brenner, 
Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. Männer und 
Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. Heute sind unsere 
Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant und Obstbrennerei. 

ÜF, HP, VP, Sauerland- Card inklusive Wanderberatung, Lade¬ 
station für E-Bikes und E-Autos, mit Bus und Bahn erreichbar. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant - Dienstag und Mittwoch Ruhetag 
Hotel - durchgehend geöffnet 

www.gasthof-heimes.de 


Schaut doch mal rein in den 


uz 


Shop: www.uzshop. 
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Hoodie 

„Gespenst des Kommunismus“ 

bordeaux, schwarz oder anthrazit 

24,90 Euro 


Fahne 

„Friedenstaube“ 
100 cm x 150 cm 

12,00 Euro 


Hoodie 

„100 Jahre Oktoberrevolution“ 

schwarz oder anthrazit 

24,90 Euro 


T-Shirt 

„DKP“ 

rot 

14,90 Euro 


Hoodie 

„Nie wieder Faschismus“ 
schwarz 
24,90 Euro 



Tragebeutel 

„Gespenst des Kommunismus“ 
rot, schwarz oder grün 

8,00 Euro 
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Leserbriefe / Termine 
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Dickes Lob 

„Gäääähn“ UZ vom 22.9„ S.l 

Ein dickes Lob für die Titelseite der UZ. 
Bild und Text treffen den Nagel auf den 
Kopf. Besser kann man es nicht sagen. 

Herbert Münchow, Leipzig 

Zum Einzelhandelsabschluss 

Leserbrief „Kilometerweit daneben“, 
UZ vom 22.9„ S. 15 

Gerade weil die Kampfkraft gut war, ist 
der Abschluss im Einzelhandel so ent¬ 
täuschend. Andreas Hamann sei des¬ 
halb ein Blick auf die Reaktionen von 
ehrenamtlichen ver.di-Kolleginnen und 
-Kollegen im Netz empfohlen. Der dies¬ 
jährige Tarifabschluss im Einzelhandel 
und auch die Vorgehensweise der Ta¬ 
rifkommission in Baden-Württemberg 
wird dort und in den ver.di-Gremien 
heftig kritisiert. Denn der Abschluss 
im Süden hatte Pilotwirkung. 

Dies zu bestreiten, zu übersehen 
oder deren Auswirkungen unberück¬ 
sichtigt zu lassen entspricht auch nicht 
den vorherigen Absprachen. Denn 
schon mit Aufstellung der Forderungen 
wurde eine Tarifkoordination zwischen 
Landesfachgruppen und Tarifkommis¬ 
sionen beschlossen. Was Stuttgart und 
ver.di-Hauptamtliche sich da geleistet 
haben, deckt nicht einmal eine Real¬ 
lohnsicherung ab. Ich nenne es ein Ab¬ 
würgen unseres Arbeitskampfes. Die 
Schlussfolgerung von Herbert Schedl- 
bauer im Artikel, eine breite Diskussi¬ 
on gegenüber dem gewerkschaftlichen 
Apparat einzufordern, kann ich nur be¬ 
fürworten. Damit diese plötzlichen Ab¬ 
schlüsse ohne Einbeziehung der Basis 
endlich aufhören. 

Sabine Schiffer ; Neckertailfingen 

Das Plus bei der KPÖ 

Betr. „41 TV-Duelle in 34 Tagen“, 

UZ vom 22.9., S. 6 

Es ist toll, dass die KPÖ in den Wahl¬ 
vorhersagen an Stimmen gewinnt. Es 
klingt toll, dass die steirische KP den 
Wahlantritt der KPÖ-Plus unterstützt. 
Leider verliert Anne Rieger kein Wort 
darüber, dass eine Vielzahl der dazu¬ 
gekommenen Stimmen daher rühren, 
dass sich die österreichischen Grünen 
von ihrer Jugendorganisation getrennt 
haben und diese die Stimmen aus ei¬ 
nem bürgerlich-universitären Spektrum 
mitbringen. Des Weiteren geht Anne 
Rieger nicht darauf ein, ob der Auf¬ 
wind seinen Grund in kommunistischer 
Kleinarbeit im Betrieb und vor Ort hat, 
oder - was wahrscheinlicher ist - sich 
durch die neuen grünen Stimmen und 
die Entwicklung der KPÖ zu einer Ir- 
gendwie-Links-Partei ohne Ecken und 
Kanten erklären lässt. Auch die Frage, 
warum die KPÖ Steiermark ohne Be¬ 
gründung ihren (leider damals richti¬ 
gen) Beschluss, nicht mehr mit der Bun¬ 
despartei zusammenzuarbeiten, aufgibt, 
bleibt offen. Seit dem 33. Parteitag der 
KPÖ 2004 und der Säuberung von al¬ 
len klassenkämpferischen Genossinnen 
und Genossen aus der Partei bestand 
dieser. 


Weniger Lobhudelei und mehr kriti¬ 
sche Solidarität wären gefragt gewesen. 
Zu klären wäre gewesen, ob es sich bei 
KPÖ-Plus um ein Erstarken der kom¬ 
munistischen Bewegung in Österreich 
handelt oder um den Aufstieg einer Par¬ 
tei, wo das K im Namen nur noch histo¬ 
rische Gründe hat. 

Jonas Eder ; Tittmoning 

Bitte kein Heiligenschein 

Leserbrief zu „Marktwirtschaftsimitat“, 
UZ vom 15.9., S.15 

Endlich erscheint einmal ein Artikel 
(wenn auch nur in Form einer Buch¬ 
rezension) über den wesentlichen - 
ökonomischen - Grund der Schwierig¬ 
keiten und letztendlich des Scheiterns 
der DDR als sozialistischer Staat: der 
Übergang von der Warenproduktion 
zur planmäßigen Produktion von Ge¬ 
brauchswerten wurde nicht bewältigt. 
Dass falsche Weichenstellungen an 
der ökonomischen Basis dann auch zu 
Fehleinschätzungen im ideologischen 
Überbau führten, davon zeugt das SPD- 
SED-Papier von 1987 (s. UZ vom 8.9., 
S. 10). Will man die Gründe für die Nie¬ 
derlage begreifen, so ist es unerlässlich, 
sich mit diesen Problemen auseinander¬ 
zusetzen. Dabei ist es wenig hilfreich, 
die DDR mit einem Heiligenschein zu 
versehen und dadurch unantastbar zu 
machen. Seine eigene Ignoranz für ein 
Argument zu halten, wie Harald Bauer 
dies tut, ist der Sache auch nicht gerade 
förderlich. 

Markus Schweisthal, per E-Mail 

Folgen abwälzen 

„Zu DDR-Zeiten angeschlossen?“, 

UZ vom 8.9. S.4 

Es ist gut, dass die UZ über die Misere 
der sogenannten Altanschließer end¬ 
lich berichtet. Aber der Artikel kann 
so nicht stehen bleiben, wenn er nur 
einige juristische Aspekte des Sachver¬ 
halts darstellt. Dimension und Brisanz 
des unglaublichen Skandals bleiben da¬ 
her unausgesprochen: 

Über 100 000 Menschen im Bun¬ 
desland Brandenburg sind von dem 
Skandal betroffen, nicht nur DDR- 
Altanschließer. Auch alle diejenigen, 
die nach 1990 ihre Grundstücke an das 
Abwassernetz angeschlossen haben, 
wurden nachträglich, eineinhalb Jahr¬ 
zehnte später, rückwirkend für neue, 
oft überdimensionierte Klärwerke und 
Überlandleitungen mit zusätzlichen 
Beitragsbescheiden überzogen. Diese 
rechtswidrige Praxis war gewollt, um 
die finanziellen Folgen eigenen Versa¬ 
gens auf die Bürger abzuwälzen. Lan¬ 
desregierung und Landtag haben diese 
Praxis über ein eigens dazu „vervoll- 
kommnetes“ Landesgesetz ermöglicht. 
Die SPD-geführte Landesregierung 
verweist die Betroffenen nun auf die 
Gerichte und die Kommunen. Die Re¬ 
gierungspartei „Die Linke“, die in der 
Opposition noch eine kritische Haltung 
eingenommen hatte und jetzt den Fi¬ 
nanzminister stellt, ist nun wohl auch 
diesbezüglich völlig koalitionskon¬ 


form. Hilfe haben die Betroffenen also 
schwerlich zu erwarten. Im Ergebnis ist 
festzuhalten: Vertrauensschutz der ein¬ 
mal ergangenen Bescheide, die gesetz¬ 
liche Verjährungsfrist und das Rückwir¬ 
kungsverbot sollen dann keine Geltung 
haben, wenn es darum geht, staatliches 
Versagen zum Nachteil der kleinen 
Leute zu kaschieren. Die kleinen Leu¬ 
te über den Tisch zu ziehen ist durchaus 
gerechtfertigt, wenn es nur rechtsstaat¬ 
lich scheint. 

Wie strahlt doch dagegen das staat¬ 
liche Verhalten im Falle der Entschei¬ 
dung des Bundesverfassungsgerichts 
bezüglich der als rechtswidrig bewer¬ 
teten Brennelementesteuer. Kaum war 
die Entscheidung gefallen, eine Steuer¬ 
rückerstattung von wohl 6,3 Mrd. Euro 
vorzunehmen, ließ das Bundesfinanz¬ 
ministerium verlauten, die Rückzah¬ 
lung werde selbstverständlich zeitnah 
erfolgen. 

Werner Becker ; Brandenburg 

Querfront? 

„Stopp Air Base Ramstein“, 

UZ vom 8.9., S. 1 

Wir hoffen, es liegt lediglich daran, 
dass die Kritik an der Kampagne nicht 
überall in die Partei vorgedrungen ist, 
und nicht am Ignorieren derselbigen. 
Ansonsten ist es uns schlichtweg nicht 
begreiflich, warum auf der Titelseite 
der UZ für eine Demonstration ge¬ 
worben wird, bei der ganz offensicht¬ 
lich Querfront zum Beispiel um Leute 
wie den rechten Verschwörungstheo¬ 
retiker Ken Jebsen betrieben wird 
und das, obwohl sich zum Beispiel 
die DKP Saarland gemeinsam mit an¬ 
deren wichtigen Organisationen der 
Friedensbewegung ganz bewusst von 
„Stop Ramstein“ distanziert und das 
Zusammenarbeiten mit Protagonisten 
der rechten „Montagsmahnwachen“ 
und des „Friedenswinters“ scharf kriti¬ 
siert hat. (Ganz davon abgesehen, dass 
zum Beispiel dieses Jahr Dieter Hal- 
lervorden auftreten durfte, der nach 
eigenen Angaben mal ein Attentat auf 
den Genossen Walter Ulbricht geplant 
hatte.) Die Rechten sind im Gegensatz 
zu uns Kommunisten nicht gegen den 
US-Atomwaffenstützpunkt, weil sie 
generell gegen Imperialismus eintre- 
ten, sondern weil sie sich nach einem 
stärkeren deutschen Imperialismus 
sehnen. Das ist genau das Gegenteil 
von dem, was wir wollen, und deswe¬ 
gen darf es keine Zusammenarbeit mit 
diesen Menschen geben. 

SDAJ Trier 

(Anm. der Red,: Bitte bedenkt, dass wir 
Kommunisten für den Frieden auch mit 
Menschen demonstrieren, die nicht unse¬ 
rer Meinung sind, dass zweitens der Vor¬ 
wurf von „ Querfront “ bei Friedensakti¬ 
onen oft erhoben, aber nicht belegt ist, 
und dass drittens die Friedensbewegung 
und die DKP diese Angelegenheit meh¬ 
rere Jahre diskutiert haben - und richtig 
entschieden haben, die Aktionen gegen 
Ramstein zu unterstützen.) 


Hannover: Theoretische Konferenz der DKP 
zum Entwurf des Leitantrages für den 22. 
Parteitag. Stadtteilzentrum Krokus, Thie 6, 
10.00 Uhr._ 

Leverkusen: „Grundlagen kommunisti¬ 
scher Politik“, Einführungskurs, Dauer bis 
zum 3. Oktober. Karl-Liebknecht-Schule, 
Am Stadtpark 68._ 

Bremen: Internationaler Tag der Älteren 
Generation. Hanseatenhof Bremen, 14.00 
Uhn_ 

Mannheim: Kreismitgliederversammlung 
der DKP. Siedlerheim Mannheim-Schönau, 
Bromberger Baumgang 6,14.30 Uhr. 


SO ★ 1. OKT 


Gießen: „Hannes Wader - Macht's gut!“ 
Kongresshalle, Berliner Platz 2,20.00 Uhr. 

Hamburg: „Rüstungsfirmen und Kriegs¬ 
flüchtlinge im Binnenhafen“, Rundgang 
der Kulturwerkstatt Harburg, Kanalplatz 6, 
Am Binnenhafen. Beginn am Flüchtlings¬ 
schiff „Transit“, es werden diverse Nieder¬ 
lassungen renommierter Rüstungsfirmen 
und -institutionen angesehen und darüber 
informiert. Von Airbus Helicopters in der 
Nartenstraße geht es zurück zur Kultur- 
Werkstatt. Dauer ca. 2 Stunden, 3,00 Euro, 
Beginn 14.00 Uhr. 


Dl ★ 3. OKT 


Essen: Stummfilmkonzert „Panzerkreuzer 
Potemkin“ mit Filmmusik, neu komponiert 
von Matthias Hettmer. Hoffnungstraße 18, 
17.00 Uhr. 


Ml ★ 4. OKT 


Schwerin: Mitgliederversammlung der DKP. 
Buntes Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


DO ★ 5. OKT 


Gießen: „Wir feiern 100 Jahre Roter 
Oktober - Lenin, Majakowski und ich.“ 
Briefe, Szenen, Lieder, Gedichte, Prosa. 
Erich Schaffner spricht und singt, am Kla¬ 
vier Georg Klemp. Kongresshalle Gießen 
(Eingang über Innenhof), Berliner Platz 2, 
19.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Was konnten sie tun? Wider¬ 
stand gegen den Nationalsozialismus.“ 
Porträts von 30 beispielhaften Menschen 
des Widerstands 1933-1945. Ausstel¬ 
lungseröffnung mit Einführung in die The¬ 
matik. Kulturwerkstatt auf AEG, Fürther 
Straße 224d, 19.00 Uhr._ 

Hamburg: „Feindbild Russland“, Lesung 
und Buchempfehlung mit dem Autor Han¬ 
nes Hofbauer (Wien). „Gedenkstätte Ernst 
Thälmann“ e.V., Thälmann-Haus, Tarpen- 
bekstraße 66,19.30 Uhr. 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken. Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 7. OKT 


Bochum: Festveranstaltung zum 68. Jah¬ 
restag der Gründung der DDR, Begegnungs¬ 
zentrum St. Pius, Stresemannstraße 11-13, 
11.00 Uhr. 


SO ★ 8. OKT 


Stuttgart: „Die Unberührbare - Gisela Els- 
ner zum 80. Geburtstag.“ Matinee im Wald¬ 
heim. Dr. Kai Köhler, Literaturwissenschaftler 
aus Berlin, Obere Neue Halde 1,11.00 Uhr. 

Essen: Aktionsberatung der Friedensbewe¬ 
gung. Gewerkschaftshaus Essen, Teichstra¬ 
ße 4, ab 11.45 Uhr. 


Ml *11. OICT 


Bremen: „Geschichte der Strategieent¬ 
wicklung der DKP von der Grundsatzerklä¬ 
rung 1969 bis zum Entwurf des Leitantrags 
zum 22. Parteitag“ mit Willi Gerns, Hafer¬ 
kamp 8,19.00 Uhr. 


DO ★ 12. OKT 


Nürnberg: „100 Jahre Oktoberrevolution“, 
Bildungsabend der DKP. Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SA ★ 14. OKT 


Berlin: Konzert: „Und das war im Oktober“, 
Ernst-Busch-Chor Berlin e.V. und Oktober- 
koret Kopenhagen. Russisches Haus der 
Wissenschaft und Kultur, Friedrichstraße. 
Eintritt 12 Euro. 


Ml ★ 18. OKT 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19 Uhr_ 

Röthenbach/Pegnitz: Jahreshauptversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land. Floraheim, 
Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


DO ★ 19. OKT 


Nürnberg: „Kommunalpolitik in Nürnberg“, 
Gruppenabend der DKP Nürnberg. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an termi- 
ne@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 


Stellungnahmen zur 9. PV-Tagung 

Die Stellungnahmen zur 9. PV-Tagung und den Beschlüssen zur Auflösung der 
Bezirksorganisation Südbayern und zum sogenannten „Netzwerk kommunis¬ 
tische Politik“ sind in fünf Teilen an die Parteivorstandsmitglieder und Bezirks¬ 
organisationen gesandt worden. Es gibt sie nun um weitere Stellungnahmen 
ergänzt der besseren Übersicht halber gebündelt in einer Datei. Diese kann 
über die Parteivorstandsmitglieder und Bezirksvorsitzenden bzw.-Sprecherin¬ 
nen bezogen oder beim Parteivorstand (pv@dkp.de, 0201/1778890) als Datei 
oder in gedruckter Fassung angefordert werden. Die Stellungnahmen dienen 
der internen Debatte und sind nicht zur Veröffentlichung gedacht. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBIABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo um möchte 
die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle ich 
die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

13,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

18,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □ vierteljährlich* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- dl Einzugsamächligung / S EPA-Laatflchriftma ndiat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Alles inklusive 

Bei deutschen Komödien ist Vorsicht 
angebracht, oft holprig, platt, dümm¬ 
lich. Aber Doris Dörrie ist eine Meis¬ 
terin darin, mit leichter Hand das 
Schwere zu inszenieren. Gutes Dreh¬ 
buch und eine tolle Schauspielercrew 
mit Hannelore Elsner, Nadja Uhl, Hin- 
nerk Schönemann und Axel Prahl. Eine 
rabenschwarze Geschichte mit raben¬ 
schwarzem Humor über eine Mutter- 
Tochter-Beziehung mit männlichem 
Begleitpersonal. 

Fr., 29.9., 21.00 Uhr, one 

Der Mais-Wahn 

Wie eine Pflanze Profit und Hunger 
schafft - Der Mais ist viel zu teuer ge¬ 
worden. Wie ist das möglich, wo sich 
die Turbo Pflanze Mais rasant auf dem 
Globus ausbreitet? Mais bedeckt in¬ 
zwischen mehr Anbaufläche, als jedes 
andere Agrarprodukt. Der Markt, der 
eigentlich die Menschen auf der Welt 
versorgen sollte, spielt verrückt. Die 
Dokumentation aus dem Jahr 2014 
hat nichts von ihrer Aktualität verlo¬ 
ren und beleuchtet den Zusammen¬ 
hang von Profit und Hunger anhand 
der Nutzpflanze Mais sehr anschaulich. 
Sa., 30.9., 20.15 Uhr,Tagesschau 24 


Cannabis auf Rezept 

Menschen haben Hanf schon immer 
als Rausch- und Arzneimittel benutzt, 
denn aus Erfahrung wussten sie um die 
Wirkung der Pflanze. Die Dokumenta¬ 
tion beleuchtet die Wirkungen der um¬ 
strittenen Pflanze von mehreren Seiten 
und lässt dabei insbesondere Vertreter 
der wissenschaftlichen Forschung zu 
Wort kommen. Die zunehmende medi¬ 
zinische Nutzbarmachung scheint dabei 
eine wahre Wende in der öffentlichen 
Wahrnehmung der kontroversen Pflan¬ 
ze herbeizuführen. 

Sa., 30.9., 21.55 Uhr, arte 

Tatort: Coldbach 

Ein neues Tatort-Team tritt an: Der ers¬ 
te Fall führt Franziska Tobler (Eva Lö- 
bau) und Friedemann Berg (Hans-Jo¬ 
chen Wagner) in eine kleine Schwarz¬ 
waldgemeinde, beliebter Wohnort 
junger Familien, deren Kinder dort 
in einem friedlichen sozialen Umfeld 
aufwachsen sollen. Diese Illusion zer¬ 
bricht, als eine Elfjährige erschossen 
wird und der Nachbarjunge verschwin¬ 
det. Mal sehen, ob das Hölderlin-Wort 
stimmt: „Nahe der Idylle wohnt das 
Grauen“. 

So., 1.10., 20.15 Uhr, ARD 


Gegen die Kriminalisierung linker Medien 


Die DKP hat folgenden Aufruf der Ro¬ 
ten Hilfe unterzeichnet (in Auszügen): 

Am 14. August 2017 verbot der Bun¬ 
desinnenminister die Internetplatt¬ 
form linksunten.indymedia.org. Zu¬ 
vor hatte der Verfassungsschutz die 
Internetseite zum „Sprachrohr für 
die gewaltorientierte linksextremis¬ 
tische Szene“ erklärt, um hierfür eine 
Begründung zu liefern. Das letztlich 
am 25. August vollzogene Verbot ist 
ein Akt der Zensur und ein Angriff auf 
die Medienfreiheit. Das kann und darf 
so nicht hingenommen werden. 

(...) 

Der Verfassungsschutz 

Besonders brisant im Kontext des 
Verbotes der Medienplattform Indy¬ 
media linksunten ist die Beteiligung 
des Bundesamtes für Verfassungs¬ 
schutz. Nicht zuletzt im Rahmen der 
Ermittlungen gegen die Naziterro¬ 
risten des NSU wurde offensichtlich, 
dass es sich, vorsichtig ausgedrückt, 
um eine intransparent arbeitende 
Behörde handelt, die de facto kei¬ 
ner demokratischen Kontrolle un¬ 
terliegt. Als Legitimationsbasis für 


ein Verbot von linksunten.indyme- 
dia lieferte das BfV eine Collage von 
Versatzstücken von auf der Seite ver¬ 
öffentlichten Texten. Dies ist insbe¬ 
sondere vor dem Hintergrund frag¬ 
würdig, dass die Behörde ein hohes 
Eigeninteresse an der Abschaltung 
der Webseite besaß. So wurden auf 
linksunten.indymedia zahlreiche kri¬ 
tische Recherchen über die Verstri¬ 
ckungen des Verfassungsschutzes 
in die rechte Szene oder über deren 
geheimdienstliche Praxis gegen die 
Linke veröffentlicht. 

(...) 

Solidarität 

Die Kriminalisierung von Indymedia 
linksunten ist zunächst ein Angriff ge¬ 
gen die gesamte Linke. Sie ist darüber 
hinaus ein Versuchsmodell, wie gegen 
unbequemen unabhängigen Journa¬ 
lismus vorgegangen werden kann. Es 
liegt an uns, Öffentlichkeit und politi¬ 
schen Druck zu erzeugen und diesen 
Angriff gemeinsam zu beantworten. 
Wir fordern die sofortige Aufhebung 
der Verbotsverfügung gegen linksun¬ 
ten. indymedia.org! 


Aktion gegen 
Maulkorb-Regierung 



Am vergangenen Samstag setzte die Kommunistische Partei Luxemburgs (KPL) 
ihren Protest gegen den von der Regierung gegen die Kommunisten verhängten 
Maulkorb bei den offiziellen Radio- und TV-Rundtischgesprächen mit einer 
Protestaktion in Esch/Alzette fort. Die Aktion fand große Aufmerksamkeit, 
Passanten bekundeten ihre Solidarität. 

Zuvor hatte die KPL einen Informationsstand aufgebaut, an dem Parteimit¬ 
glieder die Samstagausgabe der „Zeitung vum Letzebuerger Vollek“ und das 
Rahmenprogramm der KPL zu den Gemeindewahlen verteilten. Während des 
ganzen Nachmittags kam es zu Diskussionen mit Passanten zu konkreten 
kommunalpolitischen Fragen, aber auch zu Gesprächen über die schwierigen 
sozialen Bedingungen, mit denen viele Menschen in Luxemburg zu kämpfen 
haben. zlv. 



UZ-Pressefest 2018 


Das Fest der Solidarität und des Friedens! 


Es ist wieder so weit: Die Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten laden ein zum 20. UZ-Pressefest vom 7. bis 9. September 
2018 in den Revierpark nach Dortmund! Dort feiern wir 
auch den 50. Geburtstag der DKP und den 100. Jahrestag 
der Gründung der KPD. 

Wer wissen möchte, warum und wie die Roten den Kampf ge¬ 
gen Banken und Konzerne führen und gleichzeitig bis in die 
Morgenstunden feiern, der muss zum UZ-Pressefest kom¬ 
men. Wir zeigen, dass es Spaß macht, gemeinsam und gene- 
rationsübergreifend zu diskutieren und zu feiern - selbstor¬ 
ganisiert und ohne Kommerz. 


UZ-Pressefest - Volksfest der DKP heißt: 

★ Künstler erleben, die sich nicht den Profitinteressen der 
Kulturindustrie unterwerfen. 

★ Ein Zeichen gegen Faschismus und Krieg setzen. Refugees 
welcome - kein Zutritt für Rassisten! 

★ Die Kraft der internationalen Solidarität erleben, wenn 
Freunde aus der ganzen Welt Zusammenkommen. 

★ Ein Festival der linken Kultur. Hier steht das solidarische 
Handeln im Mittelpunkt und nicht Resignation. 

★ Eintritt frei! Getränke- und Essenspreise, die sich auch 
Geringverdiener leisten können. 


Aus dem deutschen Blätterwald 



www.ilie-partei.de 


Ein Wahlplakat der PARTEI, welches den Unmut 
der großen Kirchen in Deutschland auf sich zog. 


Man darf ja 

Die „Titanic - Das endgültige Satire¬ 
magazin“ erschien zum ersten Mal im 
November 1979 und ist seit 2004 das 
Zentralorgan der Partei für Arbeit, 
Rechtsstaat, Tierschutz, Elitenförde¬ 
rung und basisdemokratische Initiati¬ 
ve (Die PARTEI). Sie erscheint monat¬ 
lich und ist mit einer Auflage von rund 
100 000 das zweitgrößte Satiremagazin 
nach dem aus der DDR stammenden 
Eulenspiegel. 

Unvergessen bleibt wohl, als Ti¬ 
tanic-Redakteure im Jahre 2000 die 
Entscheidung des Weltfußballverban¬ 
des über den Austragungsort der Fuß¬ 
ball-Weltmeisterschaft 2006 manipu¬ 
lierten. Den FIFA-Vertretern wurden 
via Fax eine Kuckucksuhr nebst ech¬ 
tem Schwarzwälder-Schinken geboten. 
Der neuseeländische FIFA-Vertreter 
Charles Dempsey soll sich deswegen 
bei der Abstimmung enthalten haben 
und bescherte so womöglich Deutsch¬ 
land den Zuschlag. 

Prominentester Vertreter der „Ti¬ 
tanic“ ist der ehemalige Chefredak¬ 
teur Martin Sonneborn, der seit 2014 
für die PARTEI im Europäischen Par¬ 
lament als Fraktionsloser sitzt. Er ist 
dort Mitglied im Ausschuss für Kultur 
und Bildung, in der Delegation für die 
Beziehungen zur Koreanischen Halb¬ 
insel und stellvertretendes Mitglied im 
Haushaltskontrollausschuss. 

Sonneborn berichtet regelmä¬ 
ßig aus dem EU-Parlament. In seiner 
letzten Rede „State of da Union“ vor 
dem EU-Parlament am 13. September 
schreibt er seiner Arbeit als EU-Parla- 
mentarier zu, dass er „die Engländer 
nach Hause geschickt, Martin Schulz 
entmachtet und zum SPD-Spitzenkan- 
didaten degradiert und dass Kanzler- 
Altlast Helmut Kohl vom Netz genom¬ 
men, demontiert und gesichert endge¬ 
lagert wird“. 

Die PARTEI trat auch zu den dies- 
jährigen Bundestagswahlen in allen 
Bundesländern an. Sie konnte mit ih¬ 
rem Kanzlerkandidaten, dem Kabaret¬ 
tisten Serdar Somuncu, 1,0 Prozent der 
Stimmen erringen. Während des Wahl¬ 
kampfs überklebten sie zum Beispiel 
viele Wahlplakate der Grünen mit Auf¬ 
klebern „Ich tanke Diesel“. Viel mehr 


mal lachen 

konnte die PARTEI aber 
im Internet punkten. 

Durch etliche witzige und 
satirische Wahlplakate, 
die in den sozialen Netz¬ 
werken geteilt wurden, er¬ 
reichte sie ihre Wählerin¬ 
nen und Wähler. 

Aufsehen erregte die 
PARTEI, als sie 31 nicht¬ 
öffentliche AfD-Grup- 
pen mit 180 000 Mitglie¬ 
dern auf Facebook unter¬ 
wanderte und übernahm. 

Monatelang hatten sich 
Mitglieder der PARTEI 
als AfD-Sympathisanten 
ausgegeben und sich bei 
den verantwortlichen Ad¬ 
ministratoren lieb Kind 
gemacht, bis sie selber zu 
Administratoren der je¬ 
weiligen Gruppe gemacht 
wurden. Dann verkünde¬ 
te der „Propagandaminis¬ 
ter“ der PARTEI, Shahak 
Shapira, in einem Beken¬ 
nervideo die Übernahme 
der Gruppen durch die 
PARTEI, indem sie ein¬ 
fach die anderen Adminis¬ 
tratoren aus den Gruppen 
schmissen. Die bis dahin 
geteilten Inhalte der Gruppen wurden 
gelöscht und durch Materialien der 
PARTEI ersetzt. 

Die PARTEI ist beliebt bei Journa¬ 
listen. Wie die AfD stellt die PARTEI 
eine Garantie dar, viele Klicks im In¬ 
ternet und mehr Zuschauer und mehr 
Auflage in der realen Welt zu bekom¬ 
men. Interviews mit Martin Sonneborn 
sind heiß begehrt. Man weiß schon im 
voraus, dass ein Gespräch mit ihm lus¬ 
tig und scharfzüngig gegen das politi¬ 
sche Etablishment sein wird. Also et¬ 
was Leichtes, was jeder gern zwischen¬ 
durch bei der Raucherpause oder in 
der U-Bahn konsumiert. 

Schaut man sich die Inhalte der 
PARTEI an, ist man verleitet, hier 
und dort linke, wenn nicht sogar fort¬ 
schrittliche Standpunkte zu erkennen. 
Ein Grund zu Freude? Einerseits ja, 
weil durch die PARTEI mehr Men¬ 


schen von ihnen hören als die, die es 
mit gesellschaftlichem Fortschritt ernst 
meinen, heute erreichen würden. An¬ 
dererseits nein, weil so sinnvolle Forde¬ 
rungen als Klamauk abgekanzelt wer¬ 
den. Linker Politik, wie auch immer sie 
im Konkreten aussehen mag, wird ihre 
Ernsthaftigkeit in Abrede gestellt. Das 
steigert natürlich die Verwertbarkeit 
der PARTEI für die deutsche Medien¬ 
landschaft zwischen Springer, Burda 
und Bertelsmann. 

Wie sympathisch einem die PAR¬ 
TEI und ihr Zentralorgan „Titanic“ 
auf den ersten Blick auch sein mag, 
darf man nicht übersehen, dass das In¬ 
teresse der PARTEI in der satirischen 
Kommentierung des politischen Sys¬ 
tems liegt und nicht in der Änderung 
der Machtverhältnisse zu Gunsten der 
lohnabhängigen Menschen in unserem 
Land. Christoph Hentschel 















